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Der Kaiser. 

Mehr noch als in den ersten Jahren seiner Re- 
gierung galt es vom Kaiser Wilhelm IT. im Jahre 
18£0, dass er der Brennpunkt der Aufmerksam- 
keit der ganzen Welt war. Unausgesetzt sind die 
Augen aller Weltteile auf ihn gericlitet, und man 
kann sagen, dass er mit seinem Namen die Erde 
erfülle. Denn ihm ist eine grosse weltgeschicht- 
liche Aufgabe gestellt. Wenn es wahr ist, was- 
Welterfahrene behaupten, dass aus der Gestaltung 
der politischen und internationalen Verhältnisse 
am Ende dieses Jahrhunderts die Zeichen der Zeit 
abzulesen sein werden, ob am Ende des nächsten 
Jahrhunderts Europa noch monarchisch sei, so 
wird es auch keinem Widerspruch begegnen, dass 
der Schwerpunkt dieser Entsclieidung in den Hän- 
den Wilhelms TI. liegt. 

Im Anfänge des Monats Februar 1890 über- 
raschte er Deutschland und die Welt mit den 
bekannten zwei Erlassen, von denen der an den 
Reichskanzler diesen beauftragte, zunächst in 
Frankreich, England und der Schweiz anzufragen, 
ob die dortigen Regierungen geneigt wären, mit 
der. deutschen in Unterhandlung zu treten behufs 

einer internationalen Verständigung über die Mög- 
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liclikeit, denjenigen Bedürfnissen und Wünschen 
der Arbeiter entgegenzukommen , welche in den 
Ausständen der letzten Jahre und anderweit zu 
Tage getreten sind. Der Erlass an die Minister 
für öffentliche Arbeiten und für Handel und Ge- 
werbe bezeichnete es als Aufgabe der Staatsgewalt, 
die Zeit, die Dauer und Art der Arbeit so zu 
regeln, dass die Erhaltung der Gesundheit, die 
Gebote der Sittlichkeit, die wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse der Arbeiter und ihr Anspruch auf ge- 
setzliche Gleichberechtigung gewahrt bleiben; durch 
die Errichtung von Arbeiterausschüssen sollte der 
Friede zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
mehr gepflegt, die staatlichen Bergwerke sollten 
bezüglich der Fürsorge für die Arbeiter zu Muster- 
anstalten entwickelt, für den Privatbergbau staat- 
liche Aufsichtsbeamte aufgestellt werden. Zur 
Vorberatung dieser Fragen sollte der Staatsrat 
unter Vorsitz des Kaisers und unter Zuziehung 
derjenigen sachkundigen Personen, welche von 
diesem berufen würden, zusammentreten. 

Der grosse Ausstand der Bergarbeiter im 
Frühjahr 1890 gab dem Herrscher den äusseren 
Anlass, sich mit diesen wichtigsten Erscheinungen 
der Gegenwart eingehender zu befassen. Die be- 
queme Hegieningskunst, die darin besteht, das 
Missvergnügen zur Revolution anschwellen zu 
lassen , um darin die Aufständischen niederzu- 
kartätsch , und der bedrängten Gesellschaft nach 
erfolgtem Aderlass auf einige Jahre Ruhe zu ver- 
schaffen, mag von den Republikanern an der Seine 
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geübt werden, sie ist eines Hohenzollern unwürdig. 
Sie bat nur ein einziges Mal den Gegenstand eines 
Gesprächs gebildet. Der Kaiser versuchte bei 
dem Bergarbeiterausstand zu vermitteln; er 
versicherte die Arbeiter seines Wohlwollens, 
so lange sie sich in den Grenzen des Ge- 
setzes hielten, und bewog die Arbeitgeber soweit 
nachzugeben, als es im Interesse ihrer Industrie 
möglich war. Aber dieses Mittel wirkte doch nur 
vorübergehend; es galt, das Ding bei der Wurzel 
anzufassen und die Nachricht ist begründet, dass 
seit jener Zeit Kaiser Wilhelm II. die Arbeiter- 
frage nicht wieder aus den Augen gelassen habe. 
Sein jugendlicher Eifer rastete nicht, bis er von 
den verschiedensten Seiten Erkundigungen einge- 
zogen hatte und bis es ihm gelungen war, seine 
Minister zu überzeugen und als Mitarbeiter zu 
gewinnen. 

Der Eindruck, den die Erlasse machten , war 
bei allen politischen Parteien fast derselbe. Zu- 
mal die freisinnige Partei feierte den Kaiser als 
den Vollstreckerihres Programms. Das „Berliner 
Tageblatt“ schrieb : „Wir Liberalen können uns 
freuen, dass wir dieser Initiative des Monarchen 
vorgearbeitet haben. Die Wähler in Stadt und 
Land werden aus diesem Vorgänge erkennen, wie 
weit jene von den kaiserlichen Ideen entfernt ge- 
wesen sind, die bisher vorgegeben hatten, sie in 
Generalpacht genommen zu haben.,.. o Die ver- 
ketzerten Freisinnigen sind es, deren Programm 

mit dieser Kundgebung des Souveräns einen mäch- 
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tigeii Schritt zu seiner Erfüllung gethan hat.“ 
Der „Berliner Börsen-Courier“ sagte: „Die Erlasse 
des Kaisers huldigen einer anderen Auffassung 
(als des Reichskanzlers), nämlich gerade derjenigen, 
welcher der Reichstag auf freisinnige Anregung 
hin Ausdruck gegeben hat“. 

Im Auslande wurde der Enthusiasmus der 
Deutschen fast noch überboten. Das „Wiener Frem- 
denblatt“ meinte, die Greschichte der europäischen 
Wirtschaft- und Sozialpolitik habe wenige Er- 
eignisse zu verzeichnen von gleich vielversprechen- 
der Bedeutung. Die kaiserliche Kundgebung gehe 
weit über das von dem Reichstage gestellte Be- 
gehren hinaus und könne nicht verfehlen, den 
tiefsten Eindruck auf die deutsche Arbeiterwelt 
zu machen. Jedenfalls habe Kaiser Wilhelm einen 
unermesslichen Beweis seiner hochherzigen, wahr- 
haft volksfreundlichen Gesinnung geliefert. Dauer- 
hafter als Ei*z werde die Erinnerung daran in den 
Gefühlen aller in der Geschichte fortleben. — Die 
„Wiener Presse“ sagte, am Eingangsthore der neu 
eröffneten Zeit ständen nicht mehr die engen, be- 
grenzten Ideen von örtlicher und zeitlicher Gel- 
tung; es sei die Idee des gesitteten und veredel- 
ten Menschentums, welche uns in Zukunft geleiten 
werde. — Das „Wiener Tageblatt“ führte aus, die 
Erlasse des Kaisers kündigen eine neue Ordnung 
der Dinge, eine neue Weltära an. Es gereiche 
dem deutschen Kaiser zum Ruhme, dass er mit 
seiner mächtigen Hand die Lösung der Arbeiter- 
frage durchführen wolle. Eine Welt mit neuen 
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Anschauungen und neuen Idealen trete ins Dasein. 
— Die konservative „St. James Gazette“ erkannte 
in den Vorschlägen des Kaisers ein bedeutsames 
Zeichen der Zeit. Obgleich Engländer kaum vor- 
schnell der Intervention deritegierungen in Arbeiter- 
fragen entgegenkomme n würden, so sei es doch un- 
leugbar, dass der Strom der Zeit sich in der vom deut- 
schen Kaiser angegebenen Richtung bewege. Der 
englische Kardinal Manning, Erzbischof von West- 
minster, sprach sich in einem Schreiben an den Her- 
ausgeber der „Deutschen Revue“ über die Be- 
strebungen des Kaisers für das Wohl der arbeitenden 
Klassen also aus: „Ich halte diesen kaiserlichen 
Akt für den weisesten und würdigsten, der von 
einem Souverän unserer Zeit bisher ausgegangen 
ist. Die Lage, in der sich die Lohnarbeiter aller 
europäischen Länder befinden, ist eine schwere 
Gefahr für jeden Staat in Europa. Die langen 
Arbeitsstunden, die Frauen- und Kinderarbeit, die 
dürftigen Löhne, der unsichere Verdienst, der von 
der modernen Volkswirtschaft grossgezogene Wett- 
betrieb, die diesen und anderen Ursachen ent- 
springende Vernichtung des häuslichen Lebens haben 
es nachgerade unmöglich gemacht, ein menschen- 
würdiges Dasein dabei zu führen. Wie kann ein 
Mann, der 15 bis 16 Stunden täglich arbeitet, 
seinen Kindern ein Vater sein? Wie kann eine 
Frau, die den ganzen Tag nicht zu Hause ist, 
die Pflichten einer Mutter erfüllen? Das häus- 
liche Leben wird auf diese Weise zur Unmöglich- 
keit gemacht. Und doch beruht auf dem Familien- 
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leben die ganze staatliclie Ordnung der mensch- 
lichen Gesellschaft. Wenn das Fundament ge- 
schädigt wird, was soll aus dem Bau werden? 
Kaiser Wilhelm hat sich daher als ein wahrer 
und weitsichtiger Staatsmann erwiesen.“ B.eim 
Jahresmahle der deutschen Wohlthätigkeitsgesell- 
schaffc in London brachte der Lord Mayor von 
London, Sir Isaaks, folgenden Trinkspruch aus: 
„Selten hat ein junger Herrscher auf einem so 
mächtigen Throne für die niedrigsten wie für die 
liöchsten seiner Unterthanen ein gleich warmes 
Herz gezeigt. Ich hoffe, seine Regierung wird 
lang, und ich glaube, sie wird glücklich sein. 
Bei dem Regierungsantritt glaubten hier viele 
Pessimisten, dass der Kaiser ausschliesslich Sol- 
dat sei, indessen während Se. Majestät stets sorgen 
wird, dass das Schwert schlagfertig ist, wird er 
dabei die Pflugschar nicht vernachlässigen. Un- 
längst kam er nach England. Sie wissen, welchen 
Empfang er fand; er war zu diesem Empfang be- 
rechtigt, denn in seinen Adern fliesst englisches 
Blut, wie in den Adern seiner Mutter deutsches 
Blut fliesst. Ich glaube, dass dieser Mischung 
gutes entspriessen wird; ich hoffe, der Kaiser wird 
nach England zurückkehren, und wenn er kommt, 
wird er einen noch wärmeren Empfang finden.“ 
Das „Journal des Debats“ in Paris sprach sich 
also aus: „Die kühne Initiative des deutschen 
Kaisers behufs Lösung der Arbeiterfrage ist das 
bedeutendste internationale Ereigniss, welches sich 
seit langer Zeit zugetragen bat. Der Kaiser ist 
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durcli und durch aufriclitig von seiner hohen so- 
zialen Stellung überzeugt, von dem Wunsche be- 
seelt, sie zu erfüllen, und obwohl Vorbehalte zu 
machen sind , so gereicht die Thatsache allein, 
dass er die Pläne entwarf und mit solcher Ge- 
nauigkeit zum Ausdruck brachte, seinem Charak- 
ter zur Ehre, der dadurch in einem etwas neuen 
Lichte erscheint. Vielleicht betritt er eine Bahn, 
auf der er Enttäuschungen begegnen wird, aber 
seine Initiative kann bei der Entschlossenheit, mit 
der er an’s Werk ging, und in der er ohne Zweifel 
beharren wird, nicht umhin, Resultate herbeizu- 
führen,“ Das Pariser Arbeiter -Organ „Peuple“ 
rühmte die Kühnheit und Entschlossenheit, welche 
der Kaiser zur Lösung der Arbeiterfrage anwende. 
Ferner traten radikale Blätter in Frankreich 
dafür ein, dass die Arbeiterpartei die kaiserhchen 
Bestrebungen unterstütze. Die „Nation“ schrieb: 
„Eine neue Aera kündigt sich an, welcher alle 
Demokraten und Sozialisten Beifall zollen müssen. 
Selbst wenn des Kaisers Versprechungen sich nicht 
erfüllen, besteht seine That und zeigt für die Zu- 
kunft das wahre Ziel jeder grossen Politik: Den 
sozialen Frieden durch die Linderung der Beschwer- 
den der arbeitenden, heute geopferten Klassen.“ 
Warum Fürst Bismarck das Handelsministe- 
rium an Herr v. Berlepsch abtrat, erörtei’te Herr 
Richter im Landtage mit den Worten: „Der Herr 
Reichskanzler hat dem Arbeiterschutz-Gesetz, wel- 
ches der Reichstag fast einstimmig wiederholt an- 
genommen hat, aufs äusserste widerstrebt, der 
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Monarch aber teilt die Ansicht des lleichstags, 
kommt zu der Erkenntnis, dass der Reichstag in 
dieser Frage Recht hat, will in einer der des 
Reichstags konfonnen Richtung in der Arbeiter- 
schutz-Gesetzgebung Vorgehen. Es ist ja ganz 
natürlich, dass er dann den 'Wunsch haben muss, 
zur Ausfürung dieses seines irdt dem Willen des 
Reichstages übereinstimmenden Willens einen selb- 
ständigen Handelsminister zu ernennen, wenn man 
nicht überhaupt mit dieser Frage die Personal- 
ftage des Reichskanzlers in Verbindung bringen 
will, was jedenfalls unzweckmässig wäre und den 
Erlass eines Arbeiterschutz-Gesetzes nicht beschleu- 
nigen würde. Also ich finde diese pers(3nliche 
Massnahme, diese Ernennung eines selbständigen 
Handelsministers aus der augenblicklichen poli- 
tischen Situation und der Verhältnisse heraus 
sehr erkrärlich und sehr verständig.“ 

Die Eröffnung des preussischen Staatsrats 
erfolgte am 14. Februar im Elisabethsaal des 
Schlosses. Die Mitglieder des Staatsrats bestanden 
aus etwa 50 durch Geburt oder Amt stimmberech- 
tigten f^ersönlichkeiten (Prinzen, Minister, Feld- 
marschälle , Oberpräsidenten , kommandierende 
Generale und andere) und 71 Neuernannten. Zu 
dieser grossen Anzahl von Mitgliedern wurden 
von Kaiser Wilhelm II. neun neue ernannt: Fürst 
Pless, reicher Besitzer oberschlesischer Bergwerke, 
V. Stumm, der grösste Bergwerksbesitzer im Saar- 
gebiet, Geheimrat Krupp aus Essen, welcher für 
seine Arbeiter mustergültige Anstalten gegründet 
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hat, Geheimrat Hiiitzpeter, Erzieher des jetzigen 
Kaisers, v. Huene, wohlvertraut mit den Ver- 
hältnissen der oberschlesischen Bergwerksre^dere, 
Graf Douglas , grösster Bergwerksbesitzer am 
Harz, Jenke, Direktor der Krupp’schen Werke 
in Essen, Bitter, Generaldirektor des Fürsten 
Pless in AValdenburg, Professor v. Heyden aus 
Berlin. 

Bei Eröffnung des Staatsrats hielt der Kaiser 
eine Ansprache, in welcher er seinen Willen an- 
kündigte, das Gutachten desselben über diejenigen 
Massnahmen zu hören, welche zur besseren Rege- 
lung der A^erhältnisse des Arbeiterstandes er- 
forderlich seien. Als Referenten bezeichnete er 
den Oberbürgermeister IMiquel und den Geheimen 
Finanzrat Jenke. Nach Abschluss der Abteilungs- 
beratungen sollte der Staatsrat wieder zusammen- 
treten. Für die Beratungen der Abteilungen 
wurden noch mehrere Saclikundige zugezogen, 
wie Schlossermeister Deppe, Werkmeister Spengler, 
Bautischlermeister Vorderbrügge, Putzer Buchholz, 
ein Sozialdemokrat. 

Den Beratungen der Abteilungen des Staats- 
rats am 26., 27. und 28. Februar wohnte der 
Kaiser bei und führte den Vorsitz. Er leitete 
die Erörterungen, führte die Rednerliste, formu- 
lierte die Fragestellungen und beaufsichtigte die 
Abstimmungen , an welchen nur die berufenen 
Mitglieder teilnehmen durften. Uber den Inhalt 
der Beratungen und den Wortlaut der Beschlüsse 
wurde Geheimhaltung beschlossen. Der Schluss 
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der Staatsratssitzungen erfolgte am 28. Februar. 
Der Kaiser äusserte sich erfreut über das erzielte 
günstige Ergebnis der Verhandlungen, bat aber 
die Mitglieder, nicht vergessen zu wollen, dass 
es sich bei denselben keineswegs um eine Be- 
kämpfung der Sozialdemokratie handle , sondern 
lediglich um Ermittlung, und soweit thunlich, um 
Befriedigung berechtigter Wünsche und Ansprüche 
der Arbeiter. „Was die Sozialdemokratie betrifft, 
so ist das eine andere Sorge, mit der werde Ich 
nötigenfalls allein fertig werden und bedarf Ihres 
Rates und Ihrer Unterstützung dazu nicht.“ 

Darauf lud der Kaiser sämtliche Anwesenden 
aut' den 1. März zur kaiserlichen Tafel im Sclilosse. 
Dort heiTschte eine gehobene Stimmung. Der 
Kaiser unterhielt sich nach Aufhebung der Tafel 
mit einzelnen Mitgliedern. Schlossermeister Deppe 
war sehr entzückt, vom Kaiser selbst mit wohl- 
wollenden Worten der Kaiserin vorgestellt zu 
werden. Er berichtete darüber: 

..Der Erste und der Letzte auf dem Platze 

/7 

folgte der Kaiser den Verhandlungen mit ge- 
spannter Aufinerksamkeit. In den Frühstücks- 
pausen, in welchen der Herr Minister des Innern 
uns an verschiedenen Tischen in zwangloser Reihe 
bewirtete, wurde aus dem pflichttreuesten der 
leutseligste Monarch. Ja, man vergass ganz, dass 
es der deutsche Kaiser war, wenn man allein 
oder im Kreise von Einzelnen vor ihm stand, 
diese oder jene Frage erläuternd. Als ich be- 
scheiden zurückstehend vom Herrn IVIinister von 
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Boetticher am Arm genommen und vor S. Majestät 
geführt wurde, hatte ich zugleich Gelegenheit, an dem 
Disput mit dem sozialdemokratischen Putzer, Herrn 
Buchholz , der als Arbeitervertreter und nicht 
ständiges Mitglied der Unfallversicherung circa 
650,000 Stimme auf sich vereinigt hatte, teilzu- 
iiehmen. Herr Buchholz, mit dem eisernen Kreuz 
dekoriert, glaubte Patriotismus und Sozialismus 
verbinden zu können und wollte durchaus nicht 
das Regiment Sr. Majestät beseitigt wissen. Hier- 
auf fragte Se. Majestät: „Glauben Sie, dass Ihre 
Führer im Reichstag etwas für Sie thun werden?“ 
Herr Buchholz antwortete: „Jawohl, Majestät, 

sie haben es ja versprochen, und wenn sie nichts 
thun, dann wählen wir sie nicht wieder.“ Hier- 
auf sagte Se. Majestät: „Nun, wir werden ja 

sehen. Wenn man nur einmal die Probe machen 
könnte, und diese Herren die Verantwortung der 
Regierung tragen müssten, aber Ich kann doch 
nicht Bebel auf den Thron lassen.“ Wir Hand- 
werker, Herr Tischlermeister Yorderbrügge und 
ich brachten nun Herrn Buchholz in die Enge, 
aber als Majestät am andern Morgen fragte: 
„Na, haben Sie ihn denn herum gekriegt?“ musste 
ich doch mit „Nein“ antworten. Nach Schluss 
der Sitzungen lud uns Se. Majestät am anderen 
Tage zur Mittagstafel um 6 Uhr im Sclilosse ein, 
und es kam denn auch am andern Tage ein Hof- 
wagen bei meinem Quartier vorgefahren, um die 
Einladung per Karte zu bringen. Diese Karte 
wird mir und meinen Kindern eine liebe Er- 


12 


innerung bleiben. Im Schlosse sahen nun die 
Herrn Minister und die Mitglieder des Staatsrats 
ganz anders aus. Die mit Orden übersäeten 
Uniformen waren vorherrschend. Auch Füi'st Bis- 
marck und sein Sohn Herbert waren zugegen. 
Als sich ersterer mit mir vor dem Essen in ein 
Gespräch einliess, drückte ich meine besondere 
Freude darüber aus, dass uns bei den Beratungen 
Se. Majestät selbst das Wort erteile. „Jetzt 
wollte ich,“ sagte Durchlaucht, „dass Majestät 
das Wort zum Essen erteilt, denn es dauert doch 
sehr lange.“ Bald darauf stiess auch der Marschall 
mit dem Stabe auf, und der Aufbruch zum Essen 
in der Bildergal lerie begann. Ich hatte die 
Freude, neben dem militärischen Erzieher der 
Prinzen, Herrn Major v. Falkenhagen und dem 
Hofmarschall Grafen Pückler zu sitzen. Die Tafel 
zierten die schönen silbernen Tafelaufsätze, die 
Geschenke der grossen Städte zu des Prinzen 
Hochzeit. Das Beste sollte aber noch kommen. 
Nach der Tafel fand Vorstellung vor Ihrer Majestät 
der Kaiserin statt. Auch mich zog der Staats- 
secretär Bosse heran, und da stand ich nun, vom 
Kaiser selbst mit wohlwollenden Worten vor- 
gestellt, vor der deutschen Kaiserin. Mancher 
von der verehrten Versammlung wird mich be- 
neiden. Ich aber wünschte Ihnen allen solch’ 
herrlichen Anblick und stimme dem Herrn Staats- 
secretär Bosse bei: „Ich wollte, dass recht \dele 
Unterthanen die Majestäten kennen lernten, dann 
würde manches anders sein.“ 
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Die in dem ersten Erlass geplante Konferenz 
für Arbeiterschutz tagte vom 15. bis zum 28. März. 
Am 26. Februar ergingen die Einladungen an 
folgende Staaten: Belgien, Dänemark, England, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlande, 
Oesterreich-Ungarn, Portugal, Schweden und Nor- 
wegen, die Schweiz und Spanien. Russland und 
die Staaten der Balkanhalbinsel, deren 'Ausfuhr 
nicht industrieller Natur sind, wurden nicht eingre- 
laden. Der Vorschlag des Kaisers war, es solle 
eine Versammlung stattfinden von Vertretern der 
Regierungen, welche sich dafür interessieren, das 
Loos der Fabrik- und Minenarbeitern zu verbes- 
sern und zwar, da die Politik von den Beratungen 
ausgeschlossen war, von Fachmännern, nicht von 
Diplomaten. 

Die Konferenz wurde am 15. März vom 
Handelsminister von Berlepsch im Kongresssale 
des Reichskanzlergebäudes eröffnet. Es wurden 
drei Ausschüsse gebildet : für Bergwerksarbeit, für 
Sonntagsarbeit, für die Arbeit der Frauen, Kinder 
und jungen Personen. Die Präsidenten dieser Aus- 
schüsse waren der preussische Bergrat Hauche- 
corne, der Fürstbischof Kopp und Jules Simon,. 
Senator und ffitglied der französischen Academie, 
welcher unter den fremden Vertretern das grösste 
Ansehen genoss, ein „liebenswürdiger Patriarch 
von 76 Jahren. Am 18. März machte Fürst Bis- 
marck während der Frühstückspause der Kon- 
ferenz einen Besuch und verkehrte aui’s liebens- 
würdigste mit den Vertretern der fremden Staaten, 
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besonders mit Jules Simon und dem italienischen 
Senator Boccardo. Am nämlichen Tage war für 
die Mitglieder der Konferenz abends im Schlosse 
Empfang und nachher Essen in der Bildergallerie. 
Die Majestäten Hessen sich jeden einzeln Bevoll- 
mächtigten vorstellen, richteten an jeden eine An- 
sprache und führten während des Essens und im 
Rittersale beim Kaffee die lebhafteste Unterhal- 
tung. Jules Simon äusserte sich nach seiner 
Rückkehr nach Paris bei Ribot, dem Minister des 
Auswärtigen und beim Präsidenten Carnot sehr 
anerkennend über die ihm und seinen Kollegen 
von allen Seiten erwiesenen Aufmerksamkeiten 
und fügte hinzu, dass er über die Sicherheit und 
über die Fülle des Wissens des jungen Herrschers 
ganz betroffen gewesen sei. 

Als Herr Jules Simon nach Paris zurückge- 
kehrt war, wurde er von einem Interviewer auf- 
gesucht, der darüber berichtete: 

„GrlückHche Kongresse haben keine G-eschichte.“ 
Herr Jules Simon entschuldigte sich von vorn- 
herein darüber, dass er auch nicht eine Neuigkeit 
von BerHn mitgebracht habe. 

„Unsere Existenz während dieser \ierzehn 
Tage,“ sagte er, „war die einfachste von der 
Welt. Den Bericht darüber haben Sie in den 
Zeitungen gelesen. Wir hatten im Reichskanzler- 
haus eine ganze Zimmerreihe zu unserer Ver- 
fügung, sie setzte sich zusammen aus zwei sehr 
schönen Sälen , und vier minder bedeutenden 
Räumen, in denen die drei Kommissionen ihre 
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Sitzungen kielten; einer der Säle war für die 
Plenarversammlungen, in dem andern war das 
Büffet aufgestellt. Dort trafen wir zwischen ein 
und zwei Uhr zum Frühstück zusammen, unsere 
Sitzungen begannen um zehn Uhr morgens und 
endeten um fünf Uhr. 

Die Delegirten haben von dem Kaviar und 
dem Sherry des Reichskanzleramts keine schlechte 
Erinnerung mitgebracht.“ 

— Und die Diskussionen? 

— „Die Diskussionen waren ruhig, höflich, 
ohne bemerkenswerten Zwischenfall.“ 

— In Paris liefen aber Gerüchte um? 

— „Ich weiss, sagte Herr Simon mit einem 
Lächeln, der Zwischenfall Delahaye; man hat die 
Dinge lächerlich übertrieben. Die Sache lag wie 
folgt. Der Arbeitersprecher wollte das Wort über 
die Regulierung des Arbeitstages der Erwachse- 
nen nehmen. Es war indessen festgestellt wor- 
den, dass die französische Delegation in diese 
Frage nicht eintrete. „Ich vertrete hier,“ sagte 
Herr Delahaye an seinem Vorsatz festhaltend, 
„die französischen sozialistischen Arbeiter.“ 

„Sie vertreten hier, werter Freund, entgeg- 
nete ich, weder Arbeiter noch Sozialisten, sondern 
die französische Regierung.“ 

„Dann ist meine Anwesenheit in Berlin über- 
flüssig und ich gehe.“ „Bleiben Sie, ich werde 
die Sache arrangieren . . .“ 

Im Einverständnis mit Herrn von Berlepsch 
und Herrn Herbette schlug Jules Simon dem Ar- 
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beiterdelegierten vor, seine Rede anfzuschreiben, 
und man kam überein, dass Herr Delahaye in 
einer der drei Schlusssitzungen seine Rede vor- 
lesen solle. Damit erklärte sich dieser zufrieden- 
gestellt, und der Zwischenfall war beendet. 

— Und hat diese Vorlesung keine neuen 
S ch wierigkeite n ergeben ? 

— „Keine. Als Herr Delahaye das "Wort am 
Schlüsse der Zusammenkunft erhielt, erhob icli 
mich; ich bemerkte einfach, dass Herr Delalia}*e 
nur im eignen Namen rede, und seine Schlüsse 
uns nicht verpflichteten. Als sodann Herr Dela- 
haye darauf drang, dass seine Rede in das Pro- 
tokoll aufgenommen werde, was gegen den Ge- 
brauch war, da die Protokolle nur das Resume 
der durch die Gesammtheit der Delegierten jedes 
Landes ausgedrückten Ansichten entliielten , so 
schlug der Fürstbischof Kopp in entgegenkom- 
mender Weise vor, die Rede Delahaye’s sollte als 
Anlage dem Protokoll beigefügt werden. 

Damit war dann Alles zufrieden. — Ich muss 
hinzufügen , dass die Haltung des Herrn Dela- 
haye von fehlerloser Korrektheit war. Für mich 
war er von äusserster Zuvorkommenheit und un- 
sere Beziehungen waren die besten . . . Im Uebri- 
gen war die Aufgabe für uns die einfachste von 
der Welt . . . Niemanden zu hindern, keine Initia- 
tive zu nehmen, sondern lediglich im Rahmen der 
Möglichkeit die Initiative der Andern zu unter- 
stützen . . . Niemanden unsere Hülfe aufzudrän- 
gen, aber sie aucli Niemanden zu versagen. 


Digitized byGoogl 


17 


— liat reichlich (Tcbrauch davon ge- 
macht? 

— „Zweifelsohne. Und als Franzosen nifissen 
wir uns dadurch äiisserst geschmeichelt fülilen. 
Ich darf Timen das sagen, fügte Jules Simon mit 
lächelnder Bescheidenheit hinzu: ich war ein we- 
nig das verzogene Kind der Konferenz . . 

Hier begann dann eine intime Unterhaltung, 
die, wie leicht begreiflich, nicht wörtlich und in 
allen ihren Teilen wiedergegeben werden kann. 
Im übrigen haben die Depeschen aus Berlin seit 
vierzehn Tagen uns hinreichend belehrt, in welcher 
unvergesslichen Weise unser Landsmann auf der 
Konferenz gefeiert wurde und das nicht blos durch 
seine europäischen Kollegen, — ,,sie hatten alle 
meine Bücher gelesen und kannten meine Bio- 
graphie besser als meine Freunde“, sagte Herr 
Simon zu mir — sondern durch seine Wirte aus 
der Regierung und vom Hofe .... 

Herr Jules Simon kannte den Kanzler nicht. 
Er war im Jahre 1870 in Bordeaux, wo er «ganz 
allein die Regierung bildete wie er sich aus- 
drückte, zu jener Zeit, als die ersten Unter- 
handlungen zwischen Thiers und Bismarck er- 
öffnet wurden. Die zwei Staatsmänner hatten 
sich noch nirgends begegnet. In Berlin trat der 
Fürst aut unsern Landsmann zu, begleitet von 
seinen zwei Hunden: „Ich stelle mich selbst vor; 
ich bin Herr v. Bismarck.“ Und die Unterhaltung 
nahm dann ihren ungezwungenen Verlauf. 

Gerade an dem Tage, an welchem die De- 
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mission des Fürsten angenommen worden war, 
speiste die französische Delegation im engsten 
Kreise bei Herrn v. Bismarck. Der Fürst war 
ruhig, machte seine Pläne und arrangierte sich 
mit gutem Humor sein Leben als Rentier. „Ich 
habe Vermögen,“ sagte der Fürst; „ich besitze 
20000 Hektaren Wälder; es ist Zeit, dass ich 
mich derselben annehme.“ Herr Simon scheint 
üerzeugt zu sein, dass der Rücktritt des Kanzlers 
ein ernsthafter ist. Er erzählte weiter von der 
liebenswürdigen Weise, in der ihn alle Welt em- 
pfing. Der Feldmarschall Graf v. Moltke, der 
junge und sehr distinguierte Präsident der Kon- 
ferenz, Herr v. Berlepsch, der Fürstbischof 
Dr. Kopp von Breslau, die beiden Kaiserinnen, 
welche gegen alle Delegierten ungemein huldvoll 

waren, aber den französischen Delegierten gegen- 

• • 

über noch einen Überschuss von Aufmerksamkeit 
hatten, der alle überraschte, und endlich der 
Kaiser. 

Wilhelm U. spricht französich mit der voll- 
kommensten Leichtigkeit und ohne Accent. Herr 
Jules Simon schien sehr betroffen durch die Sicher- 
heit und die Menge des Wissens des jungen Herr- 
Sehers. Uber alle Fragen, die das Programm des 
Kongresses bildeten, entwickelte Kaiser Wilhelm 
im Laufe des Diners, das den Mitgliedern der 
Ko nferenz gegeben wurde, und bei welchem Jules 
Simon zu seiner Rechten sass, mit grosser Schärfe 
und einer gewissen Familiaiität höchst individuelle 
und bemerkenswerte Ansichten. „Entweder,“ so 
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sagte Herr Jules Simon, „hat der deutsche Kaiser 
in den letzten Monaten sich sehr verändert .... 
oder man hat ihn uns sehr falsch geschildert.“ 
Die Delegierten wurden viermal bei Hofe 
empfangen, es gab für sie ein grosses Diner, eine 
Defiliercour, ein Galakonzert und vor ihrer Ab- 
reise eine Art Abendbrot, ausschliesslich für 
Herren. Eigentümlicherweise besteht der für 
diese Zusammenkünfte, die um neun Uhr abends 
stattfinden, vorgeschriebene Anzug in Frack und 
schwarzer Halsbinde. Die Delegierten, die an 
diesem Abend auf der französischen Botschaft 
diniert hatten, mussten n^ch dem Hotel zurück, 
um an die Stelle der weissen die schwarze Binde 
anzulegen, die Hoftracht. Als um 11 Uhr Herr 
Jules Simon ein wenig ermüdet schien, näherte 
sich ihm der Kaiser und sagte ihm vertraulich: 
„Gehen Sie doch zur Ruhe.‘‘ — „Aber, Majestät 
— „Gehen Sie nur immer. Sie müssen schlafen; 
ich will Sie nicht krank nach Paris zurück- 
schicken.“ 

Alles in allem, so kann die französische De- 
legation nur auf den Empfang stolz sein, den sie 
bei unseren Nachbarn gefunden hat. ,, Dieser Em- 
pfang, sagte Herr Simon, war so zuvorkommend 
und herzlich, wie man ihn nur wünschen konnte. 
Es wäre ein Unrecht, das nicht anzuerkennen.“ 
— Und die Konferenz? 

— „Die Konferenz war, wenn sie auch kein 
unmittelbar praktisches Ergebnis haben sollte, 
nicht unnütz. Sie kennen meine Ansicht über 

o * 
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die dort besprochenen Fragen. Ernstere giebt es 
in der Welt nicht. Hat die Berliner Konferenz 
auch mir die Wirkung, der Aufinerksamkeit von 
Europa diese Probleme nahezulegen, so müssen 
die Philosophen sich zufrieden geben und deshalb, 
was auch die Skeptiker sagen, ist die Konferenz 
ein historisches Datum.“ 

Herr Simon zeigte mir weiter einen Blumen- 
korb voll von Flieder. 

„Das ist ein Geschenk, das mir am Kölner 
Bahnhof durch eine Dame gewidmet wurde, die 
mich bat, die Blumen zwei oder drei Tage auf 
dem Arbeitstisch aufz^bewahren ; sie verschwand, 
ohne mir ihren Namen zu sagen.“ 

Herr Jules Simon nahm freundliche Erinne- 
rungen an Deutschland mit nach Hause. Die Resul- 
tate der internationalen Konferenz schlug er nicht 
zu hoch an. Sie waren eben nur moralische. 

Die aus den Verhandlungen des Staatsrates 
und der Konferenz hervorgegangenen Gewerbe- 
ordnungsnovelle hat den Reichstag beinahe ein 
ganzes Jahr beschäftigt; datiert vom 6. Mai 1890, 
wurde sie nach dreitägiger Debatte (am 17., 19. und 
20. Mai V. J.) einer Kommission von 28 Mitgliedern 
überwiesen, welche die erste Lesung im Juni und 
November, die zweite im Dezember und Januar 
erledigte. Noch nie zuvor hat der Reichstag auf die 
Beratung eines Gesetzentwurfes soviel Zeit ver- 
wendet. Während die zweite Lesung der ganzen Ge- 
werbeordnung im Jahre 1869 vierzehn Sitzungen des 
Plenum erforderte, hat man zu einer doch immer 
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nur teilweisen Kevision derselben nicht weniger 
als sechsundzwanzig Sitzungen in zweiter Lesung 
im Plenum gebraucht. Schuld daran war die 
chronische Beschlussunfähigkeit des Hauses. Die 
Sozialdemokraten machten sich diese zu Nutze, 
stellten Anträge und hielten Reden in verschwen- 
derischer Fülle und erzählten daheim den Arbeitern, 
*der deutsche Reichstag habe für ihre Angelegen- 
heiten so wenig Interesse , dass die Mehrzahl 
seiner Mitglieder sich an den Beratungen darüber 
gar nicht erst beteiligten. Im Wesentlichen hat 
sich das Plenum die Beschlüsse der Kommission 
angeeignet, welche bekanntlich in Bezug auf 
Sonntagsruhe und Frauenschutz ein wenig über 
die Vorlage hinausgingen, während sie hinsichtlich 
der ins Auge gefassten Stärkung der väterlichen 
Autorität und im Punkte der vielberufenen Busse 
hinter derselben zurückblieben und die Straf- 
fälligkeit der öffentlichen Aufforderung zum wider- 
rechtlichen Strike, bez. zur Entlassung von Ar- 
beitern ganz verwarfen. Letzteres geschah im 
Plenum in namentlicher Abstimmung mit 142 
gegen 70 Stimmen. Am 6. Mai wurden in dritter 
Lesung auf Grund des Kompromisses der Frac- 

tionen, mit Ausnahme der Sozialdemokraten, noch 
• • 

einige Änderungen vorgenommen, so eine Er- 
höhung der zulässigen Geldstrafen , — welche 
aber zum Besten der Arbeiter zu verwenden sind 
— für schwere Verstösse gegen die Arbeitsord- 
nung. Bei Gelegenheit dieses Paragraphen er- 
klärte der Handelsminister v. Berlepsch, dass die 
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Regierungen wegen des Fortfalles der vorge- 
schlagenen Verstärkung der Strafvorschriften gegen 
Aufforderung zum Contractbruch etc. das Gesetz 
nicht scheitern lassen wollten, sich aber vorbe- 
hielten, später auf eine solche Verstärkung der 
Strafvorschriften zurückzukommen. 

Gleich nach dem Bekanntwerden der Erlasse 
vom 4. Februar wurde zuerst auf freisinniger ’ 
Seite der Schluss aus der in denselben bekundeten 
Stellung des Kaisers zur Arbeiterfrage gezogen, 
dass der Gegensatz, der zwischen dem Kaiser 
und dem Kanzler bestehe, offenbar über die Frage 
des Arbeiterschutzes weit hinaus gehe. Wenn der 
Herrscher in seinem Erlasse an die preussischen 
]\Iinister für öffentliche Arbeiten und für Handel 
und Gewerbe fordere, dass den Arbeitern ihr „An- 
spruch auf gesetzliche Gleichberechtigung gewahrt“ 
bleibe, so liege, sagte man, in diesen Worten eine 
mittelbare Verurteilung des Sozialistengesetzes, 
welches dem grössten Teile der Arbeiterschaft die 
gesetzliche Gleichberechtigung entziehe, das Ver- 
einsrecht, die Versammlungsfreiheit, die Press- 
freiheit, die Freizügigkeit beschränke. „Mit dem 
alten Entwurf, der dem Reichstage vorlag, sind 
die kaiserlichen Erlasse schlechterdings nicht mehr 
in Einklang zu bringen“ — dieser Ausspruch wurde 
auf einen Mann in der Umgebung des Kaisers 
zurückgeführt und so gedeutet, als enthalte er 
zugleich des Monarchen Entschliessung, Neuord- 
nungen zu bewirken, die jedwede Rechtsungleich- 
heit entbehrlich machen. 
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Am 24. Januar 1890 nachmittags traf Bis- 
marck in Berlin ein. Man weiss, was inzwischen 
im Reichstage vor sich gegangen w^ar. Die drei 
Kartell Parteien waren zur Annahme eines So- 
zialistengesetzes bereit, jedoch so, dass die deutsch- 
conservativen und die Reichspartei die Regierungs- 
vorlage ohne Abänderung genehmigen wollten, die 
Nationalliberalen dagegen ihre Beistimmung von 
dem Verzicht der Regierung auf die Ausweisungs- 
befugnis abhängig machten. Die Konservativen 
waren schliesslich, damit überhaupt ein Sozialisten- 
gesetz zu Stande komme, bereit, ein solches auch 
ohne Ausw’eisungsbefugnis anzunehmen, falls die 
Regierung selbst auch damit einverstanden war 
und ihnen vor der Endabstimmung Nachricht hier- 
von gab. War das der Fall, so hatten die drei 
Kartellparteien die Mehrheit und das Gesetz wmrde 
als ein dauerndes, wenn auch ohne Ausweisungsbe- 
fugnis, vom Reichstage angenommen. Am 25. Ja- 
nuar fand die dritte Lesung der Vorlage statt. 
Die Konservativen warteten noch an diesem Tage 
mit grösster Spannung auf eine Mitteilnng der 
Regierung, ob sie das Gesetz nur mit oder auch 
ohne Ausweisungsbefugnis bestätigen werde. Es 
kam keine Mitteilung. Damit war das Schicksal 
des Gesetzes entschieden, und eine gefährliche 
Lage geschaffen, denn nun stimmten die Konser- 
vativen, für die keine Antwort eine verneinende 
war, im Verein mit den Oppositionsparteien gegen 
das Gesetz, wodurch die Verneinenden die Mehr- 
heit erhielten. ^ 
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Fürst Bismarck, am Tage zuvor in Berlin 
eingetroften. hielt nach seiner Ankunft eine Mi- 
nistersitziing ab, war beim Kaiser zum Vortrag, 
dann im Kronrat — Kaiser und Minister waren 
für das Gesetz ohne die Ausweisungsbefugnis. 
Bismarck hielt es nicht für zweckmässig, dass 
die verbündeten Kegierungen auf die Nachricht 
hin, die Stimmung der Fraktionen lasse die un- 
veränderte Annahme des Gesetzes nicht erwarten, 
ihre Vorlage durch Streichung des Ausweisungs- 
paragrapheii verstümmelten. Würde das geschehen, 
so würde der Vorwurf laut geworden sein, die 
Kegierungen hätten in ihrer Vorlage mehr ge- 
fordert, als sie brauchten. Der Keichskanzler 
riet deshalb dazu, es auf den Beschluss des 
Reichstages ankommen zu lassen, und wenn der- 
selbe gegen die Ausweisung ausfiele, dem Gesetz 
auch ohne dieselbe die Zustimmung zu geben.. 
Wäre der Verlauf so gewesen, so würden die 
Regierungen, wenn doch wieder eine Gesetzgebung 
auf diesem Gebiete notwendig werden sollte, nicht 
dem Einwand zu begegnen haben, dass sie ja 
1890 sich besonnen hätten, mit der von den 
Nationalliberalen vorgeschlagenen abgeschwächten 
Fassung auskomraen zu können. Prinzipiell war 
der Kaiser gegen jedes Sozialistengesetz. Nur 
der Frage gegenüber, die am 24. Januar, W'O der 
Reichstag sein Votum in letzter Lesung noch 
nicht abgegeben hatte, im Kronrat gestellt w^ar, 
ob für den Fall, dass der Reichstag das Gesetz 
ohne Ausweisung annähme, die IJegierung letztere 
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ebenfalls fallen lassen sollte, sprach sich der 
Kaiser für die Verzichtleistung aus. 

Am 5. März 1890 fiel von des Herrschers 
Lippen das gewichtige Wort, wer ihm bei seiner 
Arbeit entgegentrete, den werde er zerschmettern. 
Der Kaiser hatte dem Kanzler einen unvergäng- 
lichen Lorbeer winden wollen, indem er ihn zum 
Ti'äger einer dem „fin de si^cle'‘ entsprechenden 
Sozialpolitik machte. Fürst Bismarck änderte 
und missbilligte die kaiserlichen Erlasse; erhoffte 
auf die Zurückweisung ihres Inhalts durch den 
Staatsrat und er, der Gewaltige, unter dessen Willen 
sich die Welt gebeugt, dem Gross und Klein 
gehuldigt hatte, er sah sich verlassen, ganz ver- 
lassen und einsam auf der Höhe, nichts von Ent- 
rüstung bei der Wahrscheinlichkeit seiner Ent- 
lassung; seine Freunde ganz still und vorsichtig, 
oder in offener Gegnerschaft und — dann folgte 
das „Begräbnis erster Klasse.“ 

Eine weitere Schlussfolgerung aus des Kaisers 
Sozialpolitik zog Herr Richter in seinem Blatte, 
indem er bemerkte: „Kann die bisherige Schutz- 
zollpolitik nach der Veröffentlichung der kaiser- 
lichen Erlasse vom 4. Februar noch aufrecht er- 
halten werden? Die Erlasse beruhen auf der Vor- 
aussetzung, dass es Pflicht der Regierungen ist, 
durch internationale Verständigung die Hindernisse 
aus dem Wege zu räumen, w^elche die internationale 
Konkurrenz auf dem W eltmarkt der Verbesserung 
des Loses der Arbeiter entgegenstellt. Bereits 
macht die englische Presse darauf aufmerksam, 
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dass die Aufrechterhaltung der Schutzzollpolitik 
mit diesem Ziel nicht verträglich ist. Die künst- 
liche Verteuerung der ausländischen Konkurrenz 
durch die Zölle nötigt die betreffenden Industrie- 
zweige in den einzelnen Staaten, die Arbeits- 
bedingungen zu verschlechtern, um trotz jener 
künstlichen Hemmnisse, einen Absatz in das Aus- 
land zu ermöglichen. In noch drastischerem 
Widerspruch steht zu den Grundsätzen in den 
kaiserlichen Erlassen diejenige Politik, welche 
durch Zölle sogar die notwendigen Lebensmittel 
für den Arbeiter verteuert. Der kaiserliche Er- 
lass spricht von der Fürsorge für die Erhaltung 
der Gesundheit der Arbeiter. Die Erhaltung der 
Gesundheit der Arbeiter ist nicht blos bedingt 
durch die Ausdauer der Arbeitszeit, sondern auch 
durch eine reichliche und kräftige Ernährung. Die 
Ernährung des Arbeiters wird verkümmert durch 
die künstliche Verteuerung der Lebensmittel, ins- 
besondere der Brot- und Fleischpreise.“ 

Auch diesen Gedankengang eignete sich der 
Kaiser an. Mit Oesterreich wurden Verhandlungen 
angeknüpft, um einen Handelsvertrag abzuschliessen, 
der die Herabsetzung des deutschen Getreidezolls 
zur Voraussetzung hatte. Demselben Zwecke 
diente die Zuckersteuerreform. Der Kaiser ergriff 
die Initiative auf den verschiedensten Gebieten, 
auf dem der Kolonialpolitik, der Verwaltungs- 
reform, des Steuerwesens, der Schule, des Kultui- 
kampfes, soweit davon noch die Rede sein konnte, 
vom Militär- und Marinewesen ganz abgesehen. 
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War sein Anteil an den mannigfaltigen Reformen, 
die nach allen diesen Richtungen hin in Gang 
kamen, auch ein sehr verschiedener, so war sein 
Interesse doch überall dasselbe. Er griff durch 
gelegentliche Reden, durch persönliche Stellungs- 
nahme, durch Auszeichnungen einerseits, durch 
öffentlichen Tadel in den Kampf der Parteien 
ein. Bekannt ist das Wort des Fürsten Bis- 
marck aus früherer Zeit: der Kaiser werde 

sein eigener Reichskanzler sein. Etwas ähnliches 
hat er zwar auch von Wilhelm I gesagt (1882): 
,.Der königliche Wille ist und bleibt der allein 
entscheidende. Der wirkliche, faktische Minister- 
präsident in Preussen ist und bleibt Seine Majestät 
der König. Ich, der vor Ihnen steht, habe meinen 
Kollegen gar nichts zu befehlen, ich habe sie nur 
zu bitten und Briefe zu schreiben, die sie nicht 
immer überzeugen; das ist sehr angreifend, und 
ich thue es deshalb nicht immer, sondern wenn 
ich glaube, dass etwas geschehen muss, und ich 
kann es nicht , durchführen, dann wende ich mich 
an den wirklichen Ministerpräsidenten, an Seine 
Majestät den König, finde ich da keinen Anklang, 
so lasse ich die Sache fallen; finde ich ihn, so 
kommt ein königlicher Befehl, es so und so zu 
machen, und dann geschieht’s, oder es folgt eine 
Kabinetskrisis, die sich dann ruhig vollzieht.“ 

Im Jahre 1868 hatte Herr v. Bismarck einen 
Konflikt mit den Konservativen wegen des han- 
noverschen Provinzialfonds. Diesem Jahre ent- 
stammt ein Brief des Königs Wilhelm I, der 
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wichtig ist, als Zeugnis für die Stellung des Mo- 
narchen zu Bismarck, wie für seine konstitutionellen 
Anschauungen. Er schrieb an Herrn v. Bodelschwingh 
(den früheren Finanzminister): 

„Wie wenig es in Meiner Auffassung der ein- 
mal angenommenen konstitutionellen Form liegt, 
aus Abgeordneten pure Ja-Herren zu machen, 
wissen Sie aus hunderten Meiner x4eusserungen in 
vorgekoinmenen Fällen während Ihrer Sie ehren- 
den Laufbahn. Daher mache Ich Ihnen und den- 
jenigen, welche Ihrem Beispiele folgten und in der 
hannoverschen Provinzialfondsfrage gegen das 
Gouvernement stimmten, dieserhalb keinen Vor- 
wurf. Wohl aber trifft Mein Vorwurf die Tendenz, 
welche in der ganzen Debatte bei den Hoch- 
konservativen und Fortschrittlern gemeinsam zu 
Tage trat, der Provinz Hannover bitter und un- 
angenehm entgegentreten zu wollen, weil die 
Haltung ihrer Vertreter wie die der Provinz noch 
‘nicht enragiert preussisch sich zeigt.“ 

Am Schlüsse des Briefes fügte er hinzu: „Noch 
ist Preussen nicht daran gewöhnt, seinen König 
von den Massregeln der Regierung zu trennen, 
und Gott gebe, dass es nie anders w^erde. Daher 
muss der König zu Zeiten in die Bresche treten, 
wenn er Fehler bei dem umgeschaffenen Staats- 
körper sieht.“ 

In demselben Briefe äusserte sich der König 
dahin, er habe die Verhältnisse in Hannover selbst 
geprüft und deswege-n Massregeln ergriffen, um 
die begangenen Fehler wieder gut zu machen. 
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Er hätte Vertrauensmänner einberufen, Provinzial- 
landtage kreiert, und diese sofort in Wirksamkeit 
treten lassen, um so die waliren Wünsche Hannovers 
kennen zu lernen. 

Nun gehörte zu diesen Wünschen auch die 
Bewilligung eines hannoverschen Provinzialfonds 

von 15 Millionen, dessen Zinsen der Provinz 

/ 

Hannover für Wegebauten u. dgl. zu gute kommen 
sollten. Ein Teil der Konservativen widerstrebte 
einer solchen Bevorzugung der Provinz Hannover 
aus Leibeskräften. 

Während der Verhandlungen im Landtage 
fand am Abend des 6. Februar ein Hoffest bei 
dem Könige statt. Bismarck war zugegen, wie 
die anderen Minister und viele Abgeordnete, auch 
konservative Frondeurs aus dem Abgeordneten- 
hause. Der König hatte mit einem der letzteren 
eine lebhafte Diskussion, die den hannoverschen 
Provinzialfonds betraf. Der König hielt mit sei- 
nem Urteil über das Gebühren der Konservativen 
nicht zurück, und erklärte es für ein Missverständ- 
nis, "wenn dieselben dem Ministerpräsidenten ein 
Doppelspiel zuschrieben. Allerdings habe er, der 
König, seine Zusage an die hannoverschen Stände 
nicht erteilt, aber die Minister durften sie in sei- 
nem Namen in seiner Abwesenheit erteilen, da sie 
seine Ansicht aus der hessischen Schatzfrage her 
kannten, auch habe er die Zusage bestätigt, was 
offenkundig ward, indem er die betreffende Gesetzes- 
vorlage dem Landtage machte. 

Am 10. wandte sich der König in dem er- 
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wähnten Schreiben an Herrn v. Bodelschwingh, 
um noch einmal den Grafen Bismarck gegen die 
Verdächtigung der Konservativen zu vertreten. 
Wenn er auch nicht pei*sönlich, wie Bismarck 
richtig bemerkt hätte, engagiert gewesen wäre, so 
ging doch — schrieb er — aus dem ganzen pro- 
cede bis zur quästionierten Gesetzesvorlage hervor, 
in welchem Grade er persönlich thätig in der 
ganzen Angelegenheit gewesen war, da man all- 
gemein durchfühlte, dass er persönlich eingetreten 
war, wo seine Kegierung Missgriffe gemacht hatte. 

„Diese Meine Stellung konnte - und durfte 
Ihnen und niemandem, der den Verhältnissen folgt, 
unbekannt sein. 

Nun tritt aber die Partei, auf welche Ich und 
Meine Regierung sich allein stützen konnten, 
scharf gegen diese Vorlage auf und hält in Ver- 
bindung mit Mitgliedern der extremen Linken 
Reden, welche den neuen Unterthanen auf das 
empfindlichste gradezu ins Gesicht schlagen und 
die guten Eindrücke, welche endlich langsam er- 
reicht waren, vollkommen vernichten müssen. 

Auf diese Art sah Ich also Meine Bemühun- 
gen in Begriff zu scheitern, wenn Ich Mich nicht 
in einer Art aussprach, aus der jenes Land an- 
nehnien konnte, dass weder Ich noch Meine Re- 
gierung solche Schmähungen teilten oder gut 
Messen. 

, ,Dies unbedachte Benehmen des Abgeordneten- 
hauses ist es also, was Mich persönlich verletzte, 
indem Meiner persönlichen Thätigkeit in der vor- 
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liegenden Frage keine Rechnung getragen ward, 
und ebensowenig Meine Minister berücksichtigt 
wurden, vielmehr Angriffen sich ausgesetzt sahen, 
wie in den schlimmsten Tagen der sogenannten 
Wirren, — Männer, die zu Mir standen und so 
Grosses vollbringen halfen. Und dies Verfahren 
ging grossenteils von Männern aus, die der Partei 
angehören, auf welche ~ wie schon gesagt — 
Meine Regierung sich stützte. Solches Benehmen 
haben Meine Minister nicht verdient, ja. Ich muss 
sagen, das Iiabe Ich nicht verdient! 

Wenn Graf Bismarck nach den ersten Debatten 
Sie alle aufmerksam machte, was auf dem Spiele 
stehe, so war das die Folge des Eindrucks, den 
Ich von der Sachlage hatte, und den er wiedergab. 

Ich frage Sie alle, wenn es möglich ist, dass 
nach dem Jahre 1866 solche Dinge im Abge- 
ordnetenhause schon 1868 Vorgehen, auf wen soll 
Ich Mich künftig stützen? Sie treiben Mich ja 
geradezu der entgegengesetzten Partei in die 
Arme, wenn Ich bei Ihnen keine Stütze mehr 
linde! 

Somit haben Sie die Aufklärung über Meinen 
Tadel auf dem Hoffeste, den Ich unter den ge- 
gebenen Umständen laut werden lassen musste.“ 
Herr von Diest - Daher sagte über diesen 
Brief : „Seine Majestät der König kann uns tadeln, 
so scharf er will, das schadet uns nichts, und 
unsere Treue wird deshalb auch nicht um eines 
Haares Breite wanken.“ 

Derselbe Herr sagte, als die Mehrzahl der 
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Konservativen den Provinzialfonds genehmigte : 
„Es sind zu viele Streber in der Partei.“ 

ln dem bekannten Erlasse von 1882 sagte 
Wilhelm L: „Das Eecht des Königs, die Regierung 
und die Politik Preussens nach eigenem Ermessen 
zu leiten, ist durch die Verfassung eingeschränkt, 
aber nicht aufgehoben. Die Regierungsakte des 
Königs bedürfen der Gegenzeichnung eines Mi- 
nisters, und sind, wie dies auch vor Eilass der 
Verfassung geschah, von den Ministern des Königs 
zu vertreten ; aber sie bleiben Regierungsakie 
des Königs, aus dessen Entschliessung sie hervor- 
gehen und der seine Willensmeinung durch sie 
verfassungsmässig ausdrückt. Es ist deshalb nicht 
zulässig und führt zur Verdunkelung der ver- 
fassungsmässigen Rechte des Königs, wenn deren 
iuisübung so dargestellt wird, als ob sie von den 
dafür verantwortlichen Ministern, nicht vom König 
selbst, ausgingen. Die Verfassung Preussens ist 
der Ausdruck der monarchischen Tradition dieses 
Landes, dessen Entwickelung auf den lebendigen 
Beziehungen seiner Könige zum Volke beruht. 
Diese Beziehungen lassen sich auf die vom Könige 
ernannten Minister nicht übertragen , denn sie 
knüpfen sich an die Person des Königs.“ 

Von den Freisinnigen werden die Konservativen 
heute an diesen Erlass erinnert. Sie werden Fron- 
deurs gescholten, weil sie mit einzelnen Tendenzen 
der Regierung, d. h. der Krone nicht zufrieden sind. 
Die Freisinnigen haben nicht Unrecht. Die kon- 
servative Opposition erscheint um so schärfer, als 
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der Monarch persönlich hervortritt. Wilhelm I. 

that das nur in kritischen Momenten, dann trat 

•• 

er für seine Minister ein, im Übrigen war sein 
Grundsatz: „Ich will keine Ja-Herren aus den 
Abgeordneten machen.“ 

Kaiser Wilhelm II. ist in einem ganz andern 
Sinne sein eigner Reichskanzler und sein eigner 
Ministerpräsident, als Wilhelm I. Er lässt die 
Minister zurücktreten, nimmt ihnen die Verant- 
wortung ab und lässt durch sie seine Aufträge 
vollziehen, auch wo sie widerstreben. Sic volo, 
sic jubeo. Herr von Gossler trat nicht zurück, 
als der Kaiser der Konferenz für das höhere 
Schulwesen eine Richtung vorschrieb, mit welcher 
der Minister nicht einverstanden war. Die Minister 
fühlen ihrer konstitutionellen V erantwortlichkeit 

Genüge gethan, wenn an die Stelle ihrer eigenen 

• • 

pflichtmässigen Überzeugung der entgegenstehende 
Entscheid der Krone tritt. Dies gilt nicht blos 
vom einzelnen Minister, für die speziellen Fragen 
seines Ressorts, sondern der gesamten Regierung 
bezüglich ihrer Pflicht, die Krone über alles zu 
beraten, was auf den Gang der öffentlichen An- 
gelegenheiten Einfluss haben kann. Der Monarch 
nimmt den Gehorsam kraft seines angestammten 
königlichen Berufes in Anspruch, gegenüber den 
Ministern, wie den Parteien. Opposition ist Un- 
gehorsam. „Diejenigen, die sich Mir bei dieser 
Arbeit entgegenstellen, zerschmettere Ich.“ — 
„Folgen Sie Ihrem Markgrafen durch Dick und 
Dünn“ — „Einer nur ist Herr im Lande, und das 
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bin Ich. Keinen andern werde Ich neben Mir 
dulden.“ Historisch erinnern solche Aeusserungeu 
in etwas an König Friedrich Wilhelm I. Als sich 
die Magdeburger Kitterschaft 1722 der Einführung 
von Lehnpferdegeldern widersetzte, forderte der 
König die Regierungen auf, gegen solch gottloses 
Beginnen einzuschreiten. In der gedachten In- 
struction heisst es dann wörtlich : „Wir sind doch 
Herr und König und können thun, was wir wollen.“ 
Heute freilich sind die Könige nicht mehr absolut, 
sondern an die Verfassung gebunden und dadurch 
an die Mitwirkung der Volksvertretung. Dies 
erkannte der Kaiser in Düsseldorf insofern auch 
selbst an , indem er sich auf die Zustimmung 
grosser Mehrheiten für Gesetzes Vorschläge bezog 
als Beweis dafür, dass er sich auf richtigem 
Wege befinde. Aber als im Februar 1891 ein 
Teil der konservativen und nationalliberalen Presse 
gegen die Gesamtpolitik der Regierung, wegen 
der angeblichen Ziellosigkeit ihrer Wege, sich auf 
weiter Linie lärmend erhob, wurde sie von dem 
Kaiser mit den Worten zur Ordnung gerufen: 
„Ich weiss sehr wohl, dass in der Jetztzeit es 
versucht wird, die Gemüter zu ängstigen. Es 
schleicht der Geist des Ungehorsams durch das 
Land; gehüllt in schillernd verführerisches Ge- 
wand, versucht er die Gemüter Meines Volkes 
und die Mir ergebenen Männer zu verwirren; 
eines Ozeans von Druckerschwärze und' Papier be- 
dient er sich, um die W'ege zu verschleiern, die 
klar zu Tage liegen und liegen müssen für jeder- 
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mann, der Mich und Meine Prinzipien kennt. Ich 
lasse Mich dadurch nicht beirren. Brandenburger! 
Ihr Markgraf spricht zu Ihnen, folgen Sie ihm 
durch Dick und Dünn auf allen den Wegen, die 
er Sie führen wird! Sie können versichert sein, 
es ist zum Heü und zur Grösse unseres Vater- 
landes.“ 

Der Kaiser hat auf fast allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens ein bestimmtes, bis ins Einzelne 
gehende Programm, das er bei jeder passenden 
Gelegenheit, bei Banketts, in Konferenzen u. s. w. 
feierlich verkündet und als unverbrüchliche Eicht- 
schnur aufstelit. Er ist , obwohl sein eigner 
Eeichskanzler und sein eigner Ministerpräsident, 
noch nicht im Parlament erschienen, um vom 
Ministertische her in die Debatte einzugreifen, 
aber er sucht parlamentarische Gelegenheiten auf, 
um hier wie ein Minister mit den Abgeordneten 
alle möglichen Angelegenheiten zu diskutieren 
und seine Auffassungen der politischen Dinge 
geltend zu machen. Er hat im Staatsrate die 
Sitzungen eröffnet, vertagt und geschlossen, das 
Wort erteilt oder selbst genommen, dem Eedner 
das Wort entzogen gleich einem Präsidenten. Er 
hat in der Schlusssitzung der Schulkonferenz sich 
gegen Einwände verteidigt und die Presse citiert. 

Die Brochüre „Was für einen Kurs haben 
wir?“ beschäftigt sich mit der Frage, welcher 
Art seit dem Eücktritt des Fürsten Bismarck das 
Verhältnis zwischen dem Kaiser und seinen Mi- 
nistern sei, insbesondere mit dem starken persön- 
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liehen Hervortreten des Monarchen in der OeÖent- 
lichkeit, namentlich durch öffentliche Reden, welche 
je länger,, desto mehr der Gegenstand einer Kritik 
werden, wie sie früher von der Krone allerdings 
nicht hervorgerufen ward und unzweifelhaft sehr 
bedenkliche Seiten hat. Es hiesse, der Wahrheit 
zu nahe treten, wollte man leugnen, dass die Be- 
trachtungen der Brochüre über diesen Punkt die 
Ansicht weiter und sehr beachtenswerter Be- 
völkerungskreise wiedergiebt, welche im Allge- 
meinen zur Unterstützung der Regierung auch 
nach Fürst Bismarcks Rücktritt bereit sind. „Je 
häufiger,“ heisst es in der vorliegenden Schrift, 
„die Enunciationen eines Königs verlautbaren, um 
so mehr nimmt, der menschlichen Schwäche ge- 
mäss, die Ehrfurcht ab, mit welcher dieselben 
hingenommen und erörtert werden.“ Wer verfolgt 
hat, wie seit Monaten in zahlreichen Pressorganen 
mit dem Kaiser gewissermassen auf dem 'Fusse 
der Gleichheit diskutiert wird, wie die Richtigkeit 
seiner Aeusserungen bestätigt oder die Unrichtig- 
keit derselben behauptet wird, kann nicht be- 
streiten, dass der citierte Satz eine berechtigte 
W’arnung enthält. Selbstverständlich wird nie- 
mand bei uns Warnungen an die Krone richten; 
auch die Broschüre thut es nicht, sondern sie 
wendet sich an die IVIinister: „Der König,“ sagt 
sie, „darf Gehorsam heischen kraft seines an- 
gestammten königlichen Berufs; aber auch dem 
begabtesten und erfahrendsten König gegenüber 
darf kein verantwortlicher Minister den Stand- 
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punkt einnehmen, dass der König keines Rates 
bedürfe. Nichts wäre in allen konstitutionellen 
Staaten verhängnisvoller für die Krone, als wenn 
sich die Ueberzeugung im Volke einnistete, man 
könne Minister nur um den Preis werden oder 
bleiben, dass man sich vorher das Mark aus den 
Knochen aiisblasen lasse.“ 

„Der König gehört nicht in die Debatte.“ 
Dieser alte parlamentarische Grundsatz ist jetzt 
von denen, welche ehemals ihn am lautesten pre- 
digten, als nicht mehr vereinbar mit dem persön- 
lichen Hervortreten des Kaisers aufgegeben. „In 
dem Erblande des Parlamentarismus, in England, 
hat man die strengsten Auffassungen über den 
„König in der Debatte“ ausgebildet. Aber die 
Uebertragung dieser Grundsätze nach Deutschland 
ist stets von der Rechten entschieden bekämpft 
worden. Sie hat für den König nach wie vor 
der Verfassung das Recht der persönlichen Lei- 
tung der Politik beansprucht; namentlich Fürst 
Bismarck war es, der sich mit Vorliebe auf die 
Krone berief und Einspruch gegen ein System 
erhob, nach welchem der König zu einer Art 
„mythischen Person“ werde und nur „wie der 
Geist Gottes über den Wassern schwebe.“ Noch 
ist der Erlass unvergessen, in welchem der erste 
Kaiser unter Verantwortlichkeit des Fürsten Bis- 
marck und unter der jubelnden Zustimmung der 
Rechten verkündete, dass in Preussen durch die 
Vorschriften über die Verantwortlichkeit die per- 
sönliche Leitung der Politik durch den König 
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nicht im Mindesten berührt werden könne. Der 
König nahm für sich und seine Nachfolger als 
eine unantastbare Befugnis in Anspruch, seine 
eigene Politik zu betreiben und. gegen alle Ver- 
dunkelung, als handle es sich nur um eine Politik 
der Minister , Verwahrung einzulegen. Woher 
kommt es, das jetzt gerade aus jenen Kreisen, 
welche diesen Grundsätzen beigestimmt haben, die 
beweglichsten Klagen über die Erwähnung des 
Königs in der Debatte, über die Berufung auf 
seine Aeusserungen in der Presse ergehen? Jene 
Parteien sollten sich doch freuen, dass ihre An- 
schauungen mehr und mehr zur Geltung kommen, 
dass der König nicht eine „mythische Figur“, 
sondern ein Mensch mit Fleisch und Blut ist, der 
als Mensch zu andern Menschen redet. Alles 
wäre auch auf das Beste bestellt, wenn dieser 
König so redete, wie es den Orthodoxen, den 
Agrariern und Silberwährungsmännern gefiele. 
Aber der Träger der Krone redet auch in anderem 
Tone, er verwirft die Doppelwährung, er ver- 
urteilt die Kartelle und Ringe, er geisselt das 
Sozialistengesetz und — fiugs fordert man auf 
der Seite, welche begeistert war für das persön- 
liche Königtum, dass man den König aus der 
Debatte lasse. Wir bekennen gern, dass auch 
wir für richtig halten, in einem parlamentarischen 
Staatswesen die Berufung auf den Träger der 
Krone thunlichst zu vermeiden. Schliesslich ge- 
reicht es der Monarchie nur in seltenen Fällen 
zum Vorteil, wenn die Person des Herrschers 
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stets der öffentlichen Erörterung unterworfen wird. 
Denn wo Lob und Beifall erlaubt ist, da muss 
auch Tadel und Widerstand gestattet sein. Aber 
man kann nicht leugnen, dass wir von einer par- 
lamentarischen Regierungsweise überhaupt so ent- 
fernt wie möglich sind, und dass der Grundsatz, 
den König aus dem Spiel zu lassen, in unserer 
lieutigen , lebendigen Zeit eine „konventionelle 
Lüge“ wäre, die einfach unhaltbar ist. Denn^ 
tritt der Träger der Krone ganz persönlich in 
Beziehungen zu Behörden, zu Volksvertretern, zu 
Abordnungen einzelner Körperschaften, äussert eiv 
wie es gerade von den Erbpächtern monarchischen 
Gefühls als ein grosser Vorzug gerühmt w^orden 
ist, frei und offen seine Meinung, drückt er der 
Regierung den Stempel seines Willens , seines 
Geistes auf, so kann sich unmöglich die politische 
AVelt und zumal die politische Presse der Be- 
schäftigung mit den Aussprüchen des Königs ent- 
ziehen.“ 

Es wird jetzt viel alter parlamentarischer 
Plunder über Bord geworfen. Der Verfasser der 
vorhin genannten Brochüre ist der Ansicht, dass das 
persönliche Hervortreten des Kaisers unter dem 
Rate von Personen erfolge, die hinter den Cou- 
lissen das Ohr des Monarchen haben, und deshalb 
die Minister sich, nötigenfalls unter Einsetzung 
ihrer Portefeuilles, gegen die Konkurrenz der- 
artiger unverantwortlicher Ratgeber ver\vahren 
müssten. Auch dagegen hat man Widerspruch 
erhoben. Wenn der Herrscher — was doch un- 
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bestritten — eine eigene Meinung nicht nur haben 
darf, sondern haben soll, um auf Grund derselben 
mit seinen Ministern die Staatsgeschäfte zu leiten, 
so sei es ziemlich einerlei, auf welche Art er sich 
diese seine Meinung bilde: ob im Verkehr mit 
Personen, welche nicht Minister sind, ob durch 
Studien, durch die Lektüre der Zeitungen oder 
wie sonst. Die ganze Auffassung von der Gefähr- 
lichkeit „unverantvvortlicher Ratgeber“ gehöre 
einer veralteten konstitutionellen Doktrin an, die 
sich selbst in dem parlamentarisch regierten Eng- 
land als undurchführbar erwiesen habe : es wurde 
dort z. B. versucht, sie geltend zu machen, als 
die junge Königin Viktoria durch die Heirat mit 
dem Prinzen Albert einen beständigen „unverant- 
wortlichen Ratgeber“ erhielt, aber die unhaltbare 
Theorie wurde sehr bald fallen gelassen. „Wollte 
man sie ernstlich durchführen, so müsste es am 
Ende sogar für unkonstitutionell erklärt werden, 
dass der Herrscher Zeitungen zu Gesicht bekäme, 
in denen die Politik seiner jeweiligen Minister 
bekämpft würde.“ 

So lange als Bismarck im Amte war, stellte 
sich der Kaiser ganz entschieden auf die Seite 
der Kartellparteien. Als er im November 1888 
gegenüber dem freisinnigen Oberbürgermeister von 
Breslau seine Freude über die im Sinne der Kartell- 
parteien ausgefallenen Wahlen ausdrückte, gab es 
sehr lebhafte Erörterungen in der Presse. Die frei- 
sinnigen Blätter drückten ihr Bedaueni aus übe^ 
^,eine derartige persönliche Einmischung des Mo- 
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narchen in die ParteikäDipfe“, das Königtum habe 
eine freie Stelle über den Parteien einzunehmen. 
Auf entgegengesetzter Seite erklärte man es aller- 
dings für das gute Recht des Kaisers, seine 
Meinung oifen zu äussern und bemerkte: „Einige 
demokratische Blätter können sich nicht darüber 
beruhigen, dass der Kaiser in Breslau sich erfreut 
über den Ausfall der Breslauer Wahlen geäussert 
haben soll. Wir dächten, dem Kaiser könne doch 
nicht wohl verwehrt werden, was jedem Bürger 

erlaubt ist; er hat durch den Ausdruck seiner 

« 

Freude über die Breslauer Wahlen keinem Menschen 
einen Vorwurf gemacht, der über dieselben betrübt 
ist.“ — Auch der „Reichsbote“ fragte: „Warum 
Süll sich denn nicht der Kaiser darüber freuen, 
worüber die grosse Mehrheit der Bürger Breslaus 
sich freute?“ 

Ebenso wie der Monarch den Kartellstand- 
punkt gegen die Freisinnigen einnahm, so auch 
gegen die Extrem-Konservativen. Man weiss, dass 
im Jahre 1889 die Kreuzzeitung dem „Kartell- 
götzen“, diesem „Fetisch“, diesem neuen „Baal“ 
offen den Fehdehandschuh hinwarf, indem sie be- 
hauptete, man wolle den Kaiser auf eine Kartell- 
politik binden. Schlimmer noch als die Wirkung 
einer „Vernichtung allei- selbständigen Regungen“, 
die dem Kartell nachgesagt wurde, sollte nach 
der „Kreuzzeitung“ der Schaden sein, den es der 
royalistischen Denkweise zufügte. „Man will“, 
so sagte das genannte Blatt, „Sr. Majestät eine 
Parlamentsmehrheit octroyieren, deren Willen er 
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sich fügen soll: man legt es dem Kaiser in auf- 
dringlicher Weise in Pressäusserungen und Brochüren 
nalie, wie er regieren soll.“ 

Kaiser Wilhelm II. hatte bereits als Prinz 
seinen bekannten Trinkspruch auf den Fürsten 
Bismarck, den Bannerträger des Reiches, ausge- 
bracht. Er hatte wiederholt gezeigt, dass er 
sich von dem Kanzler nicht trennen wolle; er 
hatte Herrn Stöcker zur Ruhe verwiesen, hatte 

4 

die „Kreuzzeitung“ wegen des Artikels über das 
„monarchische Gefühl“ getadelt, hatte in Unter- 
redungen sich gegen die äusserste Rechte erklärt. 
Jetzt trat der Kaiser für den Reichskanzler durch 
eine scharfe Zurückweisung der „Kreuzzeitung“ 
ein, welche der „Reichsanzeiger“ veröffentlichte. 
Mit besonderer Freude begrüsste man den Satz, 
dass der Kaiser keiner Partei gestatte, sich das 
Ansehen zu geben, als besässe dieselbe das Kai- 
serliche Ohr. Die „Kreuzzeitung“ erschien in 
dieser Hinsicht jetzt so scharf gerichtet, dass sie 
hoffentlich nun verzichten würde, den Kaiser als 
den Förderer ihrer Pai teiansichten ^arzustellen. 
Nicht minder bemerkenswert war die Erklärung, 
dass der Kaiser in der Verständigung und gegen- 
seitigen Schonung der siaatserhaltenden Parteien 
untereinander eine für unser parlamentarisches 
Leben sachlich nützliche Einrichtung und dass er 
somit in dem Kartell eine den Grundsätzen seiner 
Regierung entsprechende politische Gestattung »ab. 

Zum weiteren Verständnis dieser ausserordent- 
lichen Kundgebung wurde man durch eine offiziöse 
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Stimme in einem Hamburger Blatt belehrt, dass 
nicht alle Erscheinungen im politischen Leben 
sich aus den parlamentarischen Beweggründen 
und Eindrücken erklären Hessen, sondern dass 
dabei ausserhalb der öffentlich erkennbaren Ent- 
wickelungen auf der sichtbaren Bühne manche 
bewegende Kräfte hinter den Coulissen wirksam 
gewesen seien. Der Reichskanzler habe seine 
Stellung nicht blos gegen parlamentarische An- 
griffe zu decken gehabt; er sei stets der Freund 
seiner Freunde, aber auch der Ansicht gewesen, 
dass den Gegnern gegenüber der Hieb die beste 
Parade sei. Manche überraschende Wendung in 
seinem politischen Auftreten erkläre sich aber 
aus Vorgängen, die sich der Öffentlichkeit ent- 
zögen. Es erschien damit bestätigt, dass die Er- 
klärung im „Reichsanzeiger“ von dem Fürsten 
Bismarck veranlasst, und dass sie gegen mäch- 
tigere Personen als Herrn von Hammerstein ge- 
richtet war. 

ln einem „Kaiser und Kartell“ betitelten 
Bericht der Deutschen „St. Petersburger Zeitung“ 
— deren Erörterungen über deutsche Reichszu- 
stände sich stets in dem Geleise der Berliner 
offiziösen Publizistik bewegen — wurde vom 
Kaiser gesagt, er erscheine, soweit sich nach 
seinem Auftreten ein nüchternes Urteil bilden 
lasse, vor allen Dingen als ein Charakter, der 
sehr eifersüchtig über seine geistige Selbständig- 
keit wache, und als Herrscher seinen eignen Weg 
gehen w^olle, er liebe es ersichtlich nicht, beein- 
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fliisst zu werden. Vielleiclit sei es die grösste 
Kunst des Fürsten Bismarck, dass bei seinen 
Eatschlägen dem Kaiser das Gefühl einer Be- 
einflussung fern bleibe, welche sich mit seinem 
hohen Begriff der vollkommenen Herrscherwürde 
nicht vereinigen lasse. Anders habe die „Kreuz- 
zeitung“ gehandelt, indem sie Gefühlssaiten an- 
zuschlagen suchte, aus der Zeit, da der Kaiser 
noch Potsdamer Gardelieutenant und einfacher 
Prinz Wilhelm von Preussen war. Mit der Er- 
innerung an jene Jünglingsgedanken sollten nun 
Entschlüsse des kaiserlichen Mannes beeinflusst 
werden. Das sei fehlgeschlagen. Anderthalb 
Jahre auf der Höhe des kaiserlichen Thrones, 
umstürmt von den Wellen innerer und äusserer 
Politik haben — nach diesem halboffiziösen Gut- 
achten — den Kaiser anders denken und sehen 
gelehrt. Auch die jetzt so hoch erfreuten Kar- 
tellparteien würden „mit dem lebhaft ausgeprägten 
Selbständigkeitsgefühl Kaiser Wilhelms II. vor- 
sichtig rechnen müssen, wenn sie sich in den 
warmen Sonnenstrahl kaiserlichen Wohlwollens 
dauernd aufzuhalten wünschen.“ „Die Voss’sche“ 
bezeichnete diese Auslassung als einen neuen 
Beitrag zu den tagesgeschichtlichen Urteilen über 
das jüngste Vorkommnis, auch wenn sie vielleicht 
nur für Wenige Neues enthalte. Dass der Kaiser 
sich durch die „Kreuzzeitung“ in ungebührlicher 
Weise beeinflusst und bevormundet gefühlt habe, 
würde begreiflicher Weise denjenigen immer als 
die bequemste Erklärung für das Vorgefallene 
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erscheineo, die jeden Gedanken an die Mitwirkung 
einer andern mehr politischen Stelle ausgeschlossen 
zu sehen wünschten. Gerade in dem Bericht der 
„St. Petersburger Zeitung“ aber wurde nebenher 
auch die Thatsache erwähnt, dass der Reichs- 
kanzler, mit Ausnahme ganz kurzer Waffenstill- 
stände, immer mit der „Kreuzzeitung“ und deren 
Hintermännern in grimmiger Fehde gelegen habe^ 
die bald offen, bald versteckt geführt wurde. 
Auch jetzt sei dies der Fall gewesen, bis der 
Kaiser mit seiner Energie dazwischengetreten sei 
und für die Kartellpolitik des Kanzlers Partei 
genommen habe, wie man es bisher in solcher 
Weise noch nicht erlebt habe. Danach würden 
also doch auch andere Gesichtspunkte, als das 
Gefühl der bedrohten monarchischen Selbständig- 
keit bei der Kundgebung in Betracht gekommen 
sein. Wahrscheinlich hatte man sich beide der 
liier angedeuteten Erwägungen als einander parallel 
laufend zu denken. 

Die Trennung von Bismarck brachte für den 
Kaiser zugleich die Lossagung vom Kartell mit 
sich. Er erklärte in verschiedenen Aussprüchen 
die Gleichberechtigung der freisinnigen Partei mit 
den übrigen. Es sei ihm gleichgiltig, sagte er, 
ob jemand liberal oder konservativ sei, wenn er 
nur zu Kaiser und Reich stehe. Der Kaiser hielt 
dagegen auch nach seiner veränderten Stellung 
zu den Parteien diejenige zu der Kreuzzeitungs- 
partei konsequent fest. Die Entlassung Stöckers 
als Hofprediger war eines der Symptome dieses 
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Verhaltens. Desto mehr näherte er sich dem 
Centrum. Er hatte schon zu Zeiten Bismarcks 
angefangen, dessen Führer auszuzeichnen und ihm 
nationale Gesinnung zuzuerkennen. Er sah im 
Februar 1889 Herrn von Schorleiner bei sich, 
überraschte Herrn von Huene mit dem roten 
Adlerorten zweiter Klasse , telegraphierte im 
Januar 1890 an das Präsidium des Reichstages, 
um diesem sein Beileid anlässlich des Todes des 
Herrn von Frankenstein auszusprechen. Dieser 
Vorgang war bezeichnend für die freie, der Zeit 
entsprechende Auffassung des Kaisers von seiner 
Stellung zur Volksvertretung. Man erinnerte sich 
dabei der Worte des Kaisers, als er sich selbst 
zu einem parlamentarischen Diner des Reichs- 
kanzlers einlud: er bezeichnete sich dabei als 
einen Sohn seiner Zeit auch im Verhältnis zum 
Parlament. 

Die kaiserliche Ehrenbezeugung für Windt- 
horst bei seinem Tode im März 1891 erfüllte die 
Partei mit höchster Genugthuung. „Die Ehrung 
ist kennzeichnend, hiess es in einem Blatt, für 
den Wandel der Dinge, welcher seit dem Re- 
gierungsantritt Kaiser Wilhelms II. sich vollzogen 
hat. So lange der Einfluss des Fürsten Bismarck 
allein entscheidend war, galt jeder Gegner der 
Bismarckschen Politik gewissermassen als Feind 
des Staates und des Monarchen und wurde als 
solcher behandelt. Das ist niemals deutlicher und 
peinlicher zu Tage getreten, als beim Tode des 
Abg. von Gerlach. Der ehemalige Führer der 
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grossen konservativen Partei und der politische 
Lehrer des Fürsten Bismarck hatte sich am Abend 
seines Lebens dem Centrum als Hospitant an- 
gesclilossen. Als der durch und durch preussisch- 
konservative Mann, welcher drei Königen gedient 
hatte, von der kleinen Kirche in der Mauer Strasse 
zu Grabe getragen wurde, fehlte die ganze offi- 
zielle Welt, weil sie nicht den Zorn des allmäch- 
tigen Ministers herausfordern mochte; von den 
ehemaligen Freunden in hohen Staatsämtern 
schritt nur der Feldmarschall von Manteuffel 
hinter der Bahre einher. Der politische Gegner 
war damals verfehmt. Seit dem Regierungsan- 
tritte unseres Kaisers ist das anders geworden; 
das Kaiserliche Regiment zeigt sich duldsamer 
und weitherziger als die kanzlerische Diktatur.* * 
Indem der Kaiser die Krone als die eigent- 
liche Trägerin der sozialen Bestrebungen ansieht, 
nicht die Regierung, und somit auch dieser die 
politische Verantwortlichkeit für gesetzgeberische 
Massnahmen, sei es im Grossen, sei es im Ein- 
zelnen abnimmt, ist sein Ideal eine solche Stellung 
des Parlaments zur Krone, welche die Zumutung 
an die Parteien in sich schliesst, abzudanken und 
sich zu verbrüdern, nur um die sozialpolitischen 
Pläne der Krone zu unterstützen. Darin ging 
allerdings der Kaiser einer baldigen Enttäuschung 
entgegen. „Dass es Fälle giebt, so wurde in 

I einem freisinnigen Blatt erwidert, in denen es 

I notwendig und möglich ist, dass die Parteien 

sich zusammenschliessen , die politischen Macht- 

I 
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fragen ruhen lassen und sich um den Träger der 
mächtigen Krone scharen, soll nicht geleugnet 
werden. Diese Fälle aber liegen ausserhalb der 
Parteipolitik, von der auch die Sozialpolitik nur 
ein Bestandteil ist. Wo ein solcher Zusammen- 
schluss der Parteien durch das öffentliche Wohl 
erfordert wird, kann und wird er stattfinden, auch 
ohne dass die jetzigen Parteigrenzen aufgehoben 
werden und ohne dass ein bestimmtes Signal von 
Oben her dazu gegeben wird. Das blosse Be- 
streben aber, der arbeitenden Klasse zu Hilfe zu 
kommen, kann ein solches Erfordernis nicht be- 
gründen. Denn sobald man an die Frage geht, 
wie dies Bestreben am besten und zweckmässigsten 
auszuführen ist, treten die Gegensätze der Parteien 
trotz der Gemeinsamkeit des Zieles sofort hervor. 
Die Einen wollen alles der Vorsehung des Staates 
überlassen, andere halten fieie Bewegung und 
gleiches Recht für die Hauptbedingungen des 
sozialen Wohls. Die Einen glauben den arbeiten- 
den Klassen mit Schutzgesetzen helfen zu können, 
während eine privilegierte Klasse von Besitzenden 
durch die wirtschaftliche Gesetzgebung auf Kosten 
der Massen Vorteile zieht; die Anderen halten 
vor allen Dingen den Wegfall aller wirtschaft- 
lichen Privilegien für notwendig, um die „aus- 
gleichende Gerechtigkeit“ unter den verschiedenen 
Gesellschaftsklassen zur Wahrheit werden zu 
lassen. Wer kann im Ernste glauben, dass diese 
elementaren Gegensätze von Ueberzeugungen und 
Interessen, die ihren natürlichen Ausdruck in dem 
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jetzigen Pai’teiwesen finden, sich wie mit einem 
Schwamm fortwischen lassen werden? Parlament 
und Parteiwesen sind nicht blos Werkzeuge in 
der Hand eines über ihnen stehenden gesetz- 
geberischen Willens, sondern sie sind selbständige 
und selbstthätige Faktoren dieses Willens selber, 
mit denen eine Verständigung gesucht w^erden 
muss. Wir sind in diesem Falle einmal einer 
! Meinung mit der „Nordd. Allg. Ztg.“, die den 
Unterschied zwischen der alten und neuen Lage 
darin findet, „dass bisher ein gewaltiger Kopf so 
zu sagen für alle dachte und dass man bis ins 
Einzelne hinein sich gewöhnt hatte, der Autorität 
dieses Mannes zu folgen, dass aber von jetzt ab 
an die politischen Männer unseres Volkes die Auf- 
gabe einer mehr selbständigen Initiative heran- 
tritt.“ Die politischen Männer des Volkes w^erden 
eben, gleichviel, wo ihr Platz ist, alle zu dieser 
Aufgabe berufen sein, und weder die Krone, noch 
ein Minister kann sie von der Verpflichtung 
grösserer Selbständigkeit, die ihnen die neue Lage 
auferlegt, entlasten.“ 
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Herr von Caprivi. 

Als im Jahre 1858 der Prinz von Preussen 
die Kegentschaft übernahm, hielt er an seine 
Minister eine Ansprache, in welcher er erklärte, 
dass von einem Bruche mit der Vergangenheit 
nun und nimmermehr die Kede sein solle. „Es 
soll nur die sorgliche und bessernde Hand da an- 
gelegt werden, wo sich Willkürliches oder gegen 
die Bedürfnisse der Zeit Laufendes zeigt . . . . 
Die Bedürfnisse richtig zu erkennen, zu erwägen 
und ins Leben zu rufen, das ist das Geheimnis 
der Staatsweisheit.“ Man dachte unwillkürlich 
der vergangenen Zeiten, wenn man in der Rede, 
mit welcher der neue Ministerpräsident sich am 
15. April 1890 dem Abgeordnetenhause vorstellte, 
hörte, es sei nicht die Absicht der Staatsregierung, 
eine neue Aera zu inauguriren. Der Kurs sollte 
der alte bleiben, aber — immer folgte auf diesen 
Vordersatz ein grosses „Aber*‘, welches in der 
Empfindung des Hörers die Kraft der ersten Be- 
teuerung abschwächte. 

Wie der Akademiker seinen Sitz mit der 
Lobrede auf seinen Vorgänger einnimmt, so Hess 
Herr von Caprivi, da er an den Ministersessel 
trat, den vor ihm Fürst Bismarck einnahm, der 
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weltgeschichtlichen Grösse des mächtigen Staats- 
mannes mit beredten, aber militärisch kurzen 
Worten Gerechtigkeit widerfahren. Er sagte 
nicht zu viel, wenn er die geniale Kraft, den 
eisernen Willen und die tiefe Vaterlandsliebe des 
früheren Ministerpräsidenten anerkannte. Er 
sagte auch nicht zu viel, wenn er die üeber- 
zeugung aussprach, dass das Staatsgebäude fest 
genug gefügt und gegründet sei, um auch in der 
Zukunft Wind und Wetter überstehen zu können. 
Indessen erforderte die Unparteilichkeit und die 
Unabhängigkeit des Ministerpräsidenten, dass er 
zu dem Lichte auch den Schatten fügte. Bei 
aller Bewunderung für den Fürsten Bismarck, 
bei aller Verehrung für dessen auf sich selbst 
gestellte Persönlichkeit machte er kein Hehl aus 
der^ Thatsache, dass dem übermächtigen Manne 
gegenüber andere Kräfte schwer Platz finden, 
manche berechtigten Wünsche ihrer Erfüllung 
nicht entgegengebracht werden konnten. Aus 
der Natur der Verhältnisse und der Menschen 
erklärte Herr von Caprivi diese Wirkung. Eine 
Rechtfertigung des Personenwechsels folgte aus 
dieser Anerkennung ohne Weiteres. 

Ein Berliner Blatt schrieb damals: „Als 
Politiker war Herr von Caprivi ein neuer Mann, 
ein unbeschriebenes Blatt. Er hatte den grossen 
Vorzug, keinerlei Vorurteilen zu begegnen. So 
schwierig es sein mag, die Stellung auszufüllen, 
welche Fürst Bismarck verlassen hat, so dankbar 
ist doch die Aufgabe des Nachfolgers angesichts 
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der Unmasse von Missstimmung, welche ein Ueber- 
mass persönlichen Einflusses allenthalben je länger 
je mehr hervorgerufen hat. Wie es Herr von 
Caprivi machen muss, um volkstümlich zu werden, 
und, was mehr gilt, die Volkstümlichkeit zu ver- 
dienen, ist schwer zu sagen. Was er aber nicht 
thun muss, ist sehr leicht zu finden. Er hat 
vieles zu meiden, was dem Fürsten Bismarck un- 
entbehrlich galt. Und auch diese Negation ist 
schon ein Programm, die Negation, welche Herr 
von Caprivi gestern nach zwei Seiten scharf ge- 
kennzeichnet hat. Er will nicht, wie es Fürst 
Bismarck gethan hat, einzelne Parteien in den 
Bann thun, sondern das Gute nehmen, von wo 
und durch wen es auch komme. Das bedeutet, 
dass die überlieferten Unterschiede zwischen „na- 
tionalen“ und „reichsfeindlichen“ Parteien für den 
Ministerpräsidenten nicht gelten. Er hat die 
Erbschaft nur angetreten cum beneficio inventarii; 
den alten Parteihader scheidet er aus. Dieser 
Wandel mag dem Ministerpräsidenten nicht als 
der Beginn einer neuen Aera erscheinen. Dass 
er den Parteien in diesem Lichte erscheint, wird 
die Verwahrung des Herrn von Caprivi nicht 
hindern können. 

Und die zweite Negation gilt dem unbe- 
schränkten Imperium eines einzelnen Beamten. 
Fürst Bismarck war ein Gegner der langwierigen 
Beratung mit Genossen. Die Weite seines Blicks, 
die Stärke seines Willens, das Mass seines Ein- 
flusses machten derlei Beratungen anfangs uner* 
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quicklicli und später überflüssig. So konnte es 
kommen, dass im Reiche das Kanzlertum und im 
Staate eine Hebung, welche dem Kanzlertum 
gleichkam, eingeführt wurde. 

Es ist erfreulich, dass Herr von Caprivi ver- 
kündigt, innerhalb des Staatsministeriums werde 
die alte kollegiale Verfassung mehr zur Geltung 
kommen, als unter einem mächtigen Minister- 
präsidenten möglich war. Wenn Herr von Caprivi 
erst den hinreichenden Ueberblick über die poli- 
tischen Aufgaben seines neuen Wirkungskreises 
gewonnen haben wird, dann wird er sich der 
Erkenntnis nicht entziehen, dass diese Aenderung 
für das Staatsministerium auf die ganze Ver- 
waltung einwirken muss. Welchen Einfluss aber 
dieser Grundsatz auf die Beamtenverfassung im 
Reiche haben muss, wird Herr von Caprivi ver- 
mutlich bei der Eröffnung des Reichstages zu 
entwickeln nicht unterlassen. Zu den beiden 
negativen Bekenntnissen gesellt sich in der Rede 
des Ministerpräsidenten noch ein positives, näm- 
lich die Verheissung, zurückgestellte Wünsche 
aufzunehmen und durchzuführeu, soweit sie dem 
Gemein w'esen zum Heile gereichen. Die Ver- 
sicherung ist allgemein gehalten, aber sie zeigt 
jedenfalls an, dass manche Forderungen welche 
bisher an dem Widerstande des Fürsten Bismarck 
scheiterten , fortan auf Erfüllung zu rechnen 
haben. Der Ministerpräsident legt Gewicht auf 
die Anknüpfung persönlicher Beziehungen zu der 
Volksvertretung. Er hofft auf einen engeren Zu- 
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sammenschluss aller Derer, welche eiu Herz für 
Preussen haben und das Eeich in nationalem 
Sinne ausbauen helfen. Die Unbefangenheit, 
welche er selbst den Parteien entgegenbringt, 
wird ihm von allen Seiten des Hauses vergolten 
werden. Keine Partei fühlt sich in grundsätz- 
licher Gegnerschaft zu der neuen Regierung. 
Auch die freisinnige Partei wird gern bereit sein, 
den Ministerpäsidenten zu unterstützen, wo er 
Bach ihrer Ansicht heilsame Wege einschlägt. 
Sie teilt mit Herrn von Capri vi den unverwüst- 
lichen Glauben an die Zukunft Preussens und an 
die welthistorische Notwendigkeit des Deutschen 
Reichs. Sie wünscht, dass sein Glaube an eine 
hoffnungsvolle Zukunft Erfüllung finde. Auch sie 
wird das Gute nehmen, aber auch das Schlechte 
bekämpfen , von wo und durch wen es auch 
komme, und sie wird nur Befriedigung empfinden, 
wenn und so oft sie mit der neuen Regierung Zu- 
sammenwirken kann zur Erfüllung der berech- 
tigten Forderungen des Volkes, zur Durchführung 
zeitgemässer Bedürfnisse und zur Förderung der 
Freiheit und der Wohlfahrt des preussischen Volks 
und der deutschen Nation.“ 

Die Hoffnungen, welche die Liberalen an das 
Programm des Herrn von Caprivi knüpften, sollten 
trotz gelegentlicher Auseinandersetzungen des neuen 
Reichskanzlers mit den Deutsch-Freisinnigen sich 
in reichstem Masse erfüllen. Das obengenannte 
Blatt zeichnete am Ende des Jahres den „neuen 
Kurs“ in der folgenden Weise: 
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„Seit Fürst Bismarck seinen Abschied erhielt, 
wieviel hat sich inzwischen geändert! Wir greifen 
nur einige Thatsachen heraus. Die alte Freund- 
schaft mit der Schweiz ist wieder hergestellt, der 
Fall Wohlgemuth vergessen, der Niederlassungs- 
vertrag erneuert worden. Der Passzwang in den 
Reichslanden ist gemildert worden und geht seiner 
Beseitigung entgegen. Mit der Politik der Polen- 
ausweisungen ist wenigstens in einem wichtigen 
Punkte gebrochen worden. Man weiss nichts 
mehr von einer offiziösen Presse und ihren Ver- 
hetzungen, nichts mehr von autographierten Straf- 
anträgen des Reichskanzlers. Freisinnige Männer, 
denen unter dem Fürsten Bismarck zweifelsohne 
die Bestätigung der Krone versagt worden wäre, 
haben hervorragende Stellen in städtischen Ver- 
waltungen einnehmen oder behalten dürfen. Drin- 
gende Forderungen, welche die Volksvertretung 
einmütig gestellt hatte, gehen ihrer Verwirklichung 
entgegen, wie der Arbeiterschutz und die Ver- 
mehrung der Fabrikinspektoren. Die Politik der 
einseitigen Begünstigung landwirtschaftlicher In- 
teressen ist gründlich erschüttert, die Viehsperren 
sind aufgehoben w^orden, und trotz der Abstim- 
mung des Reichstages wird die Regierung un- 
weigerlich die Herabsetzung der Lebensmittelzölle 
fordern und durchsetzen. Was unter dem Fürsten 
Bismarck undenkbar gewesen wäre, ist eingetreten, 
Herr Miquel ist Minister geworden, das Sozialisten- 
gesetz ist beseitigt. Die Reformvorlagen für den 
preussischen Landtag sind in vieler Hinsicht an- 


Digltized by Google 


56 


fechtbar; darum bedeuten sie nicht minder einen 
wichtigen Schritt auf der Bahn zu liberalen Zielen. 
Manche Saite ist schon angeschlagen worden, 
welche im Volksherzen Widerklang fand, so bei 
den Erlassen gegen die Misshandlungen in der 
Armee, über die Lebenshaltung des Offizierkorps, 
über die Bedüi'fnisse des Unterrichtswesens, und 
kaum bleibt nötig zu erwähnen, wie bei der Er- 
nennung für höhere Richterstellen eingewurzelte 
konfessionelle Vorurteile neuerdings aufgegeben 
^werden und wie durch den eigenen Willen des 
Kaisers Herr Stöcker seines Amtes enthoben und 
die Hofpredigerpartei brach gelegt ist. Das alles 
sind Zeichen des neuen Kurses; das alles sind 
Verdienste der neuen Regierung. Und darum ist 
es begreiflich, dass die Mehrheit des Volkes weit 

«ntfernt ist, den Rücktritt des Fürsten Bismarck 

/ 

als ein nationales Unglück zu betrachten, und 
den Tag, an dem er in den Ruhestand versetzt 
wurde, wie ein zweites Jena zu beklagen.“ 

Sicherlich war in diesem Bilde des Wandels 
der Dinge seit Bismarcks Entlassung nicht alles 
auf Rechnung des neuen Kurses zu setzen. Aber 
wie im Reichstage die vorgelegte Novelle zur 
Gewerbeordnung und die Kolonialvorlage, so sollte 
auch bald im Landtage eine Reihe von Reformen 
Zeugnis von einem Vorgehen der neuen Regierung 
auf gesetzgeberischem Gebiete geben, das in der 
That das Wort „Der Kurs bleibt der alte“ nicht 
länger mehr gelten liess. Dazu kamen im Herbst 
die Verhandlungen mit Oesterreich wegen Ab- 
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Schlusses eines Handelsvertrages. Der Reichs- 
anzeiger veröffentlichte später (März 1891) gegen- 
über den vielen Anfeindungen, die ein solcher 
Vertrag auf Seiten der Konservativen fand, einen 
Aufsatz, in welchem die Notwendigkeit; durch den 
Abschluss dieses Vertrages der Ausdehnung des 
„extremen Schutzzollsystems“ entgegenzutreten und 
durch die Vereinbarung ähnlicher Verträge mit 
einer Reihe weiterer Staaten die Gefahr einer 
vollständigen Umwälzung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse Europas abzuwenden, sehr entschieden 
betont wurde. Der Artikel richtete sich offenbar 
nicht an die liberale Partei oder an die Frei- 
händler; denn sie hatten diese Notwendigkeit 
stets anerkannt. Es wurde vielmehr an die ruhige 
Ueberlegung und den Gemeinsinn der Schutz- 
zöllner, besonders der Agrarier, welche den Ab- 
schluss des Vertrages zu verhindeim bemüht waren, 
Berufung eingelegt. Jedenfalls bewies der Auf- 
satz, dass die Reichsregierung, der Not gehorchend, 
zu dem System der Tarifverträge überhaupt zurück- 
zukehren geneigt war. 

Die Anfeindungen kamen von den „Agrariern“, 
die den Ruin der Landwirtschaft fürchteten ; aber 
auch von anderer Seite. Aus Anlass der Vertrags- 
Verhandlungen mit Oesterreich veröffentlichte das 
Direktorium des Zentralverbandes deutscher In- 
dustrieller eine Erklärung, welche den Verzicht 
der Grossindustrie auf Vorteile, die sie nur auf 
Kosten ihrer agrarischen Freunde gewinnen könn- 
ten, aussprach. In der Erkläning liiess es: 
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„Das Direktorium hält sich nach dem, was 
über den bisherigen Gang der Verhandlungen 
und deren Ziele verlautbart, zu der Erklärung 
verpflichtet, dass die deutsche Industrie keine 
Vorteile anstrebt, welche nur auf Kosten der 
Landwirtschaft erreicht werden können. Wich- 
tiger als die Höhe der landwirtschaftlichen 
Zölle ist die Erhaltung genügender Arbeits- 
gelegenheit für landwirtschaftliche und indu- 
strielle Arbeiter, die Aufrechterhaltung der 
vaterländischen Erwerbsthätigkeit im bisherigen 
Umfange ; hierin sind die Interessen von Land- 
wirtschaft und Industrie solidarisch.*^ 

Unter dem 3. März protestierte der Staats- 
anzeiger gegen diese Erklärung, ein Vorgehen, 
das unter dem Fürsten Bismarck nicht möglich 
gewesen wäre, sagte man im freisinnigen Lager. 
Denn jenen Zentralverband deutscher Industriellen 
hätte Bismarck stets gegen die störrigen Handels- 
kammern ausgespielt, die er massregelte. Aus 
Anlass dieses Verbandes hinderte er im Bundes- 
rate den schon beschlossenen Erlass von Vor- 
schriften zur Verhütung von Unfällen in Fabriken. 
„Der Zentralverband w^ar das Hemmnis für jeden 
wirksamen Arbeiterschutz und der Fürsprecher 
der masslosesten Schutzzölle — das Hauptquartier 
der Kartellmänner und Ringleute, w^elche den 
Konsumenten willkürlich die Preise vorschreiben.“ 
Wie die bei den Wiener Verhandlungen noch 
jetzt offene Frage der Preisgabe der Getreidezölle 
zu beantworten sei, wenn sie im Sinne der deut- 
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sehen Industrie beantwortet werden solle, dies 
glaubten die Schutzzöllner doch noch einmal sagen 
zu müssen, trotzdem sie schon oft sich darüber 
ausgesprochen hätten. „Wir wiederholen daher die 
Erklärung, dass im Interesse der deutschen In- 
dustrie die jetzigen Zollsätze für landwirtschaft- 
liche Produkte unbedingt aufrecht erhalten werden 
müssen. Diejenigen, welche den 31/2 Mark-Zoll, 
weil er angeblich gesicherter sei als der 5 Mark- 
Zoll, empfehlen, müssen die Fühlung mit mass- 
gebenden industriellen Kreisen gänzlich verloren 
haben und auf deren Ansichten kein Gewicht 
legen. Die Ermässigung des Getreidezolles müsste 
jedenfalls unseren rheinisch-westfälischen Bauern- 
stand und, wie wir nach den Erklärungen der 
Landwirte der anderen Provinzen annehmen zu 
dürfen glauben, den ganzen deutschen Bauern- 
stand schutzlos gegenüber der Konkurrenz des 
ausländischen Getreides machen. Ein Zoll von 
3V2Mark würde, in unseren Gegenden wenigstens 
nur noch als Finanzzoll wirken, wie der bis 1877 
geltende 3 Mark-Zoll thatsächlich in unseren Ge- 
genden nur alä Finanzzoll wirkte. Die Folge der 
Ermässigung unserer Getreidezölle wäre daher, 
ein wachsender Pauperismus unseres platten 
Landes. 

Die Industrie aber kann, ganz abgesehen da- 
von, dass der Pauperismus die Bauern dem Sozial- 
demokratismus, diesem Todfeinde der Industrie, 
der nur auf die Ermässigung' der Getreidezölle 
wartet, um Propaganda auf dem platten Lande 

I 
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mit Erfolg machen zu können, in die Arme treiben 
müsste, um keinen Preis darein willigen, dass die 
Kauffähigkeit des platten Landes geschwächt wird 
oder gar ganz verloren geht. 

Der innere Markt, die Kauffähigkeit der rund 
ein halb Hundert Millionen zählenden Deutschen, 
die im Zollgebiet wohnen, ist für unsere Industrie, 
die auf dem inneren Markt ihrerseits Zollschutz 
für ihre Produkte geniesst, tausendmal wichtiger, 
als alle Vorteile, die uns das Ausland bieten 
könnte, das seinerseits sich schon davor hüten 
wird, den Schutz seiner Industriellen unserer 
schönen Augen wegen preiszugeben. Dazu sind 
die ausländischen Diplomaten nicht naiv genug. 

Die deutsche Industrie hat daher das drin- 
gendste Interesse, dafür zu sorgen, dass der innere 
Markt kauffähig bleibe. 

Wer bildet denn aber die Hauptmasse der 
Abnehmer unserer Industrieprodukte auf dem 
inneren Markt? Es sind unsere Landwirte und 
Bauern; sie kaufen unsere Tuche, unsere Messer 
und Gabeln, alles freilich nur dann, wenn sie das 
Geld dazu aus dem Verkauf ihrer landwirtschaft- 
lichen Produkte gewinnen können. „Hat der 
Bauer Geld, hat’s die ganze Welt.“ Dieser Satz 
ist darum nicht weniger wahr, weil er trivial ist. 

Die Rücksicht auf die Kauffähigkeit des 
inneren Marktes ist also der erste und eigent- 
liche Grund für die Industrie, die Aufrecht- 
erhaltung der jetzigen Höhe der Getreidezölle zu 
fordern. Dieser Grund, meinen wir, genügte 
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schon an und für sich, um jeden Zweifel darüber 
auszuscliliessen, wie sich die Industriellen im 
Reichstage zu einem Handelsverträge stellen 
würden, in welchem — w’as der gute Genius des 
deutschen Volkes verhüten möge — eine Er- 
mässigung der Getreidezölle zugestanden wäre. 
Die Industriellen wissen aber überdies allerdings 
sehr w'ohl, dass den Freihändlern der Appetit 
beim Essen kommen würde. Hätten die Frei- 
händler erst von den Getreidezöllen gekostet, so 
bekämen sie natürlich Hunger auf die Industrie- 
zölle. Der Abgeordnete Barth hat ja darüber 
im Reichstage sehr köstliche Andeutungen ge- 
macht. Doch dies sagen wir nur, um denen, die 
nur an egoistische Motive bei den ..Schlotjunkern 
und Kohlenbaronen“ glauben, deren Stellung für 
ihre Anschauungsart der Dinge erklärlich zu 
machen. Mögen die Gegner über die Motive, 
welche die Stellung der Industriellen bedingen, 
nun denken, wie es ihnen passt; soviel dürfen 
wir auf Grund der uns gew^ordenen Informationen 
der Wahrheit gemäss versichern, dass die Indu- 
striellen zu einer Mitwirkung bei Ermässigung 
der Getreidezölle nicht zu haben sein werden. 
Die Industriellen w^erden unsern Bauernstand, 
diesen wichtigsten des Volks, nicht dem Paupe- 
rismus und der Sozialdemokratie überliefern hel- 
fen, sondern werden an dem mit der Landwirt- 
schaft im Jahre 1879 geschlossenen Bündnis treu 
festhalten. Dem Reichstage rufen wir aber schon 
jetzt im Namen der deutschen Industrie für den 
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Fall, dass es wirklich sich ereignen könnte, dass 
in Wien eine Ermässigung unserer Getreidezölle 
zugestanden würde, was wir allerdings auch nur 
zu befürchten uns noch jetzt schwer entschliessen 
können, die Worte zu: Reichstag, werde hart!“ 

Die Hoffnung der Regierung, ihre Zollpolitik 
zum Ziel zu führen, beruht auf dem Zentrum. 
Schon bei den Forderungen für die Kolonialpolitik, 
für Unteroffiziersprämien, für die Marine machte 
sich die erfolgte Verstärkung der Deutsch-Frei- 
sinnigen und der Sozialdemokratie, die Schwächung 
der Mittelparteien geltend; nur durch die Mit- 
wirkung des Zentrums wurde in den Konialfragen 
das Erforderliche, betreffs der Unteroffiziers- 
prämien ein zur Not genügendes Auskunftsmittel 
erreicht, während das Kompromis in der Ange- 
legenheit der Schiffsbauten zwar nicht sehr er- 
hebend war, indessen immer doch besser war, 
als nichts. Zu diesen Erfolgen, mochten sie auch 
nur sehr massig sein, wirkte immerhin der per- 
sönliche Einfluss des Mannes mit, dessen Tod 
unmittelbar vor der Unterbrechung der parlamen- 
tarischen Arbeit durch die Osterferien eintrat und 
sofort die Frage aufwerfen Kess, ob auch nur 
eine so halbwegs annähernde Befriedigung natio- 
naler Bedürfnisse künftig in diesem Reichstag zu 
erwarten sei. 

Diejenigen, welche die nationalen Bedürfnisse 
durch ein gewisses Nachlassen in der Schutzzoll- 
politik nicht für getährdet ansehen, haben mit 
Genugthuung bei der Zuckersteuerreform noch in 
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den letzten Tagen die Wahriielimung machen 
können, dass das Centruni auch nach dem Tode 
Windthorst^s gewillt ist, der Regierung möglichst 
weit entgegenzukommen. Darf’ man von dem 
Verhalten des Centrums gegenüber der eben ge- 
nannten Reform auf ihre Stellung zu dem Handels- 
verträge mit Österreich Schlüsse ziehen, so wird 
es allem Anschein nach, trotz seiner vorwiegenden 
„agrarischen“ und „schutzzöllnerischen“ Elemente 
der Regierung als eine Stütze dienen, die gegen 
diejenigen Konservativen, welche der Landwirt- 
schaft den jetzigen Schutz voll erhalten sehen 
möchten, den Ausschlag giebt. Es liegt in der 
Natur der Sache, dass in der Presse gefragt wird: 
um welchen Preis das Centrum zwar der Regierung 
keineswegs alles gewährt, was sie wünscht, aber 
doch wichtige und stark umstrittene Fragen einer 
der Regierung annehmbaren Lösung fast konsequent 
entgegenführt. Liegt der Preis auf dem Gebiete 
des preussischen Schulwesen? Die „Post“ be- 
hauptet es. Wir lassen diese Frage bei Seite. 
Jedenfalls hat sich gezeigt, dass die „schutz- 
zöllnerischen“ Bestrebungen im Centrum sich der 
allgemeinen Politik seit dem Rücktritt des Fürsten 
Bismarck uuterordnen , welche dahin geht, sich 
der Regierung als eine Stütze darzubieten und 
dadurch einen entscheidenden Einfluss auf das 
Regiment zu gewinnen. Man wird zugeben müssen, 
dass die Regierung es verstanden hat, trotz des 
heftigsten Ansturms der weitesten industriellen 
und landwirtschaftlichen Kreise gegen einen Bruch 
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mit der wirtscbaftliclien Hinterlassenscliaffc Bis- 
marcks, den Weg zur Erreichung des Zieles, das 

sie bei der Anknüpfung der Verhandlungen mit 

• • . 

Österreich sich gesteckt hatte, im deutschen Par- 
lamente zu sichern. Das Centrum giebt wirt- 
schaftliche Grundsätze auf, um — vielleicht — 
Grösseres zu werden. 

Einen frappanten Wandel in der Haltung der 
Regierung gegenüber dem Zentrum konstatierte die 
neue Sperrgelder-V orlage, d. h. die V orlage betreffend 
die Zurückerstattung der während des Kulturkampfes 
zurückgehaltenen Staatsgelder an die katholische 
Geistlichkeit. 

Am 24. Januar 1891 machte Herr von Caprivi 
im Abgeordnetenhause die Mitteilung, dass im Kov. 
V. J. die katholischen Bischöfe in Köln zusanimen- 
ge treten seien, und zwei Eingaben an die Staats- 
regieruug gerichtet hätten, die eine betreffend das 
Gesetz über die Volksschule, die andere betreffend 
die Sperrgelder. Auf die erste Eingabe konnte 
die Staatsregierung nicht eingehen, dagegen war 
es ihr möglich, in eine Prüfung der zweiten ein- 
zugehen und die darin niedergelegten Wünsche 
zu acceptieren. Der Abgeordnete von Cuny 
antwortete darauf: „Dass unsere Prüfung der 
Vorlage eine wohlwollende sei, ist von vornherein 
ausgeschlossen gegenüber der Thatsache, dass die 
Königliche Staatsregierung mit dieser Vorlage 
sich in direkten Gegensatz zu dem gestellt hat, 
was sie im vorigen Jalu’e gethan und gesagt 
hatte, was wir aus ihrem Munde vernommen und 
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unsererseits als zutreffend und richtig ausdrücklich 
anerkannt haben. Wenige Monate sind erst ver- 
gangen, seitdem wir uns mit dieser Materie be- 
schäftigt haben. Es ist ja beinahe, als ob sich 
ununterbrochen an die Verhandlungen des vorigen 
Frühlings die Verhandlungen dieses Tages an- 
schliessen. Dieselben Personen, dieselben Redner! 
Wir sehen hier Herrn Kollegen Windthorst, er- 
freut, dass seine Ideen verwirklicht sind. Wir 
sehen hier den Kollegen Forsch , einen lieben 
Kollegen, mit dem ich mich so gern auseinander- 
setzen würde über verscliiedene interessante Punkte 
der geschickten und gewandten Rede, die er in 
Erwiderung meiner vorjährigen Rede gehalten hat. 
Ja, wir haben uns nicht verändert; die Kollegen 
Windthorst und Forsch sind auch dieselben, aber 
die Königliche Staatsregierung thut das Gegen- 
teil von dem, was sie im Vorjahre gethan und 
gesagt hat. Sie hat damals erklärt, der Weg, 
den Herr Windthorst vorschlägt, ist nicht gang- 
bar — und jetzt geht sie diesen Weg. Sie hat 
damals erkläid;: wir sind an die äusserste Linie 
dessen gegangen, w’as für die Regierung mög- 
lich ist, und jetzt ist sie über diese äusserste 
Linie weit hinaus gegangen. Für dieses Ver- 
halten finden wir in der Vorlage selbst keine 
Gründe. Es wird nur eine Umschreibung des 
Gesetzestextes gegeben, nur mit einer einzigen 
Ausnahme; es wird nämlich in der Begründung 
gesagt, die Staatsregierung halte nach wie vor 
an der Ansicht fest, dass ein Rechtsanspruch auf 
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diese Staatsmittel nicht besteht und dass es Em- 
pfangsberechtigte im juristischen Sinne nicht giebt. 
Wenn aber die Staatsregierung in der Begründung 
erklärt an dieser Ansicht, die auch wir im vorigen 
Jahre vertreten haben, festhalten zu wollen, so 
steht damit der Inhalt des Gesetzes selbst in 
Widerspruch. Es ist eine contradictio in adjecto. 
Die Staatsregierung hat im vorigen Jahre aus- 
gesprochen, der § 9 des Gesetzes verpflichte nicht 
zur Erledigung der Frage in einer gewissen 
Richtung zur Rückgabe an bestimmte Stellen der 
katholischen Kirclie und zu einer bestimmten 
Verwendung für dieselbe. Auf diesem Boden 
stehend hat sie es im vorigen Jahre ausdrücklich 
abgelehnt, den Bischöfen die Verfügung über das 
Kapital zu geben. Gegenwärtig giebt sie ihnen 
diese Verfügung, ohne dass in der Begründung 
auch nur ein Wort darüber gesagt ist. Als Er- 
klärung dafür darf ich also wohl dasjenige an- 
sehen, was der Ministerpräsident soeben über die 
im November vorigen Jahres stattgefundenen Ver- 
handlungen mitgeteilt hat. Die Bischöfe haben 
einen Weg gezeigt und dieser Weg wird einge- 
schlagen. Das verstehe ich nicht von einer Re- 
gierung, die im vorigen Jahre fortgesetzt die 
Behauptung aufgestellt hat, es sei von der höch- 
sten Stelle der katholischen Kirche den Bischöfen, 
dem Zentrum und allen von kirchlicher Seite Be- 
teiligten volle Freiheit für eine andere Regelung 
der Frage gelassen. Keineswegs also befand sich 
die Staatsregierung den Bischöfen gegenüber in 
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einer Zwangslage, von dem, was ^sie im vorigen 
Jahre gesagt und gethan hat, jetzt das direkte 
Gegenteil zu sagen und zu thun. Eine weitere 
Erklärung hat der Herr Ministerpräsident uns 
nicht gegeben. Doch ja, er sagte, es sei zu er- 
hoffen, dass auf diesem Wege die Befriedigung 
der katholischen Kirche erreicht werden würde. 
Ja, meine Herren, und in demselben Augenblick, 
wo dieses Gesetz eingebracht ist, da erhebt sich 
schon in der ultramontanen Presse der Ruf: 
„Das ist nur die Pflicht des Staates, man soll 
sich nicht darüber täuschen, wir lassen uns nicht 
damit abspeisen, viel wichtiger wie diese Frage 
ist für uns die Frage der Schule. Man täusche 
sich nicht darüber, wir nehmen dieses Gesetz, 
allein wir halten uns in keiner Weise dadurch 
für gebunden, unsere alten Ansprüche auf die 
Schule bleiben in voller Kraft, wir werden sie 
unablässig verfolgen.“ (Zuruf aus dem Zentrum.) 
„Ja, meine Herren, ich habe ja gegen diese Theorie 
im ersten Moment schon protestiert, Herr Kollege 
Reichensperger! Ich sage mii* : was ist es für 
eine Befriedigung des Zentrums, eine Befriedigung, 
mit der in direktem Widerspruch steht der sofort 
in der ultramontanen Presse ertönende Ruf: „Wir 
nehmen dies, es kommt dies uns zu, wir wollen 
aber auch nicht einen einzigen unserer Ansprüche 
fahren lassen, in demselben Augenblick, wo wir 
dies Gresetz nehmen , nehmen wir von neuem 
den Kampf auf um die Schule, an der uns un- 
gleich mehr noch liegt als an diesem Gesetz.“ 
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Da« ist die Befriedigung des Zentrums! Es ist 
die Befriedigung über die Thatsache, dass dies 
Gesetz sieb genau in der Richtung bewegt, welche 
der Abgeordnete Dr. Windthorst in den Ver- 
handlnngen des vorigen Jahres vorgezeichnet hat. 
Nehmen Sie den Bericht der Kommission zur 
Hand, die im vorigen Jahre mit dem Gesetz sich 
befasst hat. Lesen Sie, was Herr Abgeordneter 
Dr. Windthorst damals gesagt hat über diejenige 
Regelung, die ihm angemessen erscheine und Sie 
werden finden, dass dieses Gesetz nur die Aus- 
führung ist der Gedanken und Vorschläge des 
Herrn Abg. Dr. Windthorst.“ 

Einer der letzten Staatsakte des Fürsten 
Bismarck war der, dass er das Gesetz über die 
Verwendung der Sperrgelder ausarbeiteii liess. 
]\Iit diesem sollten die letzten Spuren des Kultur- 
kampfes aus dem Wege geräumt werden. Es 
kam im vorigen Jahre nicht zustande, weil das 
Zentrum es für ungenügend erklärte und die 
Mehrheit es nur annehmen wollte, wenn es mit 
demselben die Zufriedenheit des Zentrums ein- 
heimste. In diesem Jahre wurde es nach den 
Wünschen des Zentrums umgearbeitet und von 
neuem vorgelegt. Durchaus glaubhaft klingt die 
Versicherung, dass Herr Miquel als der eigent- 
liche Urheber dieser Umarbeitung zu betrachten 
sei, und dass Herr v. Gossler seinem Winke ge- 
folgt sei, wie er sich früher gewöhnt hatte, den 
Winken des Fürsten Bismarck zu folgen. Ea 
liegt etwas Tragikomisches darin, dass diejenigen^ 
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welche über die Umarbeitung zornig waren, ihren 
Zorn nicht gegen den Urheber derselben, sondern 
gegen das unschuldige Werkzeug richteten. 

Die konservative Presse aller Schattierungen, 
sowie die nationalliberale hatten dasselbe Urteil 
über die neue Vorlage. Das „Deutsche Tageblatt“ 
sagte: „Selbst in Kreisen, die gleich uns gegen- 
über den katholischen Diözesanobern , in deren 
Hand zu nahezu unbeschränkter Verwendung in 
Gestalt der 16 Millionen ein neues, bedeutendes 
Machtmittel gelegt wird, von Voreingenommenheit 
und Misstrauen sich vollkommen frei wissen, dürfte 
so manche Einzelbestimmung dieses neuen Sperr- 
gelder-Entwurfes ernste Bedenken hervorriifen, 
Bedenken, die namentlich von denen schwer em- 
pfunden werden müssen, die in der vorigen Session 
gegen die nun zumeist berücksichtigten Ansprüche 
des Zentrums mit Herrn von Gossler Schulter an 
Schulter gekämpft haben. Ob sie alle sich dazu 
verstehen werden, auch die neugewählte Position ^ 
an seiner Seite zu verteidigen, erscheint zum min- 
desten fraghch.“ 

Aehnlich äusserte sich die „Kreuzzeitung“: 

„Die Zufriedenheit des Zentrums können wir 
wohl begreifen; hat doch diese Partei wieder ein- 
mal erfahren, dass entschiedenes Festhalten an 
der für richtig gehaltenen Position schliesslich 
doch zur praktischen Anerkennung dieses Stand- 
punktes führt. Die Nutzanwendung liegt auf der 
Hand. Ob eine auch nur annähernd gleiche Zu- 
fiiedenheit über die Vorlage bei den anderen 


Digltized by Google 


70 


Parteien herrscht, möchten wir stark bezweifeln. 
Bezeichnend ist es jedenfalls für das „paritätische“ 
Verhältnis der Staatsregierung zu den beiden 
Kirchen, dass, während sie ihre scheinbar so feste 
Stellung der katholischen Kirche gegenüber jetzt 
vollständig preisgiebt, nichts verlautet, dass die 
im vorigen Jahre als Pest der Vorlage vom Ab- 
geordnetenhause gefasste Resolution , betreffend 
Entschädigung für die aufzuhebenden Stolgebühren, 
irgend welche Berücksichtigung gefunden hat.“ 
Endlich lassen ^vir noch einige Worte des 
orthodoxen „Reichsboten“ folgen: 

,,Für seine Person kann der Minister ja thun, 
was er will, aber er hätte unseres Erachtens dem 
Landtage der preussischen Monarchie eine solche 
Zumutung nicht stellen sollen. Wir wollen un- 
seren Empfindungen einen ganz milden Ausdruck 
geben und sagen : Es ist deprimierend und schmerz- 
lich nach den vorjährigen Erklärungen der Re- 
gierung, diese neue Vorlage erleben zu müssen. 
Das ist die einfache Unterwerfung nicht blos unter 
die Forderungen der Kurie, sondern sogar unter 
die des Zentrums und der Jesuitenpartei. Wird 
das der Landtag, die Vertretung des preussischen, 
grösstenteils evangelischen Volkes mitmachen? 
Allerdings. Er nahm das Gesetz schlank an. 

Mit der im Juli 1890 veröffentlichten ,, Denk- 
schrift über die Beweggründe zu dem deutsch- 
englischen Abkommen“ hat das Auswärtige Amt 
einen anerkennenswerten Schritt gethan, da in 
dem Schriftstücke die Beweggründe zu den Ab- 
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machungen mit England mit ungewöhnliclier Offen- 
heit dargelegt sind. Die freimütige . Darstellung 
des ganzen Hintergrundes giebt der Denkschrift 
einen anderen Charakter, als ilin sonst amtliche 
Schriftstücke haben. 

An die Spitze der allgemeinen Gesichtspunkte 
wird das Bestreben gesteUt, unsere durch Stammes- 
verwandtschaft und durch die geschichtliche Ent- 
wickelung beider Staaten gegebenen guten Be- 
ziehungen' zu England weiter zu erhalten und zu 
befestigen und dadurch dem eigenen Interesse^ 
wie dem des Weltfriedens zu dienen. Diesem 
Bestreben wird wohl niemand widersprechen; das 
deutsche Reich hat in seinem 20jährigen Bestehen 
vor allem Friedenspolitik getrieben und hat am 
wenigsten Anlass, diese gerade Grossbritannien 
gegenüber nicht zur Geltung kommen zu lassen. 
Diese Politik der Regierung kann daher auf all- 
seitige Unterstützung rechnen. Unmittelbar da- 
nach kommen aber folgende zwei Sätze: 

Der Gedanke, um eines kolonialen Zwistes 
willen in letzter Instanz zum Zerwürfnis mit 
England gedrängt werden zu können, dürfte kei- 
nen Raum gewinnen. Es konnte nicht zweifelhaft 
sein, dass unser kolonialer Besitz materiell bei 
weitem nicht wertvoll genug ist, um etwa gar 
die Nachteile eines den beiderseitigen Wohlstand 
auf das tiefste erschütternden Krieges aufeuwägen. 

Hierin kennzeichnet sich recht scharf die Ver- 
schiedenheit des Standpunktes, mit welchem die 
deutsche und die englische Regierung in die Ver- 
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handluiigeii liiiieinging. Deutscherseits setzte mau 
sich von vofii herein eine Schranke, indem man 
kolonialen Zwist nicht für bedeutend genug er- 
klärte, um sich darüber in einen ernsten Streit 
einzulassen, und einen Schlüssel für manche Ab- 
machungen findet man in dem überraschenden 
Bekenntnis, dass unser Kolonialbesitz bei weitem 
nicht wertvoll genug gewesen sei, um England 
gegenüber fest aufzutreten. Die britische Be- 
gierung vertrat den entgegengesetzten Standpunkt, 
sie wollte alles, was sie hatte, erhalten und er- 
stritt selbst solche unbestimmte Dinge , wie 
Stanley’s neueste Erwerbungen (l\Isumbirogebirge) 
mit der äussersten Zähigkeit. Dann lag ihr weiter 
hauptsächlich daran ihre bisherigen Besitzungen 
zu erweitern und abzurunden. Das Entgegen- 
kommen gegen Deutschland stand ihr erst in 
zweiter Linie ; nur wenn das deutsche Reich den 
Wünschen Englands, wie sie auf den fertig- 
gestellten Kaisen von 1889 dargelegt waren, 
nachkam, war man gewillt, mit Deutschland in 
Freundschaft zu bleiben. Dass diese entgegen- 
gesetzten Grundsätze auf das Ergebnis der Ver- 
handlungen von fühlbarer Einwirkung sein mussten, 
ist selbstverständlich. Wie man auch auf deutscher 
Seite zur Befürchtung eines Krieges kam, ist tiii- 
•erklärlich. Selbst bei entscheidenden Gegensätzen 
über koloniale Dinge war man doch von einem 
Kriege sehr fern. 

Dann wird auf die Reibungen zv\dschen den 
l3eiderseitigen Gesellschaften und Organen hin- 
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gewiesen, welche sich die Pliege kolonialer An- 
gelegenheiten und Interessen zur Aufgabe gemacht 
hatten. Diesen Streitigkeiten gegenüber hat die 
deutsche Regierung ihrem obigen Grundsätze ent- 
sprechend, die streitigen Gebiete von Witu ein- 
fach aufgegeben, die englische Regierung hat aber 
die Ansprüche der Privatgesellschaften zu den 
ihren gemacht und sie fast ohne Ausnahme zur 
Anerkennung gebracht. Schlagend wird dieser 
verschiedene Standpunkt in dem Abschnitte „Witu“ 
dargelegt. Da heisst es: In der Bewerbung um 
die Paclit der Zölle auf den Inseln (Manda, 
Patta) kam die britisch- ostafrikanische Gesellschaft 
in geschickter Benutzung der Verhältnisse dem 
deutschen Unternehmen zuvor. Die britisch-ost- 
afrikanische Gesellschaft ist erst 1888 gegründet 
worden; sie ist also \del jünger als die deutsch- 
ostafrikanische und die Witu-Gesellschaft. Ihr 
ganzes Auftreten im Witugebiete ist ein agita- 
torisches, wülilerisches und alle von ihr erhobenen 
Ansprüche hätten einfach als nicht diskutierbar 
abgewiesen werden müssen, wie das Frankreich 
mit verschiedenen Punkten gethan und damit auch 
seinen Zweck erreicht hat. 

Eine der charakteristischen Bemerkungen ent- 
hält der Abschnitt „Kamerun.“ Es wird die 
Hoffnung auf eine Hebung des Handels im Hinter- 
lande ausgesprochen und die Bestbnmung als 
nützbch erklärt , dass der Durchgangsverkehr 
zwischen den beiderseitigen Gebieten und dem 
Tscbadsee frei sein und keinen Transitabgaben 
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unterliegen soll. Dann wird hinzugefügt: „Durch 
dieselbe wird, auch wenn englische Unternehmungen 
in jenen Ländern Deutschland zuvorkommen sollten, 
vom Handel unseres Schutzgebietes der freie Ver- 
kehr mit den in diesen Gegenden angesiedelten 
reichen mohamedanischen Völkerschaften offen 
gehalten.“ Mit diesem Satze hat man thatsäch- 
lich jeden Versuch einer Erwerbung des Hinter- 
landes von Kamerun aufgegeben und es englischen 
Agitatoren überlassen, und die Hefürchtung Vieler 
dass, wenn es so fortgeht, von unseren Kolonien 
in wenig Jahren nichts mehr vorhanden ist, 
dürfte durch denselben neue Nahrung gewinnen. 
Es setzt in der That ein übergrosses Vertrauen 
gegen England voraus, wenn man solche Sätze 
heute noch öffentlich ausspricht, nachdem wir mit 
der englischen Koyal Niger-Compagnie die be- 
kannten Erfahrungen gemacht haben, obwohl die 
Handelsfreiheit auf dem Niger durch die Berliner 
Konferenz von 1885 festgestellt war. Auch die 
Franzosen sind von der Niger-Gesellschaft nicht 
besser behandelt worden, als die Deutschen. 

Am Schlüsse der Denkschrift wird die Wieder- 
gewinnung von Helgoland erwähnt und dieselbe 
als Ersatz für in Afrika unbefriedigt gebliebene 
Wünsche bezeichnet. Den Darlegungen über die 
nationale, merkantile und militärische Bedeutung 
kann man ohne weiteres zustimmen. Wenn aber 
dann gesagt wdrd: „Für England selbst ist der 
Besitz von Helgoland niemals wertvoll gewesen,“ 
so liegt darin eine herbe Kritik des englischen 
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Verfahrens. Grossbritannieii hat uns nur etwas^ 
was ihm selbst nicht wertvoll war, abgetreten; 
weiter ging sein Entgegenkommen nicht. 

Ob aber Helgoland für Deutschland zu billige- 
rem Preise zu haben gewesen wäre, als er in dem 
Abkommen mit England gewährt worden, ist eine 
schwer zu entscheidende Frage. Fürst Bismarck 
behauptet es bestimmt, weil ihm der Wei^t der 
vom Kaiser persönlich gewünschten Erwerbung 
zweifelhaft scheint; er bemerkt indes in anderem 
Zusammenhänge auch, dass er Lord Salisbury als 
einen Minister kenne, der „sich zu wahren weiss‘‘ 
und ganz genau wisse, was er dem öffentlichen 
Urteil seines Landes zumuten könne. Lord Salis- 
bury aber hat in der Anerkennung des britischen 
Protektorats über Sansibar einen eben nur aus- 
reichenden Ersatz für den Verzicht auf die Nord- 
seeinsel erblickt, und wenn man die Angriffe 
ermisst, denen er schon unter diesen Bedingungen 
wegen der Preisgabe Helgolands ausgesetzt ge- 
wesen ist, wird man sehr überzeugende Beweise 
dafür fordern müssen, dass das englische Kabinet 
auch mit einem geringeren Preise zufrieden ge- 
wesen sein würde. Der entscheidende Punkt liegt 
offenbar in der Verschiedenheit der Abschätzung 
der Vei*tragsobjekte selber. In England schätzt 
man den Wert Helgolands für Deutschland höher, 
als viele deutsche Kritiker. Schon vor einiger 
Zeit machte ein englischer Offizier in der „St. 
James- Gazette“ in dieser Hinsicht folgende Ge- 
sichtspunkte geltend: „Besitzen die Deutschen 
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Helgoland, so braucht nicht mehr, wie 1870, ein 
Observationscorps an der Nordsee aufgestellt zu 
werden und man braucht nicht die Schifffahrt 
mehr durch Minen zu hindern. Die deutschen 
Torjiedo-Boote können ruhig bei der Insel liegen 
und die Elotte des Feindes angreifen, sobald der- 
selbe eine Landung versucht. Schliesslich wird 
natürlich Helgoland in die Hände der Macht 
fallen, welche die See beherrscht; wird es aber 
einigermassen befestigt, so kann es jedenfalls 
12 Monate aushalten und giebt den Deutschen 
100,000 Mann Feldtruppen frei. Ein Krieg 
zwischen Deutschland und England ist allerdings 
sehr unwahrscheinlich. Es giebt aber eine Ost- 
seemacht, mit welcher ein Krieg sehr leicht mög- 
lich ist. Gegen diese Macht würde der Besitz 
Helgolands als Kohlenstation und Torpedomaterial- 
lager, welches unserer Flotte, sei sie nun an der 
• • 

Öffnung der Ostsee oder in derselben, um 36 
Stunden näher liegt, ein bedeutender Vorteil sein.” 
Zu denselben Schlüssen gelangt in der Haupt- 
sache auch Admiral Werner, nur dass dieser sein 
Augenmerk mehr auf eine feindliche französische 
Flotte, als auf eine russische richtet. 

Die „Neue Zürich. Ztg.“ veröffentlichte einen 
Artikel über die „Entstehungs - Geschichte des 
deutsch-englischen Vertrages über Ostafrika“, von 
dem sie bemerkte, er sei von einem Manne ge- 
schrieben, „der mit den ostaMkanischen Verhält- 
nissen wohlvertraut und an den dortigen Unter- 
nehmungen beteiligt ist“. Der Artikel wurde 
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verfasst und eingesandt, bevor die Denkschrift 
des Reio.bskanzlers erschienen war. Er fiihi'te 
aus, dass die Kolonialpartei in Deutschland zur 
Zeit des Bismarck^schen Regiments keinerlei 
Fühlung mit der Regierung hatte; „denn die 
Ueberwachung der Ostafrikanischen Gesellschaft 
durch drei Reichskommissare war und blieb ohne 
jede innere geschäftliche Bedeutung“. Der Re- 
gierungsvertreter Hobrecht habe stets in der aus- 
gesprochensten Weise auf Seiten der Kolonial- 
partei gestanden. Die ostafrikanische Politik 
wurde auf Anregung des Kaisers sehr kräftig ge- 
handhabt, die Verhandlungen mit England sehr 
langsam geführt. Dann begann Stanley seinen 
Feldzug gegen die deutsche Kolonialpolitik. Die 
englischen Ansprüche wurden höher geschraubt. 
Krauel widerstrebte mit den minutiösen Mittel- 
chen, die seiner Stellung und seiner geschäftlichen 
Behandlung entsprachen. Thatsächlich , wie dies 
in der deutschen Presse auch hervorgehoben ist, 
soll er mit Anderson ein besseres Abkommen 
vereinbart haben. Dann fuhr der Artikel fort: 
Plötzlich aber trat eine Wendung ein, denn 
die Königin von England in Verbindung und wohl 
aut Anregung der Kaiserin Friedrich, hatte sich 
dieser Sache bemächtigt, man wendete sich an 
den Enkel und Sohn und das Resultat ist dieses 
jetzt vorliegende Abkommen. Die Sache kam so 
überrumpelnd , dass selbst Herr von Caprivi 
Widerstand erhob und Krauel ganz geschlagen 
war über die plötzliche Vernichtung seines Werkes.. 
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Der Reichskanzler soll in dieser Zeit die Frage 
vielfach erwogen haben, seine Demission einzu- 
reichen, man war sich aber unklar darüber, ob 
er hierzu Neigung verspürte aus Widerstand gegen 
das Abkommen oder aus Missbilligung über die 
Nordlandsreise des Kaisers. Jedenfalls wirkte 
wohl beides in gleicher Weise zusammen. Im 
ganzen Auswärtigen Amte gab es wohl Nieman- 
den, ausgenommen vielleicht den neuen Staats- 
sekretär von Marschall, der mit diesem Abkommen 
zufrieden gewesen wäre. Namentlich war man 
befremdet über die überhastete und plötzliche 
Eile des Abschlusses und nur die Eingeweihten 
wussten, dass der Kaiser die Sache erledigt haben 
wollte, um schnell seine Nordlandsfahrt beginnen 
zu können und um nach dieser in England be- 
friedigte Gesichter zu sehen. Da Herr von 
Caprivi aber mehr in den Traditionen des parti- 
kularen Preussentums und besonders in denen 
eines preussischen Soldaten steht, so vermochte 
er sich mit der Kolonialpolitik nicht zu befreun- 
den , und als neuer Reichskanzler war seine 
Fühlung mit den ideellen und materiellen Fak- 
toren, welche das deutsche Reich Zusammenhalten, 
bisher eine so schwache geblieben, dass er diesen 
Anlass schliesslich nicht gross genug ansah, um 
auf seiner Demission zu bestehen. Auch tröstete 
er sich wohl mit der Erwägung, dass sein politi- 
scher Freund, der General Hahnke, die Nordlands- 
fahrt mitzumachen veranlasst war, und somit in 
der Nähe des Kaisers blieb. Man weiss, dass 
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Bismarck schon immer über die Gefahr klagte, 
dass die „Adjutanten regieren und auch Caprivi 
soll nach dieser llichtung sich bereits über 
schlechte Erfahrungen missliebig geäussert haben. 
Man erinnert sich, dass der Kaiser Wilhelm zum 
Admiral der englischen Flotte ernannt worden 
ist , und seine Umgebung soll den praktischen 
Wert dieser rein äusserlichen Ehrenstellung na- 
mentlich für den Ernstfall sehr überschätzen und 
in diesem Sinne auf den Kaiser einwirken. That- 
sache i.st, dass das militärische Kooperieren mit 
England als ein sicherer Faktor der Politik an- 
gesehen wird, und dass dies auch der lebhafte 
Wunsch der Königin von England und ihrer in- 
timen Umgebung ist. Diese auf dem aufrichtigen 
Wunsche eines engeren Familienzusammenhanges 
beruhende dynastische Politik gilt als die letzte 
Ursache des deutsch-englischen Abkommens, für 
welche die französische Presse ja auch gleich das 
öu est la femme? in’s Feld führte. Dies erklärt 
auch den Charakter des bevorstehenden deutschen 
Besuches in England, der über die Bedeutung einer 
Familienzusammenkunft nicht hinausgehen wird. 

Die Kolonialdebatten im Reichstage boteii 
im Februar 1891 manche überraschende und in- 
teressante Momente. Ziehen wir aus den Ver- 
handlungen im Voraus ein kurzes Facit, so er- 
giebt sich, dass zunächst von allen Seiten Ver- 
wahrung dagegen eingelegt wnirde „Kolonial- 
enthusiast“ zu sein und diese Verwahrungen 
konnten nicht überraschen, nachdem die unserer 
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Kolonialbewegung feiiidlieli gegeniiberstehende 
Presse dem erwähnten Ausdruck einen häss- 
lichen Beigeschmack verliehen hat. 

Herr Richter versuchte wieder, den neuen 
Reichskanzler vom alten zu scheiden und auch 
in der Kolonialpolitik den „neuen Kurs“ zu „kon- 
statieren“; — da störte Herr v. Caprivi sein 
Konzept durch bemerkenswerte Erklärungen, deren 
Quintessenz er in folgende Worte zusammenfasste: 
„Ich glaube also, der Vorwurf eines leichtsinnigen 
Abweichens von den Traditionen meines Vorgängers 
ist hinfällig.“ 

Herr Richter hatte nämlich zuerst durch ein 
„nicht ganz richtiges Zitat“ einen Gegensatz der 
heutigen zu der früheren Kolonialpolitik kon- 
struieren wollen, er hatte seine Freude darüber 
ausgedrückt, dass ,,in der bekannten Denkschrift“ 
der Satz vorkomme: „Die Zeit des Flaggenhissens 
ist jetzt vorbei.“ Diesem „ungenauen“ Zitat trat 
Herr v. Caprivi entgegen, indem er feststellte, 
dass es in der Denkschrift heisse: „Die Periode 
des Flaggenhissens und des Verträgeschliessens 
muss beendet werden, um das Erworbene nutzbar 
zu machen.“ Im Anschluss hieran erklärte der 
Reichskanzler mit dem ausdrücklichen Zusatze: 
„Um Missverständnissen vorzubeugen,“ dass wir 
im Hinterlande von Kamerun und Togo noch 
nicht soweit seien, um das Erworbene voll nutz- 
bar zu machen, „ob auf dem Wege des Flaggen- 
hissens und des Verträgeschliessens, oder, was 
ich vorziehen würde, auf dem Wege der Anlage 
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von Faktoreien vorgegangen wird, darüber kann 
icb ein Urteil nicht sbgeben. ‘ In derselben 
Sitzung erklärte der Staatssekretär des auswär- 
tigen Amts, Freiherr v. Marschall, dass bezüglich 
der Entschädigung an Höhningsborg mit England 
Verhandlunden im Gange seien. 

Ganz besonders bedeutsam waren die Worte 
des Reichskanzlers, in denen er das Zustande- 
kommen der deutsch-englischen Abmachungen in 
einer lunfassenden Rede dem Reichstage darlegte. 

,, Schon unter meinem Herrn Amts Vorgänger, 
so äusserte Herr v. Caprivi, ,, waren Verhand- 
lungen eingeleitet worden, die darauf hinaus- 
gingen, mit England zu einem erträglichen modus 
vivendi zu konunen. Dieselben hatten aber be- 
gonnen. Am 2. Mai vorigen Jahres gab Se. Ma- 
jestät der Kaiser vor Einleitung der Verhand- 
lungen nach einem Immediatvertrag die Ent- 
scheidung, dass erstens die für Kolonialzwecke 
verfügbar zu machenden Gelder in erster Linie 
auf OstaMka zu verwenden seien; zweitens dass 
durch die jetzt beginnenden Verhandlungen eine 
Regelung der Interessenphären , zunächst der 
nördlichen, dann der südlichen, bewirkt werde,, 
dass im Notfälle die Aufgabe von Witu, vorbe- 
haltlich der Befriedigung etwaiger deutsclier An- 
sprüche, als Kompensation zulässig sei ; drittens, 
dass die Übernahme der Hohheitsrechte in dem 
innerhalb der deutschen Zone liegenden Küsten- 
strich auf das deutsche Reich angestrebt werde; 
viertens, dass die Umwandlung der Truppe des 
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Reichskommissars von Wissmaim in eine kaiserlich 
deutsche Schutztruppe zu bewirken sei; fünftens, 
dass die Schaffung einer über dem Reichskom- 
kommissar und den sonst beteiligten deutschen 
Behörden stehenden Zentralstelle mit dem Sitze 
auf dem Festlande in’s Auge zu fassen sei und 
sechstens, dass überhaupt die Verwaltung des 
Küstenstriches und des sonstigen Schutzgebietes 
unmittelbar dem Reiche zu übertragen sei. • Nach 
dieser allerhöchsten Direktive, die, ich wiederhole, 
unter dem 2. Mai vorigen Jahres gegeben ist, 
ist die deutsche Regierung vorgegangen, sie ist 
davon auch keinen Schritt abgegangen. Noch 
heute steht die Kolonialregierung auf dem Boden 
dieser Direktive.“ 

Der Reichskanzler erntete durch seine grosse 
Rede allseitigen Beifall ; besonders interessant 
war es hierbei, dass die Linke an derjenigen 
Stelle Bravo rief, in denen sich eine Überein- 
stimmung der jetzigen Regierung mit dem Fürsten 
Bismarck zeigte. So teilte der Reichskanzler 
V. Capiivi mit, dass von seinem Amtsvorgänger 
u. a. folgende Äusserungen vorlägen : „Die Er- 
haltung von Lord Salisbury hat für Se. Durch- 
laucht mehr Wert als ganz Witu.“ „England 
ist für uns wichtiger, als Zanzibar und ganz Ost- 
afrika.“ 

Am Schlüsse der Rede des Herrn v. Capri\d 
sprach diesem der Abg. Richter seine vollste Zu- 
stimmung aus: ... zu dem Vertrage mit England 
nämlich. Aus dem Schluss der Rede des Herrn 
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Richter aber klang wieder trotz allem vorher be- 
wiesenen Zuvorkommens das scharfe Wörtchen 
„Nein!‘‘ heraus. 

In Friedrichsruh verstimmte die Rede des 
Herrn von Caprivi. Es könne, sagte das Organ 
Bismarcks in Hamburg, sehr wohl kritische Situa- 
tionen geben, in welchen der Satz, England sei 
für uns wichtiger, als ganz Ostafrika, eine grössere 
Tragweite in Anspruch nimmt, als die einer Rand- 
^bemerkung (Herr von Caprivi hatte sich auf eine 
solche, von seinem Vorgänger herrührende be- 
zogen), welche den Zweck habe, übertriebenen 
oder voreiligen Bestrebungen Schranken zu ziehen. 
Es könne auch umgekehrt Lagen geben, in welchen 
England ein ähnliches empfinden könne, die Freund- 
schaft Deutschlands durch koloniale Zugeständ- 
nisse zu befestigen. Aber es sei notorisch, dass 
solche kritische Momente, solche Situationen, in 
welchen Deutschland etwa zwischen dem Bruche 
mit England oder dem Verzichte auf Kolonien 
hätte wählen müssen, 1890 nicht Vorlagen. „Un- 
sere Beziehungen zu England waren auch ohne 
Verzicht auf Sansibar und Witu so, wie sie län- 
gere Zeit hindurch hätten bleiben können. Nichts 
drängte derart zum Abschlüsse, und wir wissen 
von unseren Hamburger Mitbürgern, welche mit 
Sansibar in regem Verkehr stehen, dass die dort 
wohnenden Engländer von der ersten Nachricht 
von dem deutschen Verzicht überrascht waren 
und sie für erfunden erklärten. Wenn verschie- 
dene Blätter und auch solche, die hier in Ham- 
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"bürg erscheinen, aus den citirten Randbemerkun- 
gen des Fürsten Bismarck und aus dem Gewicht, 
welches er vor weiterem Vorschreiten auf Siche- 
rung des Einvernehmens mit England legte, den 
Schluss glauben ziehen zu können, dass der frü- 
here Kanzler sich bereits mit der Ansicht getragen 
habe, die Sphäre unsrer Wirkung in Afrika soweit 
einzuschränken, wie es heute der Fall ist, so ist 
dieser Schluss doch ein sehr gewagter und auch 
nicht gerechtfertigt durch den Umstand, dass die 
Rede des heutigen Kanzlers diese Meinung zu- 
lässig erscheinen lässt, ohne sie auszusprechen* 

« • 

Wir halten daher die Äusserung des „Hambur- 
gischen Korrespondenten“, „der Reichskanzler 
habe die Behauptung, Fürst Bismarck hätte den 
Vertrag nicht geschlossen, in schlagender Weise 
widerlegt,“ nach dem bisher der Öffentlichkeit 
vorliegenden Material für unerwiesen. Herr von 
Caprivi erklärt nicht, dass er bei seinem Amts- 
antritt die Verhandlungen in einer Lage gefunden 
habe, welche einen Abschluss des deutsch -eng- 
lischen Vertrages vom 1. Juli 1890 geschäftlich 
geboten, oder doch den Verzicht darauf schwierig 
gemacht hätte. Er macht hierbei die Mitteilung, 
er habe sich bei seinem Amtsantritt davon über- 
zeugt, was für Vorgänge da seien und was für 
einen Standpunkt die Regierung eingenonunen 
habe. Er sagt aber nicht, dass er sich durch 
Rücksprache mit seinem Vorgänger darüber ver- 
gewissert habe, und wir nehmen nach dem Wort- 
laute seiner Rede an, dass er seine Kenntnis über 
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den damaligen Standpunkt der Regierung lediglich , 

durch Einsicht der Akten gewonnen hat. Er 
würde sonst gewiss nicht nur fragmentarische 
Marginalbemerkungen, sondern sich auch auf den 
Inhalt der mündlichen oder schriftlichen Äusse- 
rungen über den Status quo bei Uebernahme des 
Amtes bezogen haben. Herr v. Caprivi, recht- 
fertigt der VdHrag auch in der Hauptsache nicht 
als ein Zwangsergebnis der übernommenen Ge- 
schäftslage, sondern als ein Abkommen, welches 
sich vermöge der Vorteile, die Deutschland ge- 
währt, sachlich empfohlen habe. Der Inhalt sei- 
ner Rede vertritt den Abschluss objektiv, als 
einen für das Reich nützlichen und verdienst- 
lichen. Diese Auffassung wird allerdings abge- 
schwächt durch den Versuch einen Teil der Ver- 
antwortlichkeit für den Abschluss auf seinen Vor- 
gänger im Amte zu übertragen und demselben 
einen Anteil an dem Verdienste des Vertragsab- 
schlusses zuzu weisen, einen Anteil, welchen Fürst 
Bismarck niemals für sich in Anspruch genommen 
hat. Wir dürfen vielmehr nach Veröffentlich- 
ungen und Interviewern aus dem vorigen Jahre 
annehmen, dass der frühere Kanzler ausdrücklich 
gesagt hat, er würde, wenn er noch im Amte ge- 
wesen wäre, zu dem Abschlüsse über Sansibar 
nicht geraten haben. Er legt, wie auch aus dem 
Inhalt seiner von seinem Nachfolger veröffent- 
lichten vertraulichen Marginalien hervorgeht, 
hohen Wert auf die Uebereinstimmung mit Eng- 
land, generell sowohl, als auch in Ostaftika, wir 
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veiTimteii aber, dass er an volle Gegenseitigkeit 
dieser Wertschätzung bei Lord Salisbury stets ge- 
glaubt hat, aber nicht an das Bedürfnis und noch 
weniger an die Notwendigkeit, die Fortdauer der 
englischen Freundschaft: durch das fragliche Ab- 
kommen zu sichern; er hatte an der Festigkeit 
dieser englischen Freundschaft, so lange Salisbury 
im Amte ist, aus allgemeinen politischen Grün- 
den überhaupt keinen Zweifel. Wir behalten uns 
vor, auf verschiedene Einzelheiten der Rede des 
Reichskanzlers später zurückzukommen.“ 

Das Hamburger Blatt blieb bei der Ansicht, 
dass der frühere Kanzler zur Unterzeichnung des 
deutsch-englischen Vertrages niemals geraten haben 
würde und dass die Verantwortung für das Ab- 
kommen ausschliesslich bei der jetzigen Regierung 
liege. „Diese hatte vollständig freie Hand, den 
Vertrag abzuschliessen, oder nicht. Wir glauben 
an ihre eigene Überzeugung von der Richtigkeit 
und Nützlichkeit des Abkommens, wenn diese 
Überzeugung auch einigermassen abgeschwächt 
erscheint durch die Neigung, die Verantwortlich- 
keit auf die frühere Regierung, wenn nicht voll- 
ständig abzuschieben, so doch mit deren Tendenzen 
zu decken. Allerdings muss man sich fragen, 
woher es kommt, dass, wenn der Vertrag nach 
der jetzt vertretenen Auffassung eine so zwingende 
Rechtfertigung in sich trug, das Bedürfnis der 
Berufung auf die frühere Regierung obwaltet. 
Die Ergründung dieses psychologischen Moments 
ist indes nicht unsere Sache. Was die Sache an 
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sich betrifft, so würde die Ansicht, dass das Ver- 
bleiben Lord Salisbury's im Amte von grösserer 
Wichtigkeit für uns sei als ganz Witu, einmal 
den Engländern niemals „mitgeteilt“ worden sein, 
zweitens konnte jene Ansicht Bedeutung nur für 
den extremen Fall haben, dass Deutschland ge- 
zwungen gewesen wäre, zwischen dem Besitz von 
Witu und einer antideutschen Umgestaltung der 
englischen Politik unmittelbar zu wählen. Ein 
solcher Fall lag 1890 nicht vor und die kurze 
Fassung eines Marginals auf den vertraulichen 
Akten der inneren Korrespondenz des aus- 
wärtigen Amtes konnte im damaligen Augenblick 
nur den Zweck haben, die arbeitenden Kräfte in 
Berlin zu orientieren, aber nicht den, ein poli- 
tisches Programm für alle Zukunft aufzustellen. 
Im Übrigen sind Akten des auswärtigen Amtes 
zwar keine Privatakten, aber auch nicht publici 
juris. Wenn sich bei uns die Gewohnheit 
einfäiide, aus ihren vertraulichen Teilen Material 
zu veröffentlichen, um früheren Regierungen füi' 
zweifelhafte politische Schritte mit verantwortlich 
zu machen, so mögen dafür Vorgänge in anderen 

Ländern anzuführen sein; in Deutschland wie in 

•« 

England war bisher Ähnliches nicht der FalL 
Die frühere Regierung hat sicli stets enthalten,, 
den vertraulichen Verkehr, den ihre Organe unter 
einander in den Akten geführt haben, in solcher 
Weise der Offentliclikeit preiszugeben , dass im Aus- 
lände daraus unzutreffende Schlüsse auf die Gesamt- 
politik Deutschlands gezogen werden konnten. 
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^ . . Wie es nachteilig wirkt, wenn diesseits der 
Eindruck hervorgerufen wird, dass Deutschland 
seine landwirtschaftlichen Zölle aus G-ründen der 
inneren Politik preisgeben müsse, so muss es für 
fernere kolonialpolitische Verhandlungen mit Eng- 
land, die doch möglich sind, den deutschen Inte- 
ressen schädlich sein, wenn in London die Ansicht 
Platz greift, dass die gegenseitige Freundschaft 
für Deutschland notwendiger sei, als für England. 
Die Vermeidung solcher Eindrücke war stets ein 
leitendes Grundprinzip der deutschen Politik, das 
niemals verlassen werden sollte.“ 

Die Erklärungen aus Fiiedrichsruh» riefen 
lauten Protest im gou vernementalen Lager hers^or. 
Es hätte doch, sagte man hier, geradezu unerhört 
erscheinen müssen, dass die neue E-egierung an 
das Aufgeben von Witu und Sansibar hätte denken 
sollen, wenn nicht die frühere Regierung bereits 
dahin gehende Absichten gehabt hätte. Was 
Witu anbelangt, so handle es sich hier keines- 
wegs nur um Dinge, die in den Akten des Aus- 
wärtigen Amtes begraben sind, sondern die Sache 
war amtlicher Gegenstand von Verhandlungen 
mit der Ostafrikanischen Gesellschaft, welcher 
der Erwerb von Wituland gestattet wurde, um 
ein wertvolleres Kompensations-Object zu besitzen, 
weil die Ostafrikanische, wie die Witu-Gesellschaffe 
vollständig überzeugt waren, dass nach dem ein- 
getretenen Verluste von Lamu und nach dem, 
bevorstehenden Verluste von Fusilastatta un^ 
Manda Witu für Deutschland nicht mehr zu 
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halten war. Auch die Aufgabe von Sansibar war 
in den Kreisen der Ostatrikanischen Gesellschaft 
lange befürchtet, da alle Versuche der Letzteren 
dem Sultan von Sansibar grössere Vorteile ab- 
zuringen, stets an der ablehnenden Haltung des 
Auswärtigen Amtes gescheitert waren. „Der letzte 
Zeitpunkt für eine Besitzergreifung Sansibars war 
bei der grossen Blokade im Jahre 1885. Diese 
Gelegenheit wurde gerade mit Kücksicht auf 
England ungenützt vorübergelassen, und von da 
ab war die Schonung der englischen Interessen 
ein dauernder Beschwerdegrund für die Ostafrika- 
nische Gesellschaft und ihre Unternehmungen. 
Alles dieses ist in den näher beteiligten Kreisen 
längst bekannt gewesen; dass man es auch in 
weiteren Kreisen erfuhr, ist der letzten Kolonial- 
debatte zu danken gewesen.“ 

Die Freisinnigen, die ja gewissermassen in 
Vielem sich als gouvernemental ansehen, finden 
von der zweitägigen Debatte über koloniale Dinge 
im Mai 1890 her, dass Herr v. Capri vi „in seinen 
Anschauungen über die Kolonialpolitik vielfach 
auf dem gleichen Boden mit ihrer Partei steht.“ 
Niemals sei früher mit ähnlicher Rückhaltlosigkeit 
an der blinden Schwürmerei für deutsche Kolonien 
vom Bundesratstische Kritik geübt worden, wie 
dieses Mal vom leitenden Staatsmann. Zu den 
Debatten im Februar 1891 sagten sie, die gegen- 
wärtige Regierung könne sich der bei ihrem An- 
tritte Vorgefundenen gebundenen Marschroute nicht 
entziehen, sie sei nicht einen Schritt weiter ge- 
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gangen, als sie nacli dieser Route gehen musste, 
der Schein, als oh sie in ihrem Verhalten zu 
England eine Schwäche bewiesen habe, sei ein 
völlig falscher. Der Kours in der Kolonialpolitik 
wäre der alte nur so weit, als die Hinterlassen- 
schaft Bismarcks es unvenueidlich mache. 

Inzwischen machte sich im konservativen und 
im nationalliberalen Lager längst viel Unruhe 
laut über den Anlass, den die Regierung den 
Deutsch - Freisinnigen zu einer triumphierenden 
Sprache über die Besorgung ihrer Geschäfte von 
oben her gäbe, insbesondere zu den beständigen 
Andeutungen, dass die Regierung auch mit den 
weiteren Zielen des Freisinns einverstanden sei. 
„Es ginge zwar nicht 'alles nach Wunsch, aber 
das beste sei zu erwarten.“ Junker und Agrarier 
machen böse Miene zum guten Spiel und die 
Freisinnigen ermutigen die Regierung, auf dem 
eingeschlagenen Wege fortzuschreiten. Diese 
höchst merkwürdige politische Constellation ent- 
halte ein klassisches Zeugnis für die innere Kraft 
der freisinnigen Anschauungen. Diese Kraft 
zwinge selbst eine konservative Regierung, so- 
bald es ihr mit der Wahrnehmung der allgemei- 
nen Interessen Ernst sei, freisinnigen Reform- 
bestrebungen Rechnung zu tragen, trotzdem die 
Freisinnigen im preussischen Abgeordnetenhause 
eine verschwindende und im Reichstage keine 
sehr grosse Stimmenzahl in die Wagschale weiden. 
„Eben diese Wahrnehmung muss uns aber auch 
veranlassen, unsern Ueberzeugungen ohne Schwan- 
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ken und Kompromisse und ohne Rücksichtnahme 
auf Erfolge des Augenblicks weiter zu folgen.“ 

Eine solche Sprache forderte die Konser- 
vativen zu heftigen Anklagen gegen die Regierung 
heraus, die durch ihre Ziellosigkeit und Schwäche 
dem freisinnigen Gebahr Vorschub leiste. Gou- 
vernementale Blätter, wie das „Deutsche Tage- 
blatt“ wandten sich wieder gegen den grassieren- 
den Pessimismus auf nationaler Seite. Gleichwohl 
verging kein Tag ohne die heftigsten Angriffe auf 
die Reichsregierung, und immer kamen diese An- 
griffe aus dem Lager der „nationalen“, der Kar- 
tellparteien. Eine Art Pronunciamiento lag u. A. 
im „Dtsch. Wochenbl.“ des freikonservativen Ab- 
geordneten Dr. Otto Arendt vor, der Herrn von 
Caprivi vorwarf, sich mit dem Schilde des Kaisers 
zu decken, statt ihn vor den Kaiser zu halten, 
und dann fortfuhr: 

„Zu einer Zeit, wo der Ansturm der sozialen 
Revolution Staat und Thron in Frage zu stellen 
droht, muss es die erste und vornehmste Aufgabe 
der Regierung sein, die staatserhaltenden königs- 
treuen Elemente zu sammeln und widerstandsfähig 
zu halten. Statt dessen scheint die Regierung 
mehr und mehr Anlehnung bei denjenigen Par- 
teien zu suchen, die nach unserer Ueberzeugung 
zuverlässige Stützen nicht zu bieten vermögen, 
während gerade dadurch die bisherigen Anliänger 
der Regierung vor den Kopf gestossen werden . . 
Wir wünschen keine Parteiregierung, aber wir 
fordern, dass die Regierung im eigenen Interesse 
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eine Politik vermeidet, welche den Parteien, die 
ihr im entscheidenden Augenblick immer unent- 
behrlich sein werden , die' Existenzmöglichkeit 
raubt. Erinnern wir uns der vorjährigen Wahl- 
bewegung. Wofür traten die Kartellkandidaten 
in die Schranken? Verrängerung des Sozialisten- 
gesetzes das — Ministerium Capri\d Hess es ab- 
laufen. Verlängerung des Septennats — für das 
Ministerium Caprivi schien es wertlos. Schutz 
der Landwirtschaft — die jetzige Regierung be- 
reitet eine Herabsetzung der Getreidezölle vor. 
Thatkräftige KolonialpoHtik — die Regierung 
schloss das deutsch-engHsche Abkommen. Neh- 
men wir die Zuckersteuervorlage und das Sperr- 
geldergesetz , das Auftreten des Ministers Hen*- 
furth in der Landgemeinde-Ordnungs-Kommission 
hinzu, so ergiebt sich, dass trotz der gegenteiligen 
Versichenmg der Kurs nicht der alte blieb . . . . 
Ist die Zuckersteuervorlage im Sinne der Re- 
gierung erledigt, so ist es nur folgerichtig, dass 
auch die Branntweinsteuer den demokratischen 
Wünschen entsprechend, umgestaltet wird. Die 
ZoUpoHtik kann unmögüch bei einer massigen 
Herabsetzung der Getreidezölle Halt machen. 
Entweder die Getreidezölle sind von Uebel — 
dann fort mit ihnen, oder sie sind nötig, dann 
müssen sie eine angemessene Höhe liaben. Selbst- 
verständHch können die landwirtschaftHchen Zölle 
nicht fallen, ohne dass auch in den industriellen 
Schutzzoll Bresche gelegt wird. Die Regierung 
wird ja sehen, wie weit sie mit dem Freihandel 
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kommen wird. Uns aber kann man das Recht 
nicht beschränken, eine solclie Regierungspolitik 
zu bekämpfen. Wir- würden uns selbst ins Ge- 
sicht schlagen, wenn wir das niclit thäten, und 
wir zweifeln nicld, dass die dumpfe Unzufrieden- 
heit, welche gegenwärtig unter den Anhängern 
der ehemaligen Regierungsparteien lierrscht, einen 
noch weit gefährlicheren Charakter annehmen 
müsste, wenn ihr nicht mit allem Naclidruck in 
der Presse und im Parlament Ausdruck gegeben 
wird. Gerade die königstreuen Parteien haben 
die stärkste Verpflichtung, jede Politik zu be- 
kämpfen, die Staat und Thron in Gefahr bringen 
' könnte. Um persönlichen Rücksichten, um Per- 
sonenfragen kann es sich dabei nicht handeln. 
Wir sind dem Mimsterium Caprivi mit vollstem 
Vertrauen entgegengekommen, wir sehen lediglich 
auf Thatsachen, die Thatsachen aber rechtfertigen 
dass sich beständig vermehrende Misstrauen und 
die gefährliche Unzufriedenheit in denjenigen Krei- 
sen, welche gewohnt waren, für die Regierung 
einzutreten . . . Das beunruhigende Gefülil der 
Schwäche und Unsicherheit verbreitet sich in der 
Nation, die eine starke, zielbewusste Regierung 
wünscht. Die Lage ist ernst, aber nicht hoffnungs- 
los, bisher ist noch nicht ^del verloren, wenn 
rechtzeitig auf der abschüssigen Bahn Halt ge- 
macht wird. Wir hegen die Hoffnung, dass die 
steigende Zerfahrenheit und Verwirrung von 
höchster Stelle Beachtung findet und dies zu 
einer festeren, zielbewussten Politik der Regierung 
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führt. Hierfür aber ist vor allem die entschiedene 
Haltung der bisherigen Regierungsparteien not- 
wendig. Die Regierung muss erkennen, dass die 
rücksichtslose Behandlung dieser Parteien ihr 
selbst den Boden unter den Füssen fortzieht. 
Es scheint, dass es dem Ministerium Caprivi an 
genügender Fühlung mit den parlamentarischen 
Kreisen fehlt, sonst wären die meisten Gresetzes- 
vorlagen des letzten Jahres nicht zu erklären, 
sonst hätte vor allem das Zugeständnis einer 
Herabsetzung der Getreidezölle gegenüber Oester- 
reich-Ungarn nicht nur in Hinblick auf die In- 
teressen der Landwirtschaft, sondern vor allem 
aus Gründen der inneren Politik unterbleiben 
müssen.“ 

Der Kaiser nahm in seiner Rede beim Fest- 
essen des Brandenburgischen Provinziallandtages 
die Gelegenheit wahr, um von dem ,, Geiste des 
Ungehorsams“ zu sprechen, der durch das Land 
schleiche, von dem ,, Ozean von Druckerschwärze 
und Papier“, der verschwendet würde, um die 
Wege zu verschleiern, die klar zutage liegen; 
man solle ihm durch Dick und Dünn folgen. Ein 
konservatives Blatt bemerkte, dass der Satz von 
dem „Ozean von Papier und Tinte“ von den 
Hörern auf die — sozialdemokratische Presse be- 
zogen wurde. Wenn diese Deutung richtig war, 
so konnte der Kaiser nur bedauern, dass er vor 
gänzlich verständnislosen Personen gesprochen 
habe. Die freisinnige Presse sagte mit Recht: 
,,Wir bezweifeln, dass die Mitglieder des Pro- 
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■vinziallandtages so wenig Fassuiigsgabe besitzen, 
um das Ziel, welches jene Worte verfolgen, zu 
verkennen.“ Der ganze übrige Inhalt der liede 
gebe darüber Auskunft. Die Press treibereien 
gegen den neuen „Kurs“ seien nicht von den — 
sich im Ganzen einer anerkennenswerten Zurück- 
haltung und Mässigung befleissigenden — sozial- 
demokratischen Blättern ausgegangen; nicht sie 
suchen Tag für Tag „die Gemüter zu ängstigen“, 
als entbehre die Staatsleitung jeder Festigkeit 
und Sicherheit; nicht sie stehen heute in der 
ersten Ileihe der Presse, welche von tiefer, die 
Monarchie bedrohender Verstimmung und wach- 
sender Unzufriedenheit predige. An wen richte 
sich weiter die Aufforderung, zum Gedeihen des 
Ganzen an Einzelinteressen Opfer zu bringen? 
Von welchen Parteien gelte der Satz, dass sie zu 
sehr Interessen — ,,für sich“ — verfolgen? Wenn 
man die politische Lage erwäge, so könne die 

Antwort nicht zweifelhaft sein. Des Kaisers Rede 

• • •« 

sei — ganz in Übereinstimmung mit den Äusser- 
ungen, welche er auf dem Festmahl bei Herrn 
v. Caprivi that — nicht nur eine scharfe Ver- 
urteilung der Angriffe, welche von Friedrichsruh 
und anderen Stellen gegen die heutige Regierung 
gerichtet werden , sondern auch eine Kriegs- 
erklärung an die Interessenwirtscha^ oder ^-Miss- 
wirtschaft, welche seit 1878 auf Deutschland laste, 
an die ,, Fronde“, welche nicht dulden wolle, dass 
mit der Begünstigung und Bevorzugung einzelner 
Stände und Erwerbszweige gebrochen werde. Sie 
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sei daruni ein klärendes Ereignis, welches die 
Hoffnung auf eine durchgreifende Wendung in 
der Wirtschaftspolitik befestigen müsse. 

Die freisinnige Presse und die freisinnigen 
Führer drängten sich nun um so mehr an die 
Regierung und an den Thron heran, als wenn 
an beiden Stellen ihren PaHeianschauungen, -Be- 
strebungen und ihrem Verhalten und Vorgehen 
freundliches Verständnis entgegengebracht worden 
wäre. Der Kaiser sollte sogar den Abgeordneten 
Richter nicht wenig belobt und bewundert und 
gesagt haben: „Das ist mein Mann!“ Die Er- 
mutigung , welche die deutsch-freisinnige Partei 
aus der Bankettrede des Kaisers zog, und die 
Unzufriedenheit der konservativen Parteien mit 
diesem frohlockenden Gebühren zwang schliesslich 
die Regierung zu einer Absage an die erstgenannte 
Partei. Sie erfolgte am 28. Februar 1891. Auf 
der Tagesordnung des Reichstages stand die Vor- 
lage inbetreff der Unteroffiziersprämien. Herr 
V. Caprivi wdes darauf hin, wie diese Frage auch 
mit der gesamten sozialen Bewegung insofern im 
innigsten Zusammenhang stehe, als ein tüchtiges, 
zuverlässiges Unteroffizierkorps neben seinen an- 
deren Aufgaben auch eines der wirksamsten Ab- 
wehrmittel gegen die Sozialdemokratie darstelle. 
Herr Richter erwiderte: „Der Reichskanzler hat 
die Forderung mit dem Hinweis auf die Sozial- 
demokratie begründet. Bei der Vorlage seiner 
drei organischen Gesetzentwürfe im Abgeordneten - 
hause leitete er die Verhandlungen auch mit dem- 


97 ^ 


selben Hinweis ein. Ja, wenn Sie alle Ihre Vor- 
lagen in irgend eine Verbindung mit der Sozial- 
demokratie bringen, dann müssen Sie doch zuletzt 
in weiten Kreisen des Landes die Vorstellung 
erwecken , als ob die Sozialdemokratie die einzig 
treibende Kraft in diesem Staatswesen sei. Die 
Herren Sozialdemokraten hören das sehr gern. 
Der Reichskanzler hätte nur gestern das Verr 
gnügen sehen sollen, mit dem ihm diese Herren 
zuhörten. (Heiterkeit.) Solche Äusserungen, \vie 
sie der Reichskanzler gemacht hat, müssen zur 
Überschätzung der Sozialdemokratie führen. Man 
soll das Feuer der Sozialdemokratie nicht an- 
blasen, auch wenn man dabei seine eigene Töpfe 
anwärmen will.“ 

An diesen Vorwurf knüpfte der Reichskanzler 
Herr v. Capri^d an, um Richter und seiner Partei 
eine vollkommene Absage zu geben. 

General v. Caprivi : „Dem Abg. Richter gegen- 
über habe ich zunächst in Bezug auf die solizial- 
politische Frage zu bemerken, dass icli mich durch 
seine freundlichen Ratschläge nicht abhalten lassen 
werde, bei jeder Gelegenheit darauf zurückzu- 
kommen. (Beifall rechts). Ich habe nun einmal 

• • 

die Überzeugung, dass diese Frage für das Ende 
dieses und vielleicht den Anfang des nächsten 
Jahrhunderts die herrschende sein wird, und ich 
hege den dringenden Wunsch, dass sie auf fried- 
lichem, organischem Wege gelöst werden möge. 
Ob der Wunsch aber erfüllbar sein wird, kann 
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icli nicht vorhersehen, und ich glaube, dass die 
verbündeten Regierungen , wenn sie nicht den 
Fall in’s Auge fassten, dass eine solche friedliche 
Lösung nicht möglich sein wird, ihrer Pflicht 
nicht genügen würden. Wenn man, wie ich, in 
der Notwendigkeit sich befindet, sozialdemokratische 
Bücher und Schriften zu lesen, namentlich solche, 
die nicht in Deutschland erschienen sind, so muss 
man sich immer fragen : kann überhaupt ein 

Mensch glauben, dass solche Dinge ohne Zer- 
störung des Staates zur Ausführung kommen 
könnten? (Sehr richtig!) Ich meine also, dass, 
wer solche Theorien vertritt, immer einen Kampf 
mit den bestehenden Verhältnissen voraussetzt, 
dass also die Regierung die Pflicht hat, sich auf 
einen solchen Kampf vorzubereiten. Ich habe 
nicht die Besorgnis, dass, wenn man diese Dinge 
offen bespricht, dadurch die Grefahr vergrössert 
wird. Herr Richter meint, wenn vom Regierui^s- 
tisch so oft davon gesprochen werde, so mache 
das den Eindruck, als sei die Sozialdemokratie 
die einzig treibende Kraft im Staat oder Reich. 
Das ist meiner Meinung nach nicht richtig; aber 
ich halte sie zur Zeit für die grösste Gefahr im 
Reich, und weil das der Fall ist, glaube ich eben 
die Ejäfte zu ihrer Bekämpfung bei jeder guten 
Gelegenheit aufsuchen zu müssen. (Beifall.) So 
lange ich die Ehre habe, an dieser Stelle zu 
stehen, wird kein Gesetz hier eingebracht, keine 
Massregel vorgeschlagen werden, die nicht auch 
von diesem Standpunkt aus geprüft worden ist. 
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wie sie auf die sozialpolitische Frage einmrkt. 
Ich habe mich schon im anderen Hause in ähn- 
licher Weise geäussert, und kann von dieser 
meiner Äusserung nicht abgehen. Ich teile auch 
nicht die Ansicht des Herrn Richter, dass, wenn 
die Regierung von sozialdemokratischen Dingen 
spräche, sie in Gefahr wäre, ihr Ansehen zu 
schädigen, und ich möchte glauben, dass der 
Abg. Richter vertrauensvoll der jetzigen Regierung 
überlassen kann, ihr Ansehen selbst wahrzunehmen 
(lebhafter Beifall rechts), die in dieser Frage auf 
seine Unterstützung bereitwilligst verzichtet. (Er- 
neuter Beifall.) Der Abgeordnete hat weiter 
gemeint, ich hätte gestern gesagt, wir wollen den 
Unteroffizieren 1000 Mark geben, damit sie davon 
stürben. Das ist mir nicht eingefallen. Ich habe 
gesagt: wir wollen hiermit den Unteroffizierstand 
verbessern, tüchtigere Elemente in denselben be- 
kommen und die guten Elemente möglichst lange 
behalten. Das für den Soldaten nicht das Geld 
die Hauptsache ist, hätte Herr Richter selbst 
wissen sollen. (Beifall rechts). Auf den mate- 
riellen Gewinn kommt es dem Unteroffiziercorps 
nicht an, wie das auch im Offiziercorps seit jeher 
der Fall gewesen ist. (Beifall). Die Sache liegt 
einfach so: wir stehen hier vor schwierigen Ver- 
hältnissen und brauchen deshalb bessere Unter- 
offiziere. (Beifall). Der Abgeordnete hat gesagt, 
die Fortschrittspartei käme gern der Regierung 
entgegen und wäre auch jetzt gesonnen, mitzu- 
machen, vorausgesetzt, dass das, was wir brächten, 
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gut sei. Genau in demselben Verhältnisse befinde 
ich mich zur Fortschrittspartei. (Heiterkeit rechts). 
Ich kann aber nicht leugnen, dass ich das, was 
die Fortschrittspartei thut, meist nicht gut finde. 
So lange ich die Dinge beobachte, nehme ich an 
ihr nur eine negierende Haltung wahr. Das liegt 
in einer Zusammenstellung über die Gesetze vor, 
die seit 1866 eingebracht und zur Verabschiedung 
gekommen sind und denen die Fortschrittspartei 
Widerspruch entgegengesetzt hat. Es sind deren 
61 und seit 1870 45 (hört, hört ! rechts), darunter 
zum Teil solche, die zu den grundlegenden Ge- 
setzen für unser gegenwärtiges Verfassungsleben 
gehören. So lange also die Fortschrittspartei 
diesen negiernden Standpunkt inne hat, glaube 
ich, dass es für keine Regierung, es sei denn 
eine aus der Fortschrittspartei möglich sein würde, 
mit ihr in eine engere Verbindung einzutreten.“ 
(Beifall rechts). 

Der Reichskanzler ging nun näher auf die 
militärische Seite der Vorlage ein und fuhr 
dann fort : 

„Der Abgeordnete Richter hat dann angeführt,, 
mein Amtsvorgänger hätte in seiner berühmten 
Rede davon gesprochen, dass wir nicht allein für 
Offiziere, sondern auch für Unteroffiziere das beste 
Material hätten und er hat meinen Amtsvorgänger 
dabei in eine Art Gegensatz zu mir gebracht. 
Er stellt eine Art von Kampf zwischen uns beiden 
auch hier her. Ich kann sagen , es gereicht mir 
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zur Befriedigung , dass er sich diesmal auf die 
Seite meines Amtsvorgängers gestellt hat. (Sehr 
gut! rechts). Die Presse lässt in ihren Spalten 
einen solchen Kampf schon lange in bengalischem 
Feuer erscheinen. (Hört, hört!) ]\Iir ist bei der 
Bundesgenossenschaft, die mir in dieser Beziehung 
in einem Kampfe, der thatsächlich nicht vorlianden 
ist (lebhafter Beifall), angeboten wird, allmählich 
unheimlich geworden. (Beifall rechts). Ich habe 
mich deshalb gefreut, dass der Abgeordnete auch 
einmal auf der anderen Seite stand.“ 

Und zum Schluss: 

„Dann hat Herr Richter uns einen Vorwui’f 
daraus gemacht, dass wir an die Unteroffizier- 
schulen und Prämien anknüpfend das militärische 
Selbstbewusstsein heben wollten. Ich muss ge- 
stehen, das hat mich überrascht, aber Herr Richter 
hat den Nagel auf den Kopf getroffen. (Heiter- 
keit.) Wir sind allerdings verpflichtet, das mili- 
tärische Selbstbewusstsein zu heben, und ich würde 
Herrn Richter aus der preussischen G-eschichte 
Beispiele von Feldherrn und grossen Soldaten 
anführen können, die dieses Bestreben auch ge- 
habt haben und die davon überzeugt waren, dass 
nur eine Truppe, die Selbstbewusstsein hat, etwas 
zu leisten im Stande ist, wenn nicht das Miss- 
trauen gegen preussische Offisdere bei dem Ab- 
geordneten Richter sich zu einem so chronischen 
Leiden ausgebildet zu haben schiene (Heiterkeit), 
dass ich glauben muss, er würde diese Beweis- 
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fühning verneinen. Er mag mir einen grossen 
Feldherrn nennen, Cäsar oder Napoleon, wen er 
will, keinen hat’s gegeben, der nicht das Selbst- 
bewusstsein aufs höchste zu steigern sich bemüht 
hätte. Nicht die 1000 Mark sind es, sondern 
das Selbstbewusstsein, das, „wofür wir uns halten 
in unserem Herzen“. Das ist und bleibt, was 
den Soldaten macht , und dies „in unserem 
Herzen“ steigern zu können, ist einer der Zwecke 
der Vorlage. Die 1000 Mark sind dazu nur das 
^Mittel. Wenn ich an dieser Stelle von der So- 
zialdemokratie gesprochen habe, so habe ich auf 
der einen Seite keinen Zweifel darüber gelassen, 
dass wir der Gefahr ganz ernst in’s Auge sehen. 
Andererseits ist ja durch die Vorlagen, welche 
von der Regierung und schon von der vorigen 
seit einer Reihe von Jahren gebracht worden sind, 
zur Genüge bewiesen , dass wir uns auch der 
Pflicht bewusst sind, organisch einzuwirken, und 
wo irgend ein berechtigter Grund zum Missver- 
gnügen für die Sozialdemokraten da sein könnte, 
dem entgegenzutreten. Wir wollen in dieser Be- 
ziehung ein gutes Gewissen haben, wir wollen 
aber auch, wenn es — was Gott verhüten möge 
— nötig sein sollte, eine starke Hand haben.“ 
(Lebhafter Beifall rechts und bei den National- 
liberalen.) 

Ein Kartellblatt fragte in grossem Humor, 
ob den Lesern wohl die köstUche Zeichnung von 
Anton V. Werner „Gaudeamus!“ bekannt sei: 
Fürst -Bismarck aus einer langen Pfeife rauchend 
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und , vergnügt lächelnd , in dem Scheffelschen 
Liederbuche lesen. „So,“ sagte das Blatt, „stellen 
wir uns den Fürsten Bismarck heute beim Lesen 
der Reichstagsverhandlungeu vor.“ 


% 


Herr v. Boetticher. 

Dr. V. Boetticlier, Staatssekretär des Innern, 
Vice-Präsident des Königlich Preussischen Staats- 
ministeriiims, Staatsininister, Domherr des Dom- 
stifts Naumburg, der Begründer des Preussischen 
Beamten- Vereins, ist am 6. Januar 1833 in Stettin 
geboren, wo sein Vater damals Obeiiandesge- 
richtsrat war. Der letztere wurde später Ober- 
präsident der Provinz Preussen, Mitglied der 
Bundescommission in Frankfurt a. M. und starb 
als Chefpräsident der Königlichen Ober-Rechnungs- 
kammer zu Potsdam. Heinrich von Boetticher 
studierte die Rechte in Würzburg und Berlin, 
arbeitete als Referendar und später als Assessor 
in Potsdam, sowie bei den Regierungen in Gum- 
binnen und Stralsund, auch eine Zeit lang als 
Hülfsarbeiter im Ministerium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. Später wurde er in 
Stralsund zum Ratsverwandten (Ratsherrn) ge- 
wählt und vertauschte in Folge dessen den- un- 
mittelbaren Staatsdienst mit der Communalver- 
waltung. Zum Mitglied des Abgeordnetenhauses 
gewählt, wurde er bald nachher von dem damaligen 
Minister des Innern, Graf Friedrich zu Eulenburg, 
als Hülfsarbeiter in das Ministerium des Innern 
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berufen; hier wurde er Regierungsrat und später 
Vortragender Rat und Geheimer Regierungsrat. 
Im Jahre 1872 wurde er zum Landrosten in 
Hannover ernannt, wo er zugleich als Stellver- 
treter des Oberpräsidenten eine im hohen Grade 
erfolgreiche Thätigkeit entfaltete. In seine han- 
noversche Thätigkeit fällt die Begründung des 
Preussischen Beamten - Vereins, dessen Verwal- 
tungsrat er noch jetzt als Mitglied angehört. 
Von Hannover wurde er als Präsident der Re- 
gierung nach Schleswig berufen und nach dem 
Rücktritt des Oberpräsidenten von Schel-Plessen 
wurde er Oberpräsident der Provinz Schleswig- 
Holstein. 

Nach dem Rücktritt des Staatsministers von 
Hofinann wurde von Boetticher zum Staatssecretär 
des Innern und zugleich zum Mitgliede des preussi- 
schen Staatsministeriums ohne Portefeuille ernannt, 
auch wurde ihm die allgemeine Stellvertretung 
des Reichskanzlers übertragen. Kaiser Wilhelm II 
ernannte ihn an Stelle des Staatsministers von 
Puttkamer zum Viceprasidenten des Staats- 
minis teriunis. Seine amtliche Wirksamkeit, das 
Gescliick und die Arbeitskraft, mit welcher er als 
der bewährte Mitarbeiter des Reichskanzlers die 
Politik des letzteren vertrat, die Lauterkeit seines 
Characters und die Liebenswürdigkeit seiner ge- 
winnenden Persönlichkeit sind im deutschen Reich 
so allgemein anerkannt, und werden selbst von 
politischen Gegnern so rückhaltlos gewürdigt, 
dass wir darauf verzichten dürfen, an dieser Stelle 
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seine staatsmännische Bedeutung näher darzulegen. 
Nur seine hervorragenden Verdienste um die 
sozialpolitische Gesetzgebung des Reiches mögen 
noch jhesondere Erwähnung finden. Nach dem 
Zustandekommen des Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgesetzes wurde der Staatsminister 
von Boetticher im Frühjahr 1889 von der juristi- 
schen Fakultät der Universität zu Magdeburg zum 
Ehrendoctor der Rechte promoviert. Herr von 
Boetticher verdankt eine relativ schnelle Beamten- 
karriere, 'abgesehen von einiger bureaukratischen 
Fähigkeit, vielleicht auch seiner parlamentarischen 
V ergangenheit. V om W ahlkreise Franzburg-Rügen , 
in welchem dazumal die Stadt Stralsund und Fürst 
Putbus den grössten politischen Einfluss hatten, 
wurde er 1867 in das preussische Abgeordneten- 
haus gesendet, wo er sich der konservativen Partei 
anschloss, zu deren Vorstandsmitgliedern dazumal 
der Exminister v. Bodelschwingh, der spätere 
Minister Graf Eulenburg, der damalige Ober- 
präsident von Schel-Plessen, der Schulrat Dieck 
und Herr von Donzin gehörten, v. Diest, Vantrup 
und Geh.RatWagener-Neustettin waren angesehene 
Fraktionsmitglieder. Unter dem Präsidium Forcken- 
beck -Köller- Bennigsen war v. Boetticher zwei 
Sessionen hindurch Schriftfülirer. In der drei- 
jährigen Legislaturperiode hat er öfters namentlich 
als Berichterstatter in neuvorpommerschen Gesetz- 
gebungsangelegenheiten u. dgl. sachgemäss und 
ohne besondere oratorische Anstrengung gesprochen. 
Gegenüber einem Anträge auf* Reform der Kreis- 
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und Provinzialverfassung und Beseitigung der 
altfeudalen gutsherrliclien Polizei bekämpfte er 
am 11, Dezember 1867 als erster Redner im Auf- 
träge seiner Fraktion die Beseitigung der letzteren, 
da dies noch eine streitige Frage sei. Er rief 
dadurch eine sehr lebhafte Entgegnung des frei- 
konservativen Führers, Grafen Bethusy-Huc, her- 
vor, dessen Partei dazumal schon für die Ab- 
schaffung jenes Instituts eintrat. Seine letzte Rede 
im Januar 1870 befürwortete, dass in einem Ge- 
setze für Abschaffung der Mahl- und Schlacht- 
steuer in mehreren preussischen Städten vor der 
Hand Stralsund fortbliebe. Gegen ihn sprach der 
Regierungskonunissar Burghardt (später General- 
steuerdirektor, einstmals auch neuvorpommerscher 
Senator und Abgeordneter) und Dr. Löwe, später 
Löwe-Bochum so treffend, dass der Berichterstatter 
der Kommission, Abgeordneter Eugen Richter, 
damals Richter Königsberg N.-M., auf das Wort 
verzichtete. 1879 als Oberpräsident der Provinz 
Sclileswig - Holstein und Reichstagsabgeordneter 
für Flensburg — zugleich als Mitglied nicht mehr 
der konservativen, sondern der freikonservativen 
Fraktion (deutsche Reichspartei) hat er für Schutz- 
zölle gestimmt, für mehrere auch gesprochen. 

Herr v. Boetticher bekämpfte als Staats- 
sekretär des Innern ebenso wie Fürst Bismarck 
die wiederholt aus der Initiative des Reichstages 
hervorgegangenen Anträge auf Arbeiterschutz. 
Die letzte Sitzung, wo er über diese Angelegenheit 
das Wort ergriff, war im Januar 1889. Er be- 
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tonte, dass nicht eine einzige der verbündeten 
Regierungen sich für Annahme der Anträge betr. 
Beschränkung der Frauen- und Kinderarbeit er- 
klärt habe. Die Regierungen ständen nach wie 
vor auf dem Standpunkte der Novemberbotscbaft; 
auch seien sie keineswegs darauf bedacht, allein 
die Interessen der Grossindustrie zu schützen. 
Sie hätten sich aus drei Gründen dafür entscheiden 
müssen, den vorjährigen Beschlüssen des Reichs- 
tages nicht beizutreten. 

Diese Gründe seien folgende: 1) habe der 
Bundesrat die Ueberzeugung nicht gewinnen 
können, dass ein dringendes Bedürfnis zu gesetz- 
geberischem Einschreiten in dem vom Reichstage 
besclüossenem Umfange vorliege ; 2) sei der Bundes- 
rat überzeugt , dass die wohlgemeinten Ziele, 
welche der Reichstag mit seinen Beschlüssen ver- 
folge, auf dem vorgeschlagenen Wege nicht er- 
reicht werden könnten, und 3) könnten die Re- 
gierungen sich nicht entschliessen, den Arbeitern 
und Arbeiterinnen die Gelegenheit zur Arbeits- 
verwertung in höherem Grade zu beschränken, 
als es aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles geboten sei. — Abg. Hitze: Ich bin er- 
schrocken über die ablehnende Haltung des Bundes- 
rats. Man war früher anderer Ansicht. Man findet 
es jetzt als etwas ganz Normales, dass im Jahre 
1886 21000 Kinder in der Industrie beschäftigt 
waren, während im Jahre 1881 nur 9000 in den 
Fabriken thätig waren und schon in dem letzten 
Jahre diese Zahl sich um 600 vermehrt hat. Ich 
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will konstatieren, dass die Berichte der Fabrik- 
inspectoren immer nur den relativ günstigen Zu- 
stand der Kinder und Frauen in den Fabriken 
gegenüber den in der Hausindustrie Beschäftigten 
hervorhoben. Ich halte die Beschäftigung der 
Kinder in den Fabriken für sehr schädlich in 
sittlicher und gesundheitlicher Beziehung. — 
Abg. Merbach 'will dem Antrag Hitze, soweit er 
die Kinder aus den Fabriken entfernen will, nicht 
eher ziistimmen, als bis er weiss, dass das Kind 
nicht den Gefahren der Hausindustrie dafür aus- 
geliefert wird. So wie die Sache jetzt liegt, 
scheint der Antrag Hitze unannehmbar. In Sach- 
sen würden 10000 Kinder in den Fabriken be- 
schäftigt, aber diese befänden sich unter gewissen- 
hafter Aufsicht der sächsischen Regierung besser 
und seien weniger beklagenswert als die 3000, 
welche in der Hausindustrie beschäftigt sind. 
— V. Kleist-Retzow: Der Antrag erscheint un- 
annehmbar, weil wir dem Bundesrate nicht schon 
wieder mit einer Resolution kommen können, nach- 
dem wir bereits im vorigen Jahre den Antrag 
Hitze angenommen haben. Der Bundesrat würde 
nicht anders denken können, als dass der Reichs- 
tag seine früheren wohlüberlegten Beschlüsse um- 
stossen wolle. Was die Kinderarbeit anbetritft, so 
ist es notwendig, dass der Staat ein bestimmtes 
Jahr festsetze, von welchem ab Kindern gestattet 
wird, in Fabriken zu arbeiten. — Abg. Meister: 
Wir wollen die Kinder unter 14 Jahren ganz aus 
den Fabriken ausschliessen, wie es in der Scliweiz 
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.schon lange geschieht, und dringen auch in der 
Hausindustrie mehr auf die Freilassung der Kin- 
der. Wenn der Reichstag derartige Massregeln 
verlangt, so wird er auch der Regierung die 
nötigen Mittel für die dazu erforderlichen Beam- 
ten gewähren. Haben doch die Behörden Zeit 
und Beamte genug, um die Sozialdemokraten bei 
Tag und Nacht überwachen zu lassen und in unsre 
intimsten Familienverhältnisse einzudringen. Die 
Frauenarbeit halte ich für geradezu schädlich für 
die Arbeiter, denn sie verdrängt durch ihre billigere 
Leistung die männliche Arbeit. 

Am 31. Januar erfolgte die erste Lesung der An- 
träge von Hitze und Lieber in gesonderter Beratung. 
Nach der Begründung durch letzteren gab Be- 
vollmächtigter Lohmann eine Erklärung über die 
Gründe ab, welche den Bundesrat veranlasst hatten, 
den im vorigen Jahre vom Reichstage beschlossenen 
Geseteeiitwurf abzulehnen. Eine Zunahme der 
Sonntagsarbeit finde thatsächlich nicht statt; die 
angestellte Enquete habe aber das Material nicht 
genügend geklärt. Die Gesetzgebung der Einzel- 
staaten reiche indes aus, um Ausschreitungen hin- 
sichtlich der Sonntagsarbeit zu begegnen. Daher 
hätte sich der Bundesrat nicht entschliessen kön- 
nen, ein zwangsweises Verbot der Sonntagsarbeit 
auszusprechen und die dem Bundesrate in dem 
Gesetzvorschlage übertragene Regelung der Aus- 
führung zu übernehmen. 

Dann kam die Wendung. Der Kaiser ergriff 
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die Initiative in der Arbeiterschutz-Gesetzgebung 
durch seine Erlasse vom 4. Februar 1890. Er 
hatte Herrn von Boetticher längst auf seine Seite 
gezogen, während Bismarck in Varzin über die 
BeformplUne murrte. Die Kanzlerkrise, welche 
seit längerem im Anzuge war, entsprang aus der 
Unvereinbarkeit der persönlichen Regierungs- 
methode des Kaisers wie des Kanzlers, welche 
sich schliesslich zum prinzipiellen Meinungsgegen- 
satz über die Stellung des Ministerpräsidenten zu 
den Facliministern zuspitzte, eine Differenz, welche 
den förmlichen Anstoss zu dem Rücktritte des 
Reichskanzlers bildete. Längere Zeit hindurch 
glaubte Fürst Bismarck, der nicht brüsk auffcreten 
wollte, die Friktionen beilegen zu können, bis ein 
Zwischenfall ihm volle Klarheit brachte. Die 
Verleihung des Schwarzen Adlerordens an Herrn 
von Boetticher war nämlich erfolgt, ohne dass der 
Reichskanzler Kunde hiervon erhalten. Seine 
Beamten wagten ihm nichts darüber zu sagen. 
Fürst Bismarck erfuhr die Sache erst im häus- 
lichen Kreise und zog Schlussfolgerungen aus 
diesem Symptom, die seinen Entschluss, zurück- 
zutreten, rasch reifen Hessen. Er glaubte in 
dieser Ordensgeschichte für ihn, den Eingeweihten, 
ein verständliches consilium abeundi erbHcken zu 
müssen. 

Wenn ein leitender Minister glaubt, dass die 
allerhöchsten EntschHessungen denLandesinteressen 
nicht entsprechen, so ist er seinerseits verpflichtet, 
den ihm verfassungsmässig zustehenden Einfluss 
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auf die Krone dahin geltend zu machen, dass die 
Ausführung der Entschliessungen unterbleibe. Der 
Minister handelt pflichtwidrig, wenn er anders 
verfährt; er leistet dem Monarchen und dem Lande 
den treuesten Dienst dadurch, dass er seine Mei- 
nung mit Nachdruck und Entschiedenheit vertritt. 
Wenn der Minister meint, dass die Wege, die sein 
Herr zu gehen entschlossen ist, gefährliche Wege 
seien, so ist er amtlich und vor seinem Gewissen 
gehalten, dies offen auszusprechen. Man dient 
seinem Herrn am besten, indem man ihn warnt 
sich in Gefahr zu begeben. Gelingt es dem Minister 
nicht, den Monarchen von der Bedenklichkeit der 
geplanten Massregeln zu überzeugen, weil der Mi- 
nister infolge seiner Antecedentien oder aus vor- 
gefasster Meinung als parteiisch angesehen wird, 
so ist er noch nicht ohne weiteres berechtigt, die 
Dinge ihren Lauf nehmen zu lassen und eventuell 
um seinen Abschied zu bitten. Er hat dann den 
Versuch zu machen, seine abweichende Ueber- 
zeugung durch andere Personen und In.stanzen, 
die das Vertrauen des Monarchen in der fraglichen 
Angelegenheit vielleicht mehr besitzen als der 
leitende, verantwortliche Minister, der Krone gegen- 
über vertreten zu lassen. Die Nächstberufenen 
hierzu sind die übrigen Minister. Hat er auch 
hiermit keinen Erfolg und rechtfertigt es die Sache, 
so handelt der Minister im Landesinteresse, wenn 
er dem Monarchen anrät, vor der Ausführung 
seiner Entschliessungen eine gutachtliche Be- 
uHheilung derselben durch sachverständige Auto- 
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ritäten, die nicht seine Minister sind, herbeizu- 
füliren. 

Tn dieser Lage dürfte sich Fürst Bismarck 
dem Kaiser gegenüber in Sachen der auf die 
Arbeiterfragen bezüglichen Erlasse und weiteren 
Massnahmen befunden haben. Die Meinung des 
Monarchen war eine andere, wie die seines Kanzlers ; 
die übrigen Minister aber, die noch wenige Jahre 
zuvor mit dem leitenden Staatsmanne eines Sinnes 
waren, mochten ihre Ansichten geändert oder sie 
aus Gründen, deren Erörterung uns hier nicht 
obliegt, zurückgedrängt haben. So blieb als letzter 
Rat zur Wahrung dessen, was der Kanzler in 
diesem Falle als die salus publica erkannte, nur 
der Vorschlag zur Berufung des Staatsrats resp. 
der internationalen Konferenz übrig. Wenn diese 
Beratungskörperschaften den auf sie gesetzten 
Hoffnungen nicht entsprochen haben, so beweist 
das höchstens, dass der frühere Beichskanzler in 
seinen bezüglichen Voraussetzungen eine Ent- 
täuschung erfuhr, die ihn als Menschenkenner irre 
machen konnte; keinesfalls war das Ergebnis der 
Staatsrats- und Konferenz-Beratungen vorauszu- 
sehen. Die Berufung dieser Beratungsinstanzen 
war vollständig berechtigt, auch wenn sie schliess- 
lich nicht dem Zwecke entsprach. 

Nachdem die Ansicht des leitenden Staats- 
mannes nicht durchgedrungen war, sondern die 
des Monarchen, musste ersterer entlassen Averden, 
da von ihm die Uebernahme der Verantwortung 
für die Ausführung der zu fassenden Beschlüsse 
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nicht zu gewärtigen war. So fand die Trennung 
statt; von einer Untreue dabei zu reden, ist sinn- 
los. Thatsächlich ist Fürst Bismarck wegen 
Meinungsverschiedenheit zwischen dem Kaiser und 
ihm entlassen worden; aber das ist weder ein 
Geheimnis, noch ist daraus irgend ein Vorwurf 
gegen ihn zu konstruieren. Wer die Beden, die 
Fürst Bismarck im Jahre 1885 im Reichstage zur 
Frage des Arbeiterschutzes gehalten hat, mit Auf- 
merksamkeit liest und sie mit den entsprechenden 
Vorlagen der jetzigen Regierung vergleicht, dem 
kann die Unvereinbarkeit beider Anschauungen 
nicht entgehen. Der ehemalige Kanzler ist arbeiter- 
freundlich im Sinne der durch ihn ins Leben ge- 
rufenen kaiserlichen Botschaft vom 17. November 
1881, der Basis der deutschen Sozialreform; er 
will die Arbeiter gegen die Gefahren der Krank- 
heit, des Unfalls, des Alters und der Invalidität 
sichern, aber er glaubt nicht, durch Eingreifen 
in die Autonomie des Arbeiters diesem oder dem 
Staate wahrhaften Nutzen bringen zu können. 

Das schöne Ziel der Beschränkung der Sonn- 
tags-, der Frauen- und Kinder-Arbeit schwebt 
auch ihm als erstrebenswert vor; aber so lange 
nicht nachgewiesen ist, wie die vielen Millionen, 
die dem Arbeiterstande durch diese Beschränkung 
an Arbeitslohn entzogen werden, anderweitig be- 
schafft werden köimen, ohne dass die Konkurrenz- 
fähigkeit der Industrie und der Staat darunter 
leiden, glaubt er auf diesem Wege nur so weit 
Vorgehen zu dürfen, als durch die allerdringendste 
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Notwendigkeit erheischt wird. Der ehemalige 
Kanzler meint auch wahrscheinlich nicht, dass durch 
Paktieren der Begehrlichkeit der Arbeiter zur 
Sicherung des sozialen Friedens zu gelangen ist. 

Wenn Fürst Bismarck, als der älteste und 
erfahrenste Politiker, in diesen Dingen solche An- 
sichten gewonnen hatte, sie aber nicht durchsetzen 
konnte und infolgedessen aus dem Dienste scheiden 
musste, so ist es unbillig, von ihm zu erwarten, 
dass er „nunmehr“ zu der Ueberzeugung von der 
Unrichtigkeit seiner Ansicht gelangt sein und 
schweigen müsse. Man kann ein sehr guter 
Royalist sein und dennoch die jeweilige Politik 
der Krone nicht für richtig und heilsam halten. 
Dann erheischen es Recht und Pflicht, es ofien 
auszusprechen. Fürst Bismarck hat, so lange er 
in seiner ministeriellen Stellung war, seine Ansicht 
stets mit aller Ofienheit vertreten; kein selbständig 
denkender Mann kann ihm zumuten, sie jetzt zu 
verschweigen, nur weil er aus dem Amte ge- 
schieden ist. Der Privatmann ist freier als der 
Minister, und wenn der letztere zufällig Fürst 
Bismarck ist, hat er dem Lande gegenüber viel- 
leicht nicht einmal das Recht zu schweigen, selbst 
wenn er wollte. Ausserdem sind wir der Ansicht, 
dass ein Politiker, der einen Ruf zu verlieren hat, 
Ueberzeugungstreue für die von ihm vertretenen 
(redanken zu bewahren und einen Wert darauf 
zu legen hat, dass er mit Massregeln, von denen 
er Gefahren befürchtet, wenigstens nicht von der 

Nachwelt konfiindiert wird. Er muss darauf be- 
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dacht sein, seinen Ruf als Staatsinann von Din«» 
gen rein zu halten, die seiner Ueberzeugung 
widersprechen. So die H. N. 

Es wurde im Sommer 1890 in der „Frei- 
sinnigen Zeitung“ über den Empfang der Depu- 
tation des Verbandes deutscher Industrieller bei 
dem Fürsten Bismarck berichtet und hierbei über 
die von dem Fürsten der Deputation gegenüber 
gethanen Äusserungen folgendes mitgeteilt: 

„Er habe, so sagte Fürst Bismarck in un- 
verkennbarer Erregung, seinen Abschied erhalten 
und wäre sehr gern im Amte geblieben, wenn der 
Kaiser es gewollt hätte. F ürst Bismarck nahm weiter- 
hin Veranlassung, sich über die Undankbarkeit 
der Menschen zu beklagen. Er halte sich zu dem 
Grlauben berechtigt, dass ein Minister, der ihm 
sein ganzes Emporkommen zu verdanken habe, 
in Verbindung mit Hof beamten gegen ihn gewirkt 
und den Kaiser gegen ihn aufzubringen gesucht 
habe. Um dies zu verhindern, habe er die alte 
Kabinetsordre von 1852 hervorgesucht, welche 
den Verkehr der einzelnen Minister mit der Krone 
unter die Kontrole des Minister-Präsidenten stellt. 
Der Kaiser habe ihm seine Konferenz mit dem 
Abgeordneten Windthorst zum Vorwurf gemacht, 
er aber müsse es als das Recht des Kanzlers be- 
trachten, mit jedem „Reichsboten“ — diesen Aus- 
druck gebrauchte Fürst Bismarck — selbständig 
zu verkehren. Jetzt glaube er allerdings, dass 
ihm mit dieser Konferenz eine Falle gestellt 
worden sei. Windthorst habe die Konferenz ge- 


Digltized byGoogli 


117 


wünscht, aber so unverschämte Forderungen ge- 
macht, dass diese Forderungen gar nicht ernst 
gemeint sein konnten. In sachlicher Beziehung 
sei er in Meinungsverschiedenheit mit dem Kaiser 
nur in Betreff der Behandlung der Arbeiterfragen 
geraten. Nach seiner Ansicht müsse das jetzige 
Vorgehen der Regierung zur Züchtung von Sozial- 
demokraten führen. Alle diese Aeusserungeu 
wurden in einem grösseren Kreise von Personen 
gethan, welche nicht den Eindruck empfingen, als 
ob Fürst Bismarck eine diskrete Behandlung der- 
selben voraussetzte. Bei der Verabschiedung 
äusserte Graf Herbert Bismarck noch, ihm sei der 
Austritt aus der Tretmühle des Amtes willkommen 
gewesen, aber für seinen Vater dauere ihn dessen 
Verabschiedung, denn derselbe wäre sehr gern 
noch Kanzler geblieben.“ 

Nachdem diese Mitteilungen in viele andere 
Blätter übergegangen waren, erfolgte von den 
Berliner PoKtischen Nachrichten, dem Organ des 
Verbandes deutscher Industriellen, eine Erwiderung 
dahin, dass die Darstellung des Richter’schen 
Blattes teils ungenau, teils entstellt sei: 

„Diese Mitteilungen entbehren schon deshalb 
jeder Authentizität, da sie von keiner der damals 
empfangenen Personen ausgegangen sind. Die 
Mitteilungen sind teils ungenau, teils entstellt und 
scheinen aus einer Kombination gelegentlicher 
Aeusserungen der empfangenen Herren mit An- 
schauungen und Gerüchten hervorgegangen zu sein, 
die bereits seit längerer Zeit in Umlauf waren. 
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Eine Richtigstellung zu geben, ist schon dadurch 
ausgeschlossen, dass mit einer solchen Mitteilung 
über eine private Unterhaltung verbunden sein 
müsste, welche zu machen nicht in der Absicht 
der Mitglieder des Direktoriums gelegen hat. Es 
geht dies auch unverkennbar aus dem ersten über 
den Empfang veröffentlichten Bericht hervor, der 
von dem Direktorium ausgegangen war.“ 

Die Freisinnige Zeitung trat dennoch für 
ihren „zuverlässigen Korrespondenten“ ein, indem 
sie behauptete, dass dessen Mitteilungen auf sorg- 
fältigen Aufzeichnungen beruhten: 

„Wir haben gegenüber diesem gequälten Ver- 
such einer gewundenen Dementierung nur einfach 
zu erklären, dass unsere Mitteilungen auf keinerlei 
Kombinationen beruhen, sondern auf sorgfältigen 
Aufzeichnungen, welche nach ^Mitteilungen von Zu- 
hörern bei den betreffenden Aeusserungen des 
Fürsten Bismarck und des Grafen Bismarck in 
Friedrichsruh gemacht worden sind.“ 

Erwas verspätet kamen die „B. Pol. Nachr.“ 
mit folgender Entgegnung: „Diese Mitteilungen 
entbehren schon deshalb jeder Authentizität, da 
sie von keiner der damals empfangenen Personen 
ausgegangen sind. Die Mitteilungen sind teils 
ungenau teils entstellt und scheinen aus einer 
Kombination gelegentlicher Aeusserungen der 
empfangenen Herren mit Anschauungen und Ge- 
rüchten hervorgegangen zu sein, die bereits seit 
längerer Zeit in Umlauf waren. Eine Richtig- 
stellung zu geben, ist schon dadurch ausgeschlossen, 
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dass mit einer solchen Mitteilungen über eine 
private Unterhaltung verbunden sein müssten, 
welche zu machen nicht in der Absicht des Direk- 
toriums gelegen hat. . Es geht dies auch unver- 
kennbar aus dem ersten über den Empfang ver- 
öffentlichten Bericht hervor, der von dem Direktorium 
ausgegangen war.“ 

Die „B. Pol. Nachr.“ sind, wie bemerkt das 
offiziöse Organ des Zentralverbandes deutscher 
Industrieller, deren Direktorium offenbar durch die 
Mitteilungen der „Freis. Ztg.“ in grosse Verlegen- 
heit versetzt worden war. Die dem Fürsten 
nahestehende Presse schwieg. 

In jüngster Zeit wurde eine gesetzwidrige 
Verwendung des Weifenfonds mit der Person des 
Staatsministers von Boetticher in Verbindung ge- 
bracht. Der Schwiegervater des Herrn v. Boetticher 
war vor etwa sechs Jahren in finanzielle Verlegen- 
heiten geraten. Dieselben wurden von mehreren 
Freunden des Herrn von Boetticher durch ein 
seinem Schwiegervater direkt gemachtes Darlehen 
von etwa 350000 Mk. beseitigt. Obgleich an 
dieser Transaction nicht unmittelbar beteiligt, hat 
Herr von Boetticher, wie bestimmt versicheid: wird, 
dennoch sofort dem Fürsten Bismarck von der 
Sachlage Mitteilung gemacht und sein Portefeuille 
zur Verfügung gestellt. Der damalige Reichs- 
kanzler hat hiervon auf Wunsch des Herrn von 
Boetticher dem Kaiser Wilhelm I. ebenfalls Mit- 
teilung gemacht, der sich, wie auch Fürst Bis- 
marck, in den ehrendsten Ausdrücken für Herrn 
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von Boetticlier und sein Verbleiben im Amt aus- 
gesprochen hat und nach einiger Zeit die bezüg- 
liche Summe zur Rückzahlung an die Darleiher 
demselben durch einen höheren Beamten behän- 
digen Hess. Diese Rückzahlung ist sofort erfolgt. 
Herr von Boetticher hat, wie bestimmt verlautet, 
diesen Vorgang lediglich als ein grossmütiges 
Geschenk seines kaiserlichen Herrn und als eine 
Anerkennung seiner amtlichen Thätigkeit betrachtet, 
und um so mehr so betrachten können, als Kaiser 
Wilhelm I. in ähnlichen Fällen schon \ielfach mit 
eigenen Mitteln eingetreten war. Der Weifenfonds 
soll Herrn von Boetticher gegenüber in dieser 
Sache niemals zur Sprache gekommen und über- 
haupt desjenigen Fonds, aus welchem das Geschenk 
entnommen worden, niemals mit einemWort zwischen 
dem Reichskanzler und Herrn v. Boetticher Erwäh- 
nung geschehen sein. Der jetzige Kaiser ist von dem 
Vorgang vollkommen unterrichtet und hat Herrn 
von Boetticher seines unverminderten Vertrauens 
versichert. Herr von Boetticher geht somit als 
Gentleman wie als Staatsbeamter vollkommen rein 
aus diesem Staatsklatsch hervor. Den Blättern, 
welche den Weifenfonds mit der Angelegenheit in 
Verbindung gebracht haben, müssen wir die Ver- 
antwortung hierfür überlassen. In der Angelegen- 
heit des Herrn von Boetticher schrieb am 19. März 
der „Reichsanzeiger“: „Die durch einen Teil der 
Presse gehenden Gerüchte über den bevorstehenden 
Rücktritt des Staatsministers von Bötticher ent- 
behren jeder Begründung.“ 
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Herr Herrfarth. 

Es hatte seine guten Gründe, wenn es mög- 
lieh war, seit zwanzig Jahren eine Reihe wichtiger 
Aufgaben auf dem Gebiete der Verwaltungsreform 
glücklich zu lösen, die Landgemeindeordnung aber 
bis jetzt zurückzustellen. 

Die Landgemeindeordnung der östlichen Pro- 
'vdnzen, wie sie bisher war, wurde von denen, die 
sie zunächst angeht, also auf dem Lande, krampf- 
haft festgehalten, und das Bedürfnis der Reform 
nicht dort empfunden (von unwesentlichen Dingen 
abgesehen), sondern seitens der Städter, d. h. der 
Liberalen. Deswegen sind auch Graf Fritz Eulen- 
burg, Graf B. Eulenburg, Herr v. Puttkamer dem 
Versuche einer Reformierung der bestehenden Land- 
gemeindeordnung aus dem Wege gegangen. 

Die gesetzliche Grundlage der bisherigen Ver- 
fassung der Landgemeinden beruht wesentlich auf 
den Vorschriften des allgemeinen Landrechts, dem 
Gesetze vom 14. April 1856 und der neuen Kreis- 
ordnung. Neben diesen Gesetzen haben sich inner- 
halb der zulässigen Grenzen nach Massgabe der 
‘örtlichen Verhältnisse Observanzen gebildet, an 
welchen der Landmann in der Regel mit grosser 
Zähigkeit festzuhalten Hebt. In der That sind 
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die Örtlichen Verhältnisse so mannigfach gestaltet, 
dass eine rücksichtslose Beseitigung bestehender 
Ortsgewohnheiten und eine schablonenmässige Ein- 
führung allgemein gültiger Normen für die Be- 
teiligten höchst nachteilig und empfindlich wirken 
würde. Das Gesetz vom 14. April 1856 hat den 
ganz richtigen Weg gewählt, dass es der Ent- 
wickelung örtlicher Observanzen freien Spielraum 
lässt und nur da, wo sie dunkel und zweifelhaft 
sind, oder wo sie in Folge veränderter Zustände 
zu erheblichen Missverhältnissen führen, namentlich 
in Bezug auf die Regelung des Stimmrechts und 
der Teilnalune an Gemeindenutzungen und Ge- 
meindelasten , die Abfassung von Gemeinde- 
beschlüssen und nötigenfalls die Regelung dieser 
Verhältnisse durch die Aufsichtsbehörde vorschreibt. 
In manchen Gegenden mag man hiervon einen zu 
geringen Gebrauch gemacht haben, in vielen Ge- 
meinden sind aber die Verhältnisse auf diese Weise 
ganz zweckmässig geordnet und jedenfalls bietet 
das Gesetz die Möglichkeit, berechtigte Eigen- 
tümlichkeiten zu schonen und doch vorhandene 
Missstäude zu beseitigen. 

Man will die Landgemeindeordnung in .rähnlich 
freiem Sinne wie die Städteordnung gestalten und 
vergisst, dass die gegenwärtige Verfassung der 
Landgemeindeordnung freier ist, als die der Städte. 
Sie gewährt den Gemeinden eine grössere auto- 
nomische Befugnis und lässt für geeignete Berück- 
sichtigung konkreter Verhältnisse einen weiten 
Spielraum. Jedes Gemeindemitglied hat in den 
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Angelegenheiten der Gemeinde selbst miszusprechen 
und mitzustimmen. Dies ist eine freisinnigere 
Einrichtung und gewährt den Gemeindemitgliedem 
eine grössere Bedeutung und ein lebendigeres 
Interesse für die Verhältnisse der Gemeinde, als 
das blosse Recht, Vertreter zu wählen, die, wie 
die Erfahrung in den Städten lehrt, nur zu oft 
eine die Bürgerschaft nicht befriedigende Tyrannei 
üben. Es soll nicht geleugnet werden, dass in 
grösseren Gemeinden die öftere Zusammenberufung 
der ganzen Gemeinde und die Leitung der Ver- 
handlung in einer zahlreichen und bisweilen 
stürmischen Gemeinde- Versammlung mit manchen 
Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten verknüpft 
ist; — aber auch in dieser Beziehung bietet das 
Gesetz vom 14. April 1856 geeignete Wege zur 
Abhiüfe, indem es den Gemeinden die Einführung 
einer gewählten Gemeindevertretung nach Bedürf- 
nis gestattet. Von dieser Befugnis haben einzelne 
grössere Gemeinden zweckmässigen Gebrauch ge- 
macht; im allgemeinen herrscht aber in der Land- 
bevölkerung eine grosse Abneigung gegen die 
Aufgabe des alten Rechtes, dass jedes Gemeinde- 
mitglied an der Beratung und Beschlussfassung 
über die Gemeindeangelegenheiten selbst Anteil 
nehmen darf. Für die kleineren und mittleren 
Landgemeinden liegt in der That höchst selten 
ein praktisches Bedürfnis zur Einführung einer 
gewählten Gemeindevertretung vor und es wäre 
thöricht und der Landbevölkerung sicherlich nicht 
erwünscht, wenn man aus blosser Vorliebe für 
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liberalen Schematismus und der Sucht, die ver- 
schiedenartigsten Verhältnisse nach einer Schablone 
zu behandeln, ganz allgemein diesen dem Libera- 
lismus so sympathischen Wahlapparat einfiihren 
wollte. 

Es ist eine leere Redensart, dass „dem Bauern- 
stände den Gutsbezirken gegenüber Luft geschafft 
werden solle“. Es ist nur notwendig, dass die- 
jenigen kleineren Gutsbezirke, welche wirklich 
keine eigene Existenzberechtigung haben, anderen 
Kommunalbezirken einverleibt werden; — aber 
auch dies kann schon jetzt nach den Vorschriften 
des Gesetzes vom 14. April 1856 bewirkt werden 
und in manchen Kreisen sind aut‘ diese Weise 
namentlich auch bei Gelegenheit der Einführung 
der Kreisverordnung ebenso wie manche kleinere 
Gemeinde, so auch manche solcher unbedeutenden 
Gutsbezirke verschwunden und mit anderen Ge- 
meinden oder Gutsbezirken vereinigt worden. Im 
Ganzen haben aber die Gutsbezirke ihrer Fläche 
und Steuerkraft nach dieselbe kommunale Existenz- 
berechtigung wie die Gemeinden und erfüllen ihre 
kommunalen Aufgaben mindestens in gleicher 
Weise wie diese. Durch eine Vereinigung der 
Gutsbezirke und Gemeinden würden heterogene 
Elemente zusammengeschmiedet werden, die ohne 
Gemeinsamkeit der Interessen in dieser Vereinigung 
nur gegenseitiges Missbehagen empfinden würden. 
Es ist für beide Teile vorteilhafter, eine eigene 
freundnachbarliche aber selbständige kommunale 
Existenz zu führen. Gerade dadurch wird jeder 
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Bruck der Gutsbesitzer auf die Bauern ausge- 
schlossen, und es ist durchaus unerfindlich, wie 
jetzt, nachdem die Trennung der Gutsbezirke und 
Gemeinden seit Einführung der Kreisordnung 
schärfer und konsequenter als bisher zum Ausdruck 
gekommen ist, noch von einem Bedürfnis die Rede 
sein kann, den Bauern gegenüber den Gutsbesitzern, 
die ihnen gar nichts mehr vorzuschreiben haben, 
Luft zu verschaffen. 

Ein Teil der Landbevölkerung hatte früher 
den lebhaften Wunsch, durch Aufhebung der 
gutsherrlichen Polizei und des Rechtes der Guts- 
herrschaft, den Schulzen zu ernennen, den letzten 
Rest eines scheinbaren Abhängigkeitsverhältnisses 
der Gemeinde von der Gutsherrschaft zu beseitigen 
und das Band, welches sie früher verknüpfte, voll- 
ständig zu lösen. Dieser Wunsch ist durch die 
Kreis-Ordnung erfüllt worden und wenn auch 
Manche jetzt einsehen , dass das Recht der 
Schulzenwahl und die Beseitigung der gutsherr- 
lichen Polizei materiell den Gemeinden keinen 
Vorteil bietet, so ist doch eine Rückkehr zu den 
früheren Verhältnissen selbstverständlich weder 
ausführbar noch erwünscht. Nachdem auf diese 
Weise die Gemeinden von den Gutsbezirken voll- 
ständig emancipiert sind, und höchstens zur Be- 
friedigung der über die Grenzen einer einzelnen 
Gemeinde hinausreichenden communalen Bedürf- 
nisse für Schule, Deiche, Feuerlöschzwecke u. s. w. 
ebenso wie mit anderen Gemeinden, so auch mit 
Gutsbezirken in einem geordneten Societätsver- 
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hältüis stehen, — machen sich thatsächlich be- 
rechtigte Wünsche zur Umgestaltung der länd- 
lichen Gemeindeverhältnisse nicht mehr geltend. 

Dies schliesst nicht aus, in einzelnen Punk- 
ten eine Ergänzung der die Landgemeinden be- 
treffenden Gesetze vorzunehmen. Es bedarf aber 
hierzu keiner neuen codifizierten Landgemeinde- 
ordnung, sondern es kann der beabsichtigte Zweck 
auch durch einzelne Gesetze erreicht werden. So 
wie der Entwurf des Herrn Herrfurth beschaflPen 
war, der dem Abgeordnetenhause 1890 vorgelegt 
wurde, war ein Conflikt der Conservativen mit 
Herrn Herrfurth gar nicht zu vermeiden. 

In überraschender Weise brachte am 21. Juli 
1888 der „Reichsanzeiger“ die Meldung von der 
Ernennung des Unterstaatssekretärs Herrfurth 
zum Staatsminister und Minister des Innern. Die 
definitive Besetzung galt mit Puttkamers Rück- 
tritt allgemein als bis auf Weiteres vertagt und 
die Fortführung der pro^dsorischen Verwaltung 
des Postens durch Herrn Herrfurth als sicher. 
Selbst in den unmittelbar beteiligten Kreisen war 
man auf diese Wendung nicht vorbereitet. Poli- 
tisch war der neue Minister in keiner Weise her- 
vorgetreten, dagegen stand ihm der Ruf eines 
ausgezeichneten Yerwaltungsbeamten zur Seite. 
Es konnte nur allgemein befriedigen, eine für das 
Landesinteresse so wichtige Stellung nicht einen 
lang dauernden Provisorium anheimgegeben zu 
sehen. Der neue Minister, 1830 geboren, hat 
seine Beamtenlaufbahn in Westfasen begonnen; 
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er war Ausgangs der sechziger Jahre bei der 
Eegierung in Arnsberg thätig, von dort wurde 
er etwa um das Jahr 1870 als Vortragender Rat 
in das Ministerium des Innern berufen und wurde 
1880 zum Ministerialdirektor befördert. Kurze 
Zeit darauf erhielt er das Unterstaatssekretariat, 
als sein Vorgänger, Herr von Schlickmann, zum 
Oberpräsidenten von Ostpreussen ernannt wurde. 
Namentlich auf kommunalem Gebiete ist der neue 
Minister des Innern thätig gewesen; hervorragend 
war er bei dem Zustandekommen des Notkommu- 
nal-Steuergesetzes beschäftigt. Herr Herrfurth 
war Vorsitzender der Prüfungskommission für 
höhere Verwaltungsbeamte und der Reichskom- 
mission für Beschwerden gegen die Ausführung 
des Sozialistengesetzes. Der Entwurf zur Thron- 
rede, mit welcher der Landtag 1888 eröffnet 
wurde, wird Herrn Herrfurth zugeschrieben und 
sind deren Ausführungen somit auch für die Be- 
strebungen des neuen Ministers charakteristisch. 
Herr Herrfurth repräsentierte in dem Kabinet 
nach den vollzogenen Standeserhöhungen wieder 
das bürgerliche Element. 

Als Herr von Puttkamer sein Portefeuille 
niedergelegt, wurde ihm in Bezug auf seine Ver- 
waltungsreformen von liberaler Seite das folgende 
Zeugnis ausgestellt: „Herr von Puttkamer über- 
nahm das Ministerium des Innern, nachdem Graf 
Eulenburg II. bei dem Versuche, die Fortführung 
der Verwaltungsreform zu ermöglichen, gescheitert 
war. Der jetzt ausgeschiedene Minister hat diese 
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Reformen in ihren Grundzügen allmählich auf 
die westlichen Pro\dnzen übertragen; die Aner- 
kennung der Arbeit, welche er hierfür aufgewendet 
hat, des Verdienstes, welches unter allen Um- 
ständen darin lag, der Versumpfung des Reform- 
werkes ein Ende gemacht zu haben, soll Herrn 
von Puttkamer nicht vorenthalten werden. An 
die Lösung der dringlichsten Aufgaben auf diesem 
Gebiete aber, die Schatfung einer Landgemeinde- 
ordnung, namentlich für die östlichen Provinzen, 
ist nicht einmal mit einem Versuche herangetreten 
worden, obgleich während der Amtstührung des 
Herrn von Puttkamer unausgesetzt von Reformen 
die Rede war, tür welche eine solche Gemeinde- 
ordnung die Vorbedingung ist: von der Ueber- 
weisung von Geldmitteln an die Communen, von 
einer organischen Erleichterung der Schullasten.“ 

Herr von Puttkamer konnte sich über diese 
Belastung seines Sünden- Contos damit trösten, 
dass jeder seiner Vorgänger dieselbe Unterlassungs- 
sünde auf dem Gewissen hatte. Ja, dem älteren 
Grafen Eulenburg wurde, als er 1863 den ersten 
Entwurf seiner Kreisordnung vorlegte, derselbe 
als nichtsnutzig vor die Füsse geworfen, weil sie 
keine — Landgemeindeordnung brachte. 

Der heutige Minister des Innern wurde von liebe- 
raler Seite mit grossen Erwartungen aufgenommen 
und freudig begrüsst. Was sollte dieser Nachfolger 
Puttkamers nicht alles wieder gut machen, nachdem 
so viel vor ihm gesündigt worden war! Herr Herr- 
furth hatte eine schwierige Stellung. Um seinen 
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verhassten Vorgänger desto tiefer in den Schatten: 
zu stellen und die vergangene Aera der „Reaktion“ 
im Ministerium des Innern um so mehr zu brand- 
marken, hatte man den Nachfolger mit einem 
liberalen Glorienschein umgeben und ihm einen 
politischen Standpunkt so zu sagen oktroyiert. Alles, 
was er that, wurde mit hoher Gönnermiene aufge- 
nonunen und als das „neue“ Regiment gefeiert, wie 
Herrn von Puttkamer bei allem, mochte er thun, 
was er wollte, immer der Zopf der „Reaktion“ ange- 
hängt wurde. Als im März 1889 im Abgeordneten- 
hause der Etat des Ministeiiums des Innern in der 
Budgetdebatte an die Reihe kam, bestand der neue 
Minister die erste parlamentarische Prüfung mit 
dem Prädikat „Vorzüglich“, — man muss an 
seinen Vorgänger zurückdenken, der immer die- 
selbe Censur erhielt: „Schlecht“. Zwar verhiess 
bei dieser Gelegenheit Herr Herrfurth eine Land- 
gemeindeordnung, die einen Liberalen hätte in 
gelinde Verzweiflung setzen müssen, denn da war 
von Konservierung gesunder, historisch gegebener 
und bewährter Elemente die Rede — sein Vor- 
gänger hätte solche Worte nicht in den Mund 
nehmen dürfen. Aber man klatschte. 

Noch im Februar 1890 hat Herr Herrfurth 
dargelegt, dass die bestehenden Gesetze fast aus- 
reichen, um den etwaigen Bedürfnissen der Land- 
gemeinden abzuhelfen . . . Man muss an den Lärm 
denken, den einst der ältere Graf Eulenburg schon 
zu bestehen hatte, weil er die auf liberaler Seite 
so schmerzlich vermisste Lücke nicht ausfüllen 
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konnte oder wollte; an den Lärm, der sich unter 
dem ^System Puttkamer“ fortwährend erneute, 
und nun musste sich das ungestüme Abgeordneten- 
haus vom Ministertisch zurufen lassen: chi va 
piano, va sano. Nach 21 Jahren des Wartens! 

Endlich im November 1890 erschien die neue 
Landgemeindeordnung. Am 1. Dezember, wo die- 
selbe zum ersten Male im Abgeordnetenhause be- 
raten wurde, sagte Herr Rickert: „Der Herr Mi- 
nister des Innern hatte es im Februar noch 
zweifelhaft gelassen, ob man nicht mit dem Be- 
stehenden auskommen könne; jetzt hat er — ich 
freue mich über diesen Fortschritt — in den Mo- 
tiven in sehr klarer Weise auseinander gesetzt, 
dass die Gesetzgebung unter, keinen Umständen 
nur eine Session länger warten könne.“ 

In der That, was war inzwischen passiert? 
Woher dieser j)lötzliche Sprung? Nun, Bismarck 
war zurückgetreten, Herr Miquel ins Ministerium 
gekommen. Die Landgemeindeordnung durfte da 
nicht Zurückbleiben. Herr Herrfurth machte sie 
jetzt sclmell fertig. Es gab ein gewaltiges Auf- 
bäumen der Konservativen gegen den Minister, 
die Konflikte mit diesem Hessen das Aeusserste 
befürchten, eine Auflösung des Landtages drohte. 
Man schien alsdann beruhigt über den Entwurf, 
nachdem man einige Konzessionen erreicht hatte, 
das Tischtuch zwischen den Konservativen und dem 
Minister bHeb aber nach wie vor durchschnitten. 
Als am 24. April (1891) die Vorlage im Ab- 
geordnetenhause mit grosser Majorität angenommen 
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war und die Nat. Ztg. einige satirische Bemerkungen 
über die fromme Haltung derKonsers^ativen brachte, 
erwiderte ihr die Elreuzzeitung: 

„Angesichts der gründlich veränderten Ge- 
stalt, in welcher der Entwurf aus der dritten 
Lesung hervorgegangen ist, erscheint uns diese 
Wendung als die glücklichste, welche dem „konser- 
vativen“ Minister mit dem nationalliberalen Herzen 
während derlangwierigenparlamentarischenKämpfe 
um die Landgemeindeordnung untergelaufen ist. 
Das hätte das Blatt, das er, wie wir der „Nat.- 
Ztg.“ im Vertrauen mitteilen wollen, für das „beste 
in Deutschland“ erklärt haben soll — am Ende 
auch berücksichtigen können. Oder soll dies etwa 
dadurch geschehen, dass es die Erörterung auf 
ein anderes Gebiet zu lenken sucht, den Gegensatz 
zwischen den Konservativen und dem Minister 
auf dessen „Bürgerlichkeit“ zurückführen möchte? 
Ist denn das in Preussen so unerhört? Wir 
fragen nicht darnach, wie die Minister heissen, 
sondern wie sie sind. Mit dem Herrn Finanz- 
minister, der auch „bürgerlich“ ist und überdies 
nicht einmal den Anspruch erhebt, konservativ zu 
sein, stehen wir im besten Einvernehmen, was er 
uns gewiss gerne bestätigen wird, und was über- 
dies jedermann, der den Verhandlungen des Ab- 
geordnetenhauses beigewohnt hat, weiss. Das 
kommt aber daher, dass Dr. Miquel kein gewöhn- 
licher Bureaukrat, sondern ein hervorragender 
Staatsmann ist, der Welt und Menschen zu nehmen 

versteht, was — um mit der „Nat.-Ztg.“ zu reden 
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— „allerdings nicht jedermanns Sache ist.“ Dies» 
sind Eigenschaften, die schwerer wiegen, als der 
von der „Nat.-Ztg.“ so rührend betonte Umstand, 
dass sich vor dem Namen des Dr. Herrfarth kein 
„von“ befindet. Aber freilich, wenn das Positive 
fehlt, muss das Negative daran. So viel könnte 
man freilich auch von einem „bürgerlichen“ Mi- 
nister im Sinne der „Nat.-Ztg.“ erwarten, dass er 
die Gesetze, die er mit so „gewaltiger“ Hand zu 
ändern strebt, wenigstens kenne. In der Sitzung 
vom 24. d. M. hat sich aber in einem schlagenden 
Beispiel gezeigt, das dies nicht der Fall ist; mit 
anderen Worten, dass dem Minister eben die Praxis 
des Lebens fehlt, auf die es bei einem Gesetz wie 
die Landgemeindeordnung vor allem ankommt. 
Wenn Herr v. Meyer - Arnswalde mit seinem 
prächtig gesunden Menschenverstände gesagt hat, 
die Schulzen und Ortsvorsteher würden die 147 
Paragraphen dieser Landgemeindeordnung garnicht 
ansehen, da sie sie doch nicht begreifen könnten, 
sondern sozusagen „nach Augenmass“ Vorgehen, 
so ist das aus dem Leben gegriffen. Der richtige 
Bauer ist so, und schlimm genug wäre es um uns 
bestellt, wenn zwischen ihm und einem allen 
Tifteleien der Kodifikation gewachsenen „Bildungs- 
philister“ gar kein Unterschied mehr bestände. 
Aber freilich, den Fanatikern des „grünen Tisches“ 
lässt sich das nicht klar machen; nur wer selber 
unter Bauern aufgewachsen ist, kann es verstehen 
und fühlt es nach. Deshalb werden die Gesetze^ 
die sich auf das platte Land beziehen, auch durch- 
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weg nicht so, wie sie sein sollten. Wenn der 
grösste Teil der Konserv^ativen gleichwohl für den 
Entwurf zur Landgemeindeordnung gestimmt hat, 
so ist das, wie wir bereits ausgeführt, vornehmlich 
deshalb geschehen, um Schlimmeres zu verhüten. 
Einzelne Punkte sind freilich auch so schlimm 
genug. Dies gUt namentlich von den Bestimmun- 
gen über die Öffentlichkeit der Gemeindeversamm- 
lungen, die eine solche Unkenntnis der wahren 
Bedürfnisse des bäuerlichen Lebens zeigen, dass 
es der äussersten Selbstverleugnung aller Sach- 
verständigen bedurft hat, um ihnen die Zustimmung 
zum ganzen Gesetz gleichwohl zu gestatten. Wir 
machen indessen kein Hehl daraus, dass wir in 
diesem Stück auf die bessernde Hand des Herren- 
hauses zählen. Die Gemeinde - Versanunlungen 
öffentlich machen, heisst jetzt, wo die Sozial- 
demokratie ihre Wühlerei systematisch auf das 
platte Land verlegt, nichts anderes als einer Art 
„Schreckensherrschaft“ des Proletariats grund- 
sätzlich die Wege bahnen. Man braucht dabei 
nicht gleich an die „Piqueemänner des Convents“ 
und die „Trikotteusen des Schaffots“ zu denken. 
Dass aber in Gegenden, wo die gewerbliche Be- 
völkerung auch auf dem Lande stark vertreten 
ist, die öffentlichen Gemeinde - Versanunlungen 
leicht in die Lage kommen könnten, von einer 
brüllenden „Korona“ halb betrunkener Fabrik- 
arbeiter „beehrt“ und in ihren Beschlüssen be- 
einflusst zu werden — diese Möglichkeit liegt 
doch nahe genug. Ist es aber erst einmal so weit^ 
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dann würde sich die praktische Mitregierung des 
Proletariats leicht entwickeln, die theoretisch nicht 
gewährt werden soll.^^ 

Im Mai, nachdem das Herrenhaus die Land- 
gemeinde - Ordnung den Konservativen etwas 
schmackhafter gemacht hatte, kam die Kreuzzeitung 
auf die Parallele zwischen Herrfurth und Miquel 
zurück. Sie knüpfte an die Steuerreform des 
letzteren an und bemerkte: 

„In Fragen von so grosser Tragweite wie 
diese, können gefällige Formen und geschicktes 
parlamentarisches Auftreten an sich nicht aus- 
schlaggebend sein; für uns wenigstens sind sie es 
nicht. Dass sie den Gang der Dinge aber sehr 
erleichtern, ist gewiss. Auch in diesem Sinne 
erscheint Dr. Miquel als ein Minister, mit dem 
sich vortrefflich leben lässt. Die lange parla- 
mentarische Dienstzeit, die er hinter sich hat, 
macht sich in einem feinen Verständnis für so 
manches „Unwägbare** geltend, das für den er- 
fahrenen Praktiker trotz alledem schwer in die 
Wage fällt. Gerade das Gegenteil tritt in dem 
Verhalten des Herrn Herrfurth hervor, der 
zwar auch Abgeordneter ist, aber nur in dem 
äusserlichstcn Sinne des Wortes. Der Geist der 
Sache ist ihm niemals aufgegangen; er scheint der 
Ansicht zu sein, dass man es den Vertretern ab- 
weichender Ansichten nicht scharf genug „geben 
könne“ und verfährt danach, wo er nur irgend 
kann. Nun sind wir gewiss die Letzten, welche 
ein „schneidiges“ Auftreten verurteilen möchten; 
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man findet es ja selten genug. Aber alles an 
seinem Orte und zu seiner Zeit. Wenn ein Minister, 
der sehr wohl weiss, dass er bei Einführung eines 
Gesetzes, wie die Landgemeindeordnung, der hin- 
gehenden Mitarbeit der Konservativen nicht ent- 
behren kann, alles aufbietet, um diese für ihn 
wichtigste Partei nicht nur in dem, was er sach^ 
lieh vorbringt, sondern fast noch mehr in der 
Form, wie er es thut, vor den Kopf zu stossen 
lind zu verletzen, so beweist er damit, dass er 
aUes Mögliche sein mag, nur nicht der geeignete 
Mann für die Aufgabe, die er zu lösen übernommen,. 
Wenn die Landgemeindeordnung gleichwohl Gresetz 
werden sollte, so wird man sagen müssen, dass 
dies nicht Dank der Thätigkeit des Ministers ge- 
geschehen sei, sondern trotz derselben, wobei 
natürlich Vorbehalten bleibt, dass die in Wahr- 
heit entscheidende Gesichtspunkte anderswo lie- 
gen. Welches diese Gesichtspunkte sind, haben 
wir oft genug betont, und wollen das Kind auch 
heute beim richtigen Namen nennen. An sich ist 
uns der ganze Entwurf* „unsympathisch“, um uns 
so auszudrücken, wie es unsere Gesinnungsge- 
nossen im Herrenhause gethan. Wir sind der 
Ansicht, dass man mit einer Novelle sehr wohl 
auskommen könnte. Da wir uns aber haben über- 
zeugen müssen, dass sich im Abgeordnetenhause 
eine Mehrheit für eine noch weit schlechtere 
Fassung gefunden haben würde, als es die jetzige 
ist, so haben wir der letzteren zugestimmt, nicht 
ohne jedoch darauf* zu rechnen, dass das Herren- 
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haus in manchen Punkten Abänderungen vornehmen 
würde, die uns erwünscht sein müssen. Dies ist 
geschehen. Das Herrenhaus hat den Entwurf in 
eine Form gebracht, die uns immerhin mehr zu- 
sagt, als es die vom Abgeordnetenhause beschlos- 
sene thut. Dabei möge es aber nun auch bleiben. 
Das Herrenhaus hat in der Steuertariffrage in 
sehr anerkennender Weise nachgegeben. Leicht 
hat ihm das nicht fallen können , da sich die 
Mehrheit durch namentliche Abstimmung gebunden 
hatte. Mit um so grösserem Rechte darf es hier- 
nach die Erwartung aussprechen, dass das andere 
Haus in der Landgemeindeordnungsfrage seiner- 
seits ein Einsehen haben und sich nicht auf 
seinen Beschluss versteifen werde, gleichviel ob 
der Minister sich in seiner Stellungnahme ebenso 
vorurteilsfrei erweist, als es Dr. Miquel gethan, 
oder nicht. Wenn er die Abänderungen des 
Herrenhauses für unannehmbar erklären sollte, so 
würde er uns damit keinen Schaden thun, voraus- 
gesetzt natürlich, dass das Herrenhaus fest bleibt, 
was wir nicht bezweifeln wollen. Wir glauben 
aber gar nicht, dass er soweit gehen wird. lieber 
einen sehr wichtigen Punkt, dem das Herrenhaus 
eine uns mehr zusagende Fassung gegeben hat, 
den verhängnissvoUen § 48, hat er sich sogar in 
einer Weise geäussert, welche seine wenig sach- 
verständigen Anhänger in der liberalen Presse zu 
der freudigen Mutmassung verleitet, dass hier eine 
Verbesserung in ihrem Sinne im Werke sei. Ein- 
zelne andere Abänderungen freilich hat er nicht 
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vertreten zu können erklärt. Das thut aber nichts, 
„es geht auch so“, sagt Herr ▼. Meyer-Arnswalde. 
Für uns wenigstens geht es. Ob auch für den 
Minister, wissen wir nicht, vermuten aber doch, 
dass er seine Gründe hat, das Zustandekommen 
des Gesetzes dringender zu wünschen, als. wir es 
thun.“ 

Herr Herfurth ist für alle Invectiven der 
Kreuzzeitung reichlich schadlos gehalten durch 
den Kaiser. Schon an seinem Geburtstage im 
Januar hatte dieser den Minister mit einem neuen 
Orden ausgezeichnet, und als das Abgeordneten- 
haus die Landgemeindeordnung angenommen, be- 
glückwünschte ihn der Monarch in einem Tele- 
gramm. Das war im April. Nachdem sodann 
der Entwurf mehrere Male zwischen den beiden 
Häusern des Landtages hin und her gegangen war, 
ohne dass das Herrenhaus die auf es gesetzten 
Hoffnungen der Konservativen des Abgeordneten- 
hauses erfüllte, liess der Kaiser dem Minister 
Herrfurth sein lebensgrosses Bild mit einer 
Kabinetsordre , die voller Anerkennung der Be- 
mühungen des Ministers um das Zustandekommen 
der Landgemeindeordnung war, überreichen. 
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Dr. Miqnel. 

Selten ist ein Parlamentarier von einem Herr- 
sclier in ähnlicliem Masse ausgezeichnet worden, 
wie Herr Miquel bei den verschiedensten Anlässen. 
Das grösste Aufsehen hat die Rede gemacht, mit 
welchem Kaiser Wilhelm II. Herrn Miquel per- 
sönKch in Frankfurt feierte. Auf den bei der 
Festtafel im Palmengarten daselbst, 9. Dezember 
1889, ausgebrachten Toast des Oberbürgermeisters 
Miquel , der mit stürmischen Hochrufen aufge- 
nommen worden war, erwiderte der Kaiser: 

„Mein verehrter Oberbürgermeister! Ich danke 
Ihnen aus tiefstem Herzen für die freundlichen 
Worte, welche Sie Mir eben im Namen Ihrer ge- 
sammten Stadt ausgesprochen haben. Es erfüllt 
Mich eine gewisse feierliche Stimmung, wenn Ich 
bedenke, an welchem Platze Ich heute stehe. Wie 
Sie erwähnten, sprach dereinst Mein hochseliger 
Grossvater hohe Worte der Huld zu Ihnen an 
dieser Stelle. Nicht in gleichem Maase kann Ich 
Mich der Redegewandtheit rühmen, und Mir steht 
auch nicht die Erfahrung und das Alter zur Seite, 
wie damals dem gewaltigen, ruhmgekrönten Helden. 
Die Liebe und Begeisterung, die Mir hier ent- 
gegengeschlagen ist, hier und an manchen anderen 
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Orten DeutscMands, sie ist Mir entgegengetragen 
worden nicht nnr als dem Träger der erneuten 
deutschen Kaiserkrone, sondern auch dem Enkel 
des Kaisers WUhelm und Sohne des Kaisers 
Friedrich, und Ich werde Mir erst durch ein langes 
Leben zu verdanken haben, was Mir aus treuem 
Herzen jetzt dargebracht wird. Ich kann Sie 
aber versichern, dass Mir nichts wohlthuender ist, 
als dergleichen Worte zu hören, wie Ich Sie eben 
vernommen habe. Mein ganzes Streben und Meine 
ganze Arbeit ist darauf gerichtet. Mein Vaterland 
gross, mächtig und geachtet zu sehen. In diesem 
Gedanken lebe Ich, und wenn Mir auch das Wort 
zuweilen schwer zu sein scheint, und Ich manch- 
mal Mich mit dem Gedanken trage, ob Ich der 
Aufgabe gewachsen bin, so ist es für Mich immer 
eine erneute Wirkung, eine neue Auffrischung zu 
weiterer Thätigkeit und Arbeit, wenn Worte des 
Vertrauens und der Hingebung, wie Sie an Mich 
gerichtet haben , Mir entgegengebracht werden. 
Ich habe Mich heute davon überzeugt, welche 
Früchte die Jahre gezeitigt haben, während deren 
es Meinen Vorgängern gelungen, den Frieden zu 
erhalten, und so Gott will, werden auch Meine 
hierauf gerichteten Bestrebungen von gleichem 
Erfolge gekrönt werden, und Ich freue IVIich, zu 
sehen, welch einen gewaltigen Aufschwung dieses 
Gemeinwesen genommen hat — ein Beispiel für 
manche andere Stadt. Sehr wohl aber weiss Ich, 
wem die Stadt dieses Emporblühen zu danken hat, 
und Ich glaube darin nicht fehl zu gehen, wenn 
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Ich es als die Ueberzeugung sämtlicher ver- 
sammelter Frankfurter ausspreche, dass nächst 
Meinen Vorfaliren Ihnen die Stadt Frankfurt das 
Meiste zu verdanken hat. Ich erhebe Mein Glas 
und fordere Sie auf, mit Mir auf das Wohl der 
Stadt Frankfurt und ihres jetzigen Hauptes zu 
trinken. Herr Oberbürgermeister Miquel und die 
Stadt Frankfurt, sie leben hoch!“ 

Herr Miquel war seit der Gründung des Nord- 
deutschen Bundes und besonders in den siebziger 
Jahren ein Hauptfactor der liberalen Gesetzgebung, 
die nicht ohne üble Einflüsse im wirtschaftlichen 
und auch im sittlichen Lehen der Nation geblieben 
ist, gegen welche eine gesunde Beaction sich not- 
wendig geltend machen musste, und so wenig der 
genannte Führer der nationalliberalen Partei von 
der Verantwortlichkeit für die damals eingeschla- 
genen falschen Wege freizusprechen ist, so hat 
gerade bei ihm eine für die ganze Partei wirksame 
Umkehr sich um so eher vollzogen, als die Keime 
dazu auf dem wirtschaftlichen Gebiete sich mitten 
in dem Aufbau der liberalen Gesetzgebung im 
Gegensätze zu Lasker, Bamberger und Genossen 
sich nicht verkennen Hessen. Eine Verantwort- 
lichkeit trifft Herrn Miquel für die liberale Gesetz- 
gebung insbesondere unter dem Gesichtspunkte, 
dass er preussisches Wesen \delfach sowohl auf 
dem Verwaltungsgebiete, wie in Bezug auf die 
Rechtseinheit und anderswo zu hannoverisieren 
bestrebt gewesen ist, und zwar mit Erfolg, was 
die altpreussische Bevölkerung schmerzHch empfun- 
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den liat. Herr Miquel trat nacli einigen Jahren 
der Zurückhaltung — es war das die Zeit der 
Abwendung seiner Partei von dem Fürsten Bis- 
marck lind des zunehmenden Niederganges der- 
selben — wieder in die Öffentlichkeit, als er sich 
1884 mit seinen süddeutschen Freunden zu den 
Heidelberger Beschlüssen vereinte. Das von dem 
Parteitage zu Neustadt in der Pfalz einstimmig 
angenommene Programm konstatierte den vollsten 
Bruch mit der manchestei liehen Doctrin und den 
Pai’teien der Opposition. Es bekannte sich rück- 
haltlos zu der Tarifreform und den auf Hebung 
der Landwirtschaft gerichteten Bestrebungen. Die 
von der Fortschrittspartei auf^s leidenschaftlichste 
bekämpften und anfänglich auch von den National- 
liberalen als zu weitgreifend erachteten sozial- 
politischen Heformpläne fanden anderswo voll- 
ständige Billigung. Man darf sagen, dass die 
nationalliberale Partei aus dieser Bewegung ge- 
läutert hervorgegangen ist; sie hat einen Stand- 
punkt eingenommen, der sie befähigte und berech- 
tigte, an den positiven Aufgaben unserer inneren 
Politik mitzuwirken, und der sie für alle sich zum 
Regimente unseres kaiserlichen Herrn bekennenden 
Parteien an der Wahlurne und in den Parlamenten 
bündnisfällig erscheinen liess. 

Im Jahre 1888 auf dem Landestag der na- 
tionalliberalen Partei in Nassau nahm Dr. Miquel 
das Wort, um in einer längeren Rede über die 
Verhältnisse im Reich und Preussen das Folgende 
zu sagen: 
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„Ich fordere alle Anwesenden auf, sich ein- 
mal unbefangen umzusehen im deutschen Lande, 
in Preussen, in allen anderen deutschen Staaten, 
und unsere inneren Zustände auf allen G-ebieten 
zu vergleichen mit den Zuständen in allen anderen 
Staaten Europas, und dann fordere ich von Ihnen 
eine unbefangene Antwort. Sind unsere Zustände 
so beschaffen, dass man mit einer solchen Feind- 
seligkeit und mit einer solchen Verbitterung sich 
seiner Haut zu währen hätte, um bessere Zustände 
herbeizuführen? (Rufe: Nein! Bravo!) M. H! 

Sehen Sie sich unsere unabhängige Justiz an, 
unsern vortrefflichen, redlichen und tüchtigen 
Beamtenstand, sehen Sie sich unsere Selbstver- 
waltung an, sehen Sie sich die Sicherung der 
bürgerlichen Freiheit und des öffentlichen Rechtes 
in unserer Verwaltungsjustiz an, sehen Sie sich 
die Sicherung der bürgerlichen Freiheit in unseren 
einzelnen Gesetzen an, die Freiheit der Presse 
und der Bewegung, können Sie da sagen: Wir 
müssen uns wappnen, wir müssen Krieg führen, 
mit einer solchen Regierung kann man nicht 
hausen? Auch jetzt liest man leise und leise 
zwischen und neben den Zeilen von einem neuen 
Regimente der Verfinsterung und Reaktion. Nun, 
brauchen wir uns zu wappnen und zu rüsten, um 
die verfassungsmässigen Rechte des Volkes zu 
verteidigen? Gegen wen denn? Unser junger, 
kraftvoller Kaiser, auf den wir alle stolz sind, 
hat in der ersten Ansprache an sein Volk die 
Verfassung mit den Worten beschworen, dass er 
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sie zu halten gedenke, nicht allein weil er sie be- 
schworen, sondern weil er in derselben eine rich- 
tige Verteilung der Gewalten erblicke. Reaktion! 
Können wir nicht mit Vertrauen das Vertrauen, 
das der König uns entgegenbringt , erwidern? 
Deshalb braucht man noch nicht schwach zu sein 
und alles zu billigen, und die nationalliberale 
Partei hat oft genug gezeigt, wenn es nötig war, 
dass sie standhaft sein kann. Blicken Sie um 
sich: dieses Reich des Friedens und der Einheit, 
gesucht als Verbündeter von allen Völkern, an 
seiner Seite fühlen sie sich sicher, um friedlich 
ihrer Arbeit nachgehen zu können. Ja, wer hat 
denn das alles geschaffen? Das Volk gewiss mit, 
die verständigen Männer, aber doch auch die Heere, 
doch auch unser grosser Kanzler. (Jubelnder, 
lang anhaltender Beifall.) Stürzen möchten viel- 
leicht manche ihn, aber sie wagen nicht, es zu 
sagen. (Lang anhaltender Beifall.) Bekämpfen 
thun ihn viele, wenn es sich blos auf seine Mass- 
regeln bezieht, ist dies kein Unrecht, bezieht es 
sich aber auf seine Person, ich will über diese 
Absicht nicht rechten, so sage ich: den guten 
Mann erkennst Du an der Dankbarkeit gegen 
empfangene Wohlthaten. Wehe dem Volke, wel- 
ches nach solchen unendlichen, in der Geschichte 
unerhörten Verdiensten diese Tugend so sehr ver- 
leuguete, an die Stelle der Verehrung zu setzen 
Hass und Verbitterung!“ 

Alsdann hat Herr Miquel die besondere Gunst 
des Monarchen wiederholt erfahren, namentlich 
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auch bei den Beratungen des Staatsrates. Weiss 
doch der Frankfurter Oberbürgermeister auch 
manche Seite anzuschlagen, welche in dem Herzen 
des Kaisers Wiederhall findet. Er weiss in allen 
nationalen Fragen mit einem Pathos zu reden, 
das, wenn auch nicht eben tief, so doch regel- 
mässig wirksam ist, und er versteht Gredanken 
nicht nur zu zeigen, sondern auch zu erraten und 
zu benutzen. Als Herr Miquel in Frankfurt die 
öffentlichen Lobsprüche des Herrschers geerntet 
hatte, schrieb die „Voss. Ztg.“: 

„Herr Miquel ist in der That der Mann des 
Kaisers. Er ist gewandt und klug wie wenige 
seiner Genossen. Er kennt keine leidenschaftliche 
Erregung, die selbst Herrn von Bennigsen bis- 
weilen übermannt; er weiss Zorn, Entrüstung, 
Verbitterung von sich fern zu halten. Wer ihn 
ühervorteilen wollte, müsste sehr frühe aufstehen; 
denn Herr Miquel steht überlegen so gut über 
der Schmeichelei wie über der Grobheit. Wer 
ihn gefasst zu haben glaubte, würde bald gewahr 
werden, dass sich Herr Miquel seinen Händen 
aalglatt zu entwinden weiss. Dabei handhabt er 
das Wort, wie der geschickteste Fechter das 
Floret; er stösst nicht wild und blind zu, er 
wartet kühl die Gelegenheit ab und führt die 
Klinge just so tief ein, wie ihm nötig scheint, 
mit Eleganz und Humor. Herr JVIiquel ist ein 
grosses Talent, wenn auch nicht von jener Art, 
aus der man grosse Staatsmänner macht. Er ist 
ein feiner Diplomat, und wenn er auch nie ein 
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weltbewegender Kanzler wäre, so kann doch seine 
Laufbahn noch nicht als abgeschlossen gelten, 
zumal er von dem kleinen und kleinlichen Ehrgeiz 
des Bureaukraten, es bis zum Minister zu bringen, 
sicherlich frei ist. Herr Miquel ermangelt der 
Eitelkeit nicht, aber er ist selbstbewusst genug, 
um sich durch das Portefeuille nicht vergrössert 
zu erscheinen. Ihm fehlt der dämonische Trotz 
und die ursprüngliche Thatkraft des Fürsten 
Bismarck, und würde er heute Minister, er lächelte 
in graziöser Selbstironie über die Bedeutungs- 
losigkeit des höchsten Amtes.“ 

Ein halbwegs konservatives Blatt hat vor 
kurzem in einem über die Richtung der Reichs- 
politik unter dem jetzigen Regimente gescliriebenen 
Artikel: „Das Regiment Caprivi“ der vorwärts- 
treibenden Kräfte in der Regierung gedacht. Es 
bedarf der näheren Darlegung nicht, dass jenes 
Blatt dabei in erster Linie an den Herrscher 
seihst gedacht hat. 

„Wenn nun die „Freisinnige Zeitung“ in der 
Osterbetrachtung,“ sagte dasselbe Blatt, „ihr sehr 
abfälliges Urteil über die Zeit seit dem Rücktritte 
des Fürsten Bismarck dahin zusammenfasst, dass 
man nur ein höchst persönliches Regiment mit 
einem andern, aber ungleich schwächeren vertauscht 
habe, und dass es daher gelte, an Stelle der Per- 
sonen die Institutionen in den Vordergrund zu 
stellen und zu diesem Ende auszubauen, so dient 
jene Kritik wohl wesentlich dazu, für den erwähnten 
Gedanken eine Unterlage zu gewinnen. 

10 
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Ausbau der Institutionen heisst im Sinne der 
„Freisinnigen Zeitung“ nichts anderes, als Aus- 
bildung der parlamentarischen Macht. Dass die 
impulsive Kraft nicht in Institutionen, sondern 
stets nur in bestimmten Personen liegt, wird auch 
dort sicher nicht verkannt. Das persönliche Ele- 
ment macht sich im Parlament aber in den Partei- 
führern, beziehungsweise in den Leitern der Mehr- 
heit geltend. Anstatt in die Hand der Regierung 
soll in deren Hand die Initiative des Staatslebens 
gelegt, mit der vorwärts treibenden Kraft ihnen 
die Macht gesichert werden. Dass dies eine Ver- 
kehrung des normalen Verhältnisses wäre, und 
dass es eine merkwürdige Selbstironie ist, die 
Initiative einer positiven Politik in Kreise verlegen 
zu wollen, welche die Deutschfreisinnigen und ihre 
Führer zu beherrschen streben und zu beherrschen 
hoffen, ist eine Sache für sich. Hier kommt es 
nur darauf an, auf die Unbefangenheit jenes ab- 
fälligen Urteils ein Streiflicht fallen zu lassen. 

In Wirklichkeit wird man an einem reichen 
Masse vorwärts treibender Kraft an der höchsten 
Stelle mcht zweifeln können. Hire sichere Leitung 
und Zügelung ist Sache der Erprobung und Er- 
fahrung, und diese wächst mit jedem Tage. Die 
Hauptsache bleibt, dass eine impulsive Ki'aft vor- 
handen ist. 

Wenn wir uns nach den leitenden Männern 
im Reiche und in Preussen umsehen, so ist nicht 
zu bestreiten, dass unter den aus der Aera Bis- 
marck übernommenen Personen keine mehr als 
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eine vorwärts treibende Kraft ersten Ranges an- 
zuseben ist. Ziun Teil sind sie überhaupt nicht 
Männer von energischer Initiative gewesen. Zum 
Teü ist die in früherer Zeit in hohem Masse vor- 
handene Kraft der Initiative bei der Durchführung 
grosser, als Lebenswerke anzusehender Aufgaben 
mehr oder minder verbraucht. Die neuen Mämier 
haben zu einem guten Teile noch nicht Gelegen- 
heit gehabt, zu zeigen, inwieweit ihnen eine solche 
Kraft beiwohnt. So weit sich bis jetzt ein Urteil 
gewinnen lässt, ist unter ihnen der hervorragendste 
Mann der neue preussische Kultusminister. Ob- 
wohl Graf Zedlitz Beweise von bedeutender 
organisatorischerBefähigung geliefert hat, erscheint 
es jedoch mehr als zweifelhaft, ob seine Stärke 
in der eigenen Initiative liegt. Sie ist wohl eher 
nach der Richtung mliiger Besonnenheit und 
praktischen Masshaltens zu suchen, welche unter 
Umständen einer allzu stürmisch vorwärts drän- 
genden Kraft ein nützliches Gegengewicht bieten 
kann. 

Es bleibt daher nach wie vor unter den 
Männern im Rate der Krone des Reiches und 
Preussens die am meisten vorwärts treibende Kraft 
der preussische Finanzmiiiister. Was Dr. Miquel 
in der neunmonatlichen Thätigkeit in seinem eigenen 
Ressort teils ausgeführt, teils in die Wege geleitet 
hat, ist aus den parlamentarischen Verhandlungen 
des Winters allgemein bekannt. Wie sehr die 
Stellung eines preussischen Finanzministers diesem 

eine Einwirkung auf den Gang der preussischen 
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Staatsmaschine über das eigene Ressort hinaus er- 
möglicht, ist bei sehr verschiedenen Gelegenheiten 
hervorgetreten. Die Konimissionsverhandlungen 
über die Sperrgeldvorlage liefern den deutlichen 
Beweis, dass sich die treibende Kraft; des Finanz- 
ministers auch über das Finanzressort hinaus geltend 
zu machen weiss. Wenn heute die innere Politik 
Preussens im Gegensätze zu den letzten Jahren der 
Reichskanzlerschaft des Fürsten Bismarck der 
Politik des Reiches an Initiative und reformatorischer 
Kraft so weit voransteht, so liegt die Ursache 
wesentlich in der Person Dr. Miquels und in dem 
überwiegenden Einflüsse, den er auf die Angelegen- 
heiten Preussens zu üben in der Lage ist. Die 
Schlussfolgerung für den Fall, dass eine energischere 
Initiative auf dem Gebiete der inneren Reichspolitik 
angezeigt erscheinen sollte, liegt auf der Hand.^^ 
Die im Februar 1891 gebrachte Meldung,, 
dass der Finanzminister Dr. Miquel das preussische 
Ministerpräsidium übernehmen solle, hat bisher 
keine sichere Bestätigung gefunden; sie ist aber 
auch noch nicht bündig widerlegt worden. In 
einzelnen Blättern wurde gleichzeitig behauptet, 
Herr Miquel solle mit der allgemeinen Stellver- 
tretung des Herrn v. Caprivi im Reiche betraut 
worden und eine ähnliche Stellung wie früher 
Graf Otto zu Stolberg - Wernigerode erhalten. 
Dabei wurde auch von dem Rücktritte des Herrn 
von Maltzahn oder gar des Herrn von Boetticher 
gesprochen. Alle diese Vermutungen sind mit 
grosser Vorsicht aufzunehmen. Beachtenswert ist 
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allenfalls, was die „Kreuzzeitung“ der ersten, 
gleichzeitig in der Münchener „Allg. Ztg.“ und 
dem Wiener „Fremdenhlatt“ aufgetauchten Nach- 
richt, dass Miquel Ministerpräsident werden solle, 
hinzufügte, sie schrieb: 

,,Es ist selbstverständlich nicht möglich, mit 
Sicherheit festzustellen, was in „unterrichteten 
Kreisen“ wirklich „geglaubt“ wird. Im vorliegen- 
den Falle möchten wir annehmen, dass es sich 
zunächst um eine Kombination handelt, welche 
sich auf die allerdings wahrscheinliche Annahme 
stützt, dass, für den Fall zur Entlastung des 
Reichskanzlers eine Aenderung im preussischen 
Staatsministerium einmal in Aussicht genommen 
werden sollte, Dr. Miquel der „kommende Mann“ 
sein würde.“ 


Graf Zedlitz-Trützschler. 

Niemals war Windtliorst mäclitiger, als nach 
den Wahlen vom Frühjahr 1891. Stark durch 
seine Partei nebst den welfischen, polnischen und 
reichsländischen Annektierten war er immer ; aber 
eine Majorität stand ihm weder im deutschen 
Reichstage noch im preussischen Abgeordneten- 
hause zur Verfügung; er musste sie sich meistens 
erst erfeilschen. Jetzt konnte die ,,Köln. Yolks- 
Ztg.“ schreiben: 

„Die Mehrheit hann die Centrumspartei weder 
im Reichstage noch im Abgeordnetenhause er- 
ringen; aber wenigstens im Reichstage giebt es 
ohne sie auch keine Mehrheit. So bleibt das 
Centrum unter allen Umständen ein sehr bedeuten- 
der, in mancher Beziehung sogar massgebender 
Factor. Bisher bildeten die Conservativen die 
bevorzugte Partei. Sollte das Zünglein der 
Waage von rechts nach links wanken, so bleibt 
die Bedeutung der Centrumspartei trotzdem die 
alte.“ 

Und an einer anderen Stelle deutete das 
Centrums-Organ einen der Preise an, um welche 
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die Partei einen „neuen Kurs“ sich würde gefallen 
lassen : 

„Wenn auch wiederholt von Seiten der Regie- 
rung ausgesprochen worden ist, dass auf der 
Durchberatung der sämmtlichen grossen Vor- 
lagen bestanden werden solle, so kann und will 
man in den Kreisen des Centruras noch immer 
nicht glauben, dass auch das Volksschulgesetz 
zu den ,, Früchten“ dieser arbeitsreichen Session 
gehören werde. Es ist ja begreiflich, dass der 
Reichskanzler von Capri^d zu der Einbringung 
dieser Vorlage seine Zustimmung gegeben hat. 
Herr v. Caprivi ist aus einer hohen militärischen 
Stellung an die Spitze der Staatsgeschäfte berufen 
worden; bei allem Eifer und aller Befähigung 
konnte er doch kaum in allen Zweigen der Ver- 
waltung von vorn herein vollständig sich orientieren. 
Das geht über menschliches Können. Man wird 
annehmen dürfen, dass Herr v. Caprivi bezüglich 
der Aufnahme, welche die Vorlage in der katholischen 
Bevölkerung finden würde, beruhigt worden ist. 
Nachdem er jetzt keinen Zweifel mehr darüber 
haben kann, dass die Annahme dieses Gesetzes 
einen neuen schweren Konflict mit der katholischen 
Kirche heraufbeschwören würde, bleibt zu hoffen, 
dass der leitende Staatsmann den v. GossleFschen 
Entwurf doch mit etwas anderen Augen ansehen 
wird. Die allgemeine innerpolitische Lage weisst 
darauf hin. Eine Brüskierung des Centrums im 
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Landtage muss naturnotwendig auf die Stellung 
des Centrums im Reichstage zurück wirken, und 
die Dinge stehen doch im Reichstage so, dass hei 
jeder Mehrheitsbildung das Centrum nicht zu um- 
gehen ist. Ein Zurückdrängen der Centrumsfraction 
in eine scharfe Oppositionsstellung würde das 
ganze gegenwärtige System erschüttern. Insofern 
ist die letzte Entscheidung über die Schulvorlage 
von der grössten Tragweite.“ 

Selbstverständlich würde es nicht bei dieser 
einen Forderung an das ,, gegenwärtige System“ 
bleiben; es hätte noch andere Zugeständnisse zu 
machen, wollte es auf die Hüfe des Centrums 
gegen ,, Erschütterung“ rechnen. In dem Chor, 
welcher mit tiefen Referenzen und reichen G-aben 
um die Gunst des Centrums wirbt, hat die Re- 
gierung die Führung übernommen, so dass die 
Kreuzzeitung vor einiger Zeit unumwunden es 
aussprach, man wisse jetzt, wie man es anzufangen 
habe, um sich bei der Regierung in Respect zu 
setzen. Die „Post“ brachte die Entlassung des 
Herrn v. Gossler mit der Reichspolitik in Zu- 
sammenhang. 

,,Im Reiche ist nach dem Ausfall der Wahlen 
von 1890 das Centrum zum ausschlaggebenden 
Factor geworden. Es wird gebraucht, wenn 
immer positive Politik gemacht werden soll. Dank 
der Schwächlichkeit des rechten Flügels der frei- 
sinnigen Partei giebt es namentlich für Heeres- 


Digltized by Google 


153 


und Marinefragen für die Regierung keine Mehr- 
heit, wenn das Centrum versagt. Es ist klar, 
dass der Regierung unter diesen Umständen daran 
gelegen sein muss, auch in Preussen mit dem 
Centrum wenigstens auf äusserlich gutem Fusse 
zu stehen. Das war kaum möglich, so lange Herr 
V. Gossler das Kultus- und Unterrichtsministerium 
leitete.“ In seiner Abschiedsrede im Kultus- 
ministerium hob Herr v. Gossler hervor, „dass 
der Augenblick gekommen sei, auf den er seit 
Jahren hingeblickt hätte, und auf den er sich 
während seiner. Wirksamkeit als Minister nament- 
lich in sofern stetig vorbereitet hätte, als er sein 
Amt immer so zu führen bestrebt gewesen sei, 
dass er bei seinem Ausscheiden frei sein Auge 
erheben dürfe, ohne in irgend einer Beziehung 
etwas bereuen oder beklagen zu müssen. Er 
scheide aus seinem Amte, das er zehn Jahre 
mit freudiger Hingabe an seine Pflichten verwaltet 
habe, nicht lediglich, weil er sich nach Ruhe 
sehne, sondern weil die politischen Verhältnisse 
sich in der jüngsten Zeit so gestaltet hätten, dass 
er befürchte, unter Umständen eine Last und ein 
Hemmniss bei den Massnahmen der königlichen 
Staatsregierung zu sein. Er glaube lebhaft, dem 
Vaterlande, für dessen Wohl er seine ganze Kraft 
bisher eingesetzt habe, in diesem Augenblicke 
einen Dienst dadurch zu leisten, dass er sein 
Amt niederlege. Er scheide aus demselben ohne 
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Groll gegen irgend Jemand und ohne wenigstens 
nach den Empfindungen in seiner eignen Brust 
einen Feind zu haben, in innigster Dankbarkeit und 
unwandelbarer Treue gegen seinen kaiserlichen 
Herrn, der ihn nun bei dieser Gelegenheit münd- 
lich und schriftKch mit Huld und Gnade über- 
schüttet habe. So schwer es ihn auch ankomme, 
aus dem von ihm lieb gewordenen Wirkungskreis 
und von seinen treuen Mitarbeitern auf Nimmer- 
wiedersehn Abschied zu nehmen, so sei es ihm 
der hauptsächlichste Trost, dass er seinen Nach- 
folger genau kenne und fest überzeugt sei, dass 
derselbe mit seinem menschenfreundlichen guten 
Herzen dem Ministerium ein gütiger, wohlwollen- 
der Chef sein werde.“ 

Die Centrumspartei kam dem Grafen Zedlitz 
sichtlich mit grosser Freundlichkeit, d. h. mit 
Vertrauen und günstigen Erwartungen entgegen. 
Wenn sich diese freundliche , vertrauensvolle 
Stimmung darauf gründete, dass Graf Zedlitz in 
seiner bisherigen Amtsthätigkeit keinen Anlass 
gehabt hatte, mit der katholischen Kirche in 
Konflict zu geraten und dass er darum voraus- 
sichtlich in der Lage sein würde, mit der Centrums- 
partei in freundlichem sachgemässem Tone zu 
verkehren, so war ja das aller Welt willkommen. 
Sollte aber das Vertrauen des Centrums sich auch 
darauf erstrecken , dass der neue Unterrichts- 
minister in der Schulgesetzgebung von dem Grund- 
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satz abweichen werde, dass das ‘ Recht der Schul- 
aufsicht zu denjenigen Hoheitsrechten gehört, von 
welchen der Staat auch nicht den kleinsten Teil 
aufopfern darf, so glaubten doch auch die Pessi- 
misten hoffen zu dürfen, dass eine solche Er- 
wartung sich nicht erfüllen werde. Diesen Grund- 
satz halten sie für eine der bedeutungsvollsten 
Grundlagen der Lehre vom Staate, er darf niemals 
aufgeopfert werden, um vorübergehende Zwecke zu 
erreichen. 

Graf Zedlitz ist mit einer Massregel bereits den 
Polen freundlich entgegengekommen. Deren Haltung 
im Reichstag seit der Entlassung Bismarcks hat 
längst das Verhältnis zwischen ihnen und der Regie- 
rung umgestaltet. Die Regierungsfreiindlichkeit der 
Polen erhellt am besten aus dem Eindruck, den 
ihre Stellung gegenüber der Militärvorlage von 
1890, und die loyale Erklärung, mit welcher Herr 
V. Komierowski ihre Zustimmung zu derselben 
begründete, in Russland machte. Der „Kuryer 
Poznanski“ hob als „charakteristisch und beredt“ 
die Thatsache hervor, dass die russische Zensur 
keinen Artikel in Warschau hatte passieren lassen, 
der mit der bejahenden Abstimmung der Polen 
bei der letzten Militärvorlage sich befasste. Es 
durften die Warschauer Zeitungen selbst nicht 
einmal die einfache Thatsache der Abstimmung mit- 
teilen. Das genannte Blatt schloss daran folgende 
politisch hoch bedeutsame Betrachtungen: 
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„Die russisclien Faiseurs haben die Bedeutung 
jenes Schrittes der Polen also wohl begriffen, 
eine Bedeutung, die weit über die Wände des 
deutschen Reichstages hinausreicht. 

Was hat denn aber diese Abstimmung für 
. eine Bedeutung? Welches sind ihre Motive? 
Ist sie etwa bloss der Ausdruck eines politischen 
Utilitarismus? Oder ein Beweis der Loyalität 
der Polen, als ein Protest gegen die bisherige 
Politik des Fürsten Bismarck, in der auch viele 
Deutsche eine gewisse Idiosynkrasie dieses Staats- 
mannes den Polen gegenüber erblickten? Ist 
eine solche Abstimmung und folgerichtig die 
Stellungnahme der Polen der Regierung gegenüber 
motiviert angesichts dessen, was geschehen ist? 
Eine Bürgschaft: der Verträge nach der andern 
ist vernichtet, die Berufung der Polen auf des 
Königs Wort und Aufruf ist als „nicht einen 
Pfifferling wert“ vom Fürsten Bismarck bezeichnet 
worden. Nach den Massnahmen der Bureaukratie 
' folgte eine ganze Reihe direkt „antipolnischer“, 
also gegen eigene Unterthanen gerichteter Gesetze. 
Und was für Gesetze! Im Schulsystem drängt 
sich zum offenkundigen Nachteil der religiösen 
Erziehung selbst in den Religionsunterricht die 
deutsche Sprache herein, und die unerlässliche 
polnische Lese- und Schreibekunde selbst als 
Mittel des gedeihlichen Religionsunterrichts ist 
aus der Elementarschule vollständig ausgeschlossen. 
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Sind das alles unbekannte Thatsacben? Lasten 
sie nicht wie ein Alp auf der polnischen Be- 
völkerung ? 

Gewiss! Das Herz der polnischen Bevölke- 
rung ist schwer verwundet. Sollte man aber an 
das Heilen der Wunden nicht denken? Helfen 
da Klagelieder? Haben Frankreich, England die 
patriotische Gefühlspolitik der Polen für ihre 
Zwecke nicht genug ausgebeutet? Wessen Werk 
ist das Jahr 1863? Um dem Kranken zu helfen,, 
muss man dem Gelühle Schweigen gebieten und 
Mittel im politischen Verstände suchen. 

Indem die polnische Fraktion so gestimmt 
hat, ohne um „das Gelachter der Heloten“ sich 
zu kümmern und ohne „die Thränen der Heloten“ 
zu beachten, lieferte sie den Beweis ihres Mutes 
und ihres politischen Scharfsinns. 

In welcher Verbindung steht aber die Stärkung 
der deutschen Armee mit unserer Frage? 

Als Antwort sollte eigentlich der Hinweis 
auf unsere Landsleute unter österreichischem 
Scepter genügen, welche der deutschen Allianz 
die festeste Säule und der Verstärkung der öster- 
reichischen Armee die bereitwilligsten Förderer 
sind. 

Wenn das „para bellum“ den Frieden nicht 
sichert, wenn es zu einem Kampf auf Leben und 
Tod zwischen der Tripel -Allianz und Bussland 
kommen sollte, so wird es gewiss einen Zu- 
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sammenstoss geben, wie ihn die Weltgeschichte 
nicht gesehen. Welche Vorkehrungen Russland 
dafür trifffc, ist uns durch unsere Brüder jenseits 
der Grenze bekannt ; wie das republikanische 
Frankreich rüstet, das der unglückseligen Revanche- 
Idee wegen Russland lobhudelt, haben die Zahlen 
in der Militär-Kommission nachgewiesen. 

Liegt es etwa in -unserem Interesse, dass die 
Tripel-x^llianz einem etwaigen Anprall gegenüber 
unvorbereitet sei? Können wir als Polen wünschen, 
dass die Kosacken ihre Pferde in der Oder und 
in der Elbe tränken? Können und düi'fen wir, 
obgleich wdr selbst nach dem neulichen Geständ- 
nisse des Herrn v. Kardorff im Reichstage „als Stief- 
söhne behandelt werden,“ Russland den Sieg wün- 
schen ? Sollen wir mit den Elementen der Opposition 
quand meme, ob sie Demola*aten, Sozialisten oder 
Freisinn heissen, uns verbinden? 

Was bedeutet ein Sieg Russlands für die 
religiöse Freiheit, für die Zhdlisation, für die 
Polen? 

Sollen wir etwa die blutigen Gew^althaten 
gegen die Uniteii, die noch jetzt fortdauern, in 
Erinnerung bringen? Man müsste da ein Mar- 
tyrologium schreiben, denn das ist die Geschichte 
nicht bloss der Uniten in Russland, sondern der 
katholischen Kirche überhaupt, und jetzt auch 
der lutherischen in den Ostseeprovinzen. „Ohne 
Orthodoxie giebt es keinen Slawen,“ ist das Axiom 
Aksakows und Katkows, das heute nicht etwa 
Herr Pobedonoszew in Petersburg und Gurko iii 
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Warschau, sondern ganz Russland getreu erfüllt. 
Würde ein siegreiches Russland, das schon jetzt 
die religiöse Freiheit so mit Füssen tritt, nicht 
erst recht rücksichtslos den Rest der religiösen 
Freiheit zertreten? 

Der Sieg Russlands ist das Grab der katho- 
lischen Kirche in seinen Grenzen, aber auch gleich- 
zeitig das Grab der Zivilisation. 

Das heutige Russland ist nicht blos mit Hass, 
sondern mit Verachtung gegen die abendländische 
Kultur erfüllt. Die russischen Faiseurs verneinen 
alle ihre bisherigen Grundlagen. Unter der Ni- 
vellierungsidee, dem letzten Ausdruck des Nihilis- 
mus, soll die ganze soziale abendländische Ent- 
wicklung fallen, und aus diesem tohu wabohu 
sollen neue Formen einer slawischen „Kommune ‘‘ 
geknetet werden. 

Findet da etwa eine autonome slawische 
Förderation Platz ? Die Russen selbst lachen 
über die letzten Nachzügler ihrer „Slawophilen“ 
und über die Idioten, welche auf diesen Leim 
gehen. Die Bulgaren haben es zeitig genug be- 
merkt. Werfen war nur einen Blick auf die Re- 
sultate der russischen Politik in den russischen 
Provinzen, auf ihre Veranstaltungen in Kongress- 
Polen ! 

Ist dies etwa bloss ein Werk der Dynastie, 
oder der heutigen Kamarilla? Der Sieg und die 
Herrschaft der Orthodoxie, ein Zertrümmern des 
ganzen heutigen sozialen Organismus, der Hass 
gegenüber dem „Abendlande“, das Zertreten jeg- 
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lieber nationalen Selbständigkeit ist in Fleisch 
und Blut des ganzen russischen Volkes infolge 
einer dreissigjährigen Propaganda übergegangen. 
Nicht mehr der Zar allein, sondern das ganze 
Volk drängt in dieser Richtung vorwärts und wird 
vordrängen mit oder ohne den Zaren. Damit muss 
man rechnen. Es geht diese Bewegung jetzt vor 
sich im Innern des Landes, still, doch mit der 
elementaren Kraft einer Lawine, die zuletzt alles 
auf ihrem Wege zerschmettert, bis sie herunter- 
stürzt und die Welt in ihren Grundlagen er- 
schüttert. 

Wer diese tiefen Unterströmungen der russi- 
schen Gesellschatt kennen lernen wül, möge sich 
.darüber informieren aus einem so klassischen 
Werke, wie das von Anatole Leroy - Beaulieu — 
und er wird die Gefahr würdigen. 

Der Sieg Russlands würde für die Geschichte 
kein besseres Horoskop bedeuten, als wenn einst 
Attila gesiegt hätte — für uns würde es nicht 
bloss ein Finis Poloniae, sondern auch ein Finis 
Slaviae sein. 

Es hat deshalb eine Lossagung von Russland 
unsererseits, trotzdem wir in einer so schmerz- 
lichen politischen Lage uns befinden, ihre hohe 
Bedeutung. 

Eine solche thatsächliche Lossagung von Russ- 
land war die Abstimmung der Polen im deutschen 
Reichstage. 

Im preussischen Landtage hat schon vorher 
und zwar am 14. März d. J. Msgr. Stablewski — 
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sicherlich wohl zum ersten Male in den preusei-« 
sehen Kammern — erklärt, „dass wir bei einem 
etwaigen Zusammenstoss der Mächte nicht bloss^' 
materiell, sondern auch moralisch stehen werden' 
und auch jetzt stehen auf Seiten der Vertreter 
der abendländischen Kultur.“ Obgleich der Ab-, 
geordnete Dr. v. Komierowski das nicht so direkt' 
ausgesprochen hat, so wurde die Thatsache der' 
Abstimmung doch recht wohl in diesem Sinne in' 
Russland verstanden. 

Diese Abstimmung ist aber gleichzeitig ein' 
Akt des Vertrauens, dass die Grrundsätze des’ 
Christentums und der Kultur auch uns gegenüber 
Anwendung finden werden unter der heutigen' 
deutschen Regierung. In allen drei gesetzgeberi-- 
sehen Körperschaften, im Abgeordneten- und Herren-' 
hause und im Reichstage hat man durch den Mund 
der Abgg. Dr. v. Stablewski, Graf Mielzinski und' 
Dr. V. Komierowski ohne übertriebenen Optimis-’ 
mus dieser Hoffnung Ausdruck gegeben, und Msgr. 
Stablewski hat in die Hand des Kaisers mit vollem 
Vertrauen das Los seiner polnischen Unterthanen’ 
gelegt, und Dr. v. Komierowski konnte denn auch 
seine Rede damit schliessen, dass, indem wir dem 
Staate gegenüber unsere Pflicht erfüllen, wir uns 
in der Zukunft keinen Vorwurf zu machen haben.' 

Unter der eisernen Hand und der krankhaften 
Leidenschaft des Fürsten Bismarck gegen uns* 
haben wir das Gleichgewicht der Seele bewahrt, 
der Verzweiflung uns nicht hingegeben, uns nicht 
von den starken Strömungen des sozialen Um- 
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Sturzes hinreissen lassen. VonMajestätsbeleidigungs- 
prozesseu hat man z. B. bei uns nichts gehört, 
und alle konservativen und monarchischen Ele- 
mente haben nur im stillen getrauert, dass der 
Kanzler keine Rücksicht nahm auf das ehrwürdige. 
Alter des Monarchen und ihn zur Unterschrift 
von Gesetzen zu bewegen verstanden hat, von 
denen man hätte glauben können, dass sie den 
BegrifP des Königs als eines Landes vaters in den 
Herzen der polnischen Bevölkerung zu untergraben 
bestimmt seien. Aber der augenblickliche künst- 
liche Fanatismus gegen die Polen, den Fürst Bis- 
marck angefacht, war ephemer, existiert nicht 
mehr und war auch nur eine berechtigte Eigen- 
tümlichkeit jener Geister, die das Stirnrunzeln 
des Jupiter fürchteten. 

In einem Augenblicke, wo der Kaiser selbst 
mutig der Gerechtigkeit in den schwierigsten 
sozialen Aufgaben den Weg bahnt, haben unsere 
Abgeordnete eine richtig aiifgefasste Pflicht erfüllt, 
indem sie durch ihre Abstimmung alle Prämissen 
der antipolnischen Gesetze offen zerstörten, weit 
von sich wiesen den Vorwurf „der Feinde des 
Reiches, zu dem sie gehören, und dem Reiche 
nicht bloss aus inneren etldschen Beweggründen 
das, was das Reich zur Sicherung seiner Existenz 
in einer berechtigten Sphäre verlangt, gaben, 
sondern auch in einem richtigeren näheren und 
ferneren politischen Interesse.“ 

Man darf gegenüber dem ersten Teil dieser 
Ausführungen wohl fragen, warum die Lossagung 
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von Russland, welcher Gedanke doch nicht erst 
von heute stammt, nicht schon früher als Motiv 
bei Abstimmungen über das Militär-Budget gewirkt 
hat. Bekanntlich haben die Polen sonst immer 
mit dem Centrum und dem Freisinn gestimmt. 
Der zweite Teil jenes Artikels giebt uns Auf- 
schluss über den Umschwung: man hat heute das 
Vertrauen, dass nunmehr die Axt an die „antipol- 
nischen‘‘ Gesetze gelegt wird. Die Politik der polni- 
schen Fraktion erhielt sodann im März 1891 durch die 
Haltung des polnischen Reichstags-Abgeordneten 
V. Koscielski in der Budgetkommission eine charak- 
teristische Beleuchtung. Derselbe hatte als Refe- 
rent über den Marine-Etat die Regierungsforde- 
rungen befürwortet und sich dafür die besondere 
Huld des Monarchen zugezogen. Die kleine pol- 
nische Presse benutzte diesen Verstoss, um über 
Herrn v. Koscielski herzufallen , denselben als 
Verräther der nationalen Sache, als Volksfeind, 
als ehrgeizigen Streber zu brandmarken. Nun 
zeigte es sich aber , dass diese Presse im Unrecht 
gewesen, und Herr v. Koscielski durchaus korrekt 
gehandelt hatte, da er weniger seine persönliche 
wie die Ansicht der polnischen Fraktion zum 
Ausdruck gebracht hat. Die beiden tonangebenden 
polnischen Blätter, der „Kur. Pozn.“ und der 
„Dziennik Pozn.“, erhoben jetzt ihre Stimme, um 
den Abgeordneten v. Koscielski gegen die Pfeile 
seiner Gegner zu decken. So schrieb das erstere 
Blatt, welches vorwiegend die Ansichten des streng 
kirchlich gesinnten polnischen Adels wiedergiebt, 
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Herr v. Koscielski sei nur der Dolmetscher der 
TJeberzeugungen der überwiegenden Mehrheit der 
polnischen Reichstagsfraktion gewesen. Die gegen- 
wärtige Stellungnahme der polnischen Fraktion 
sei nur eine Konsequenz aus der im vorigen Jahre 
bei der Abstimmung über den Heeresetat ange- 
nommenen Haltung derselben und gleichzeitig der 
Ausdruck der TJeberzeugungen jener weiten Kreise 
der polnischen Bevölkerung, welche sich mit dem 
im „Kur.“ seiner Zeit publizierten „Programm einer 
nicht fernen Zukunft“ für einverstanden erkärt 
hatten. Auch in nationaler Beziehung sei diese 
Taktik eine richtige, da ein starkes Deutschland 
im Verein mit Oesterreich den festesten Wall 
gegen eine Ueberflutung russisch erseits bildeten. 
Jeder wahre Staatsmann müsse ferner denken, 
dass es im Interesse der Polen liege, sich die 
Sympathieen -der Westslaven zu erwerben und 
dieses Ziel vornehmlich durch Stärkung der Kampt- 
mittel gegen Russland zu erreichen sei. Mutatis 
mutandis sei das dieselbe Politik, welche schon 
seit langer Zeit von den Polen in Galizien geführt 
werde. Die polnische Fraktion wünsche in allen 
inneren Angelegenheiten des Reiches mit dem 
Centrum Hand in Hand zu gehen, sie sei mit dem Cen- 
trum nicht nur durch den Glauben, sondern auch durch 
die langjährige Waffenbrüderschhaft und durch die 
treue Freundschaft mit dem Führer desselben verbun- 
den : auch in Zukunft werde die Fraktion diese Bezie- 
hung pflegen. Wenn sie dieses Mal nicht mit dem Cen- 
trum gestimmt habe , so sei das geschehen, weil sie 
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noch freie Hand, das Zentrum dagegen schon gebun- 
dene Marschroute hatte. Eine Summe von 2 Millionen 
spiele bei einem so grossen Militäretat keine so 
grosse Rolle , dass hieraus eine lieber lastung der 
Steuerzahler erfolgen könnte. Als daher Herr v. 
Koscielski als Referent der Kommission aus den Mit- 
teilungen der Regierung die Ueberzeugung gewonnen 
hatte, dass die Forderungen der Regierung berechtigt 
waren, habe er dafür gestimmt. Ob diese quand 
meme regierungsfreundliche Politik der Polen irgend 
welche Früchte bringe, sei abzuwarten. Bisher 
hätten die Polen weder in kirchlicher Beziehung, 
noch auch im Schulwesen irgend welche nennens- 
werten Erleichterungen erfahren, und die Aus- 
.nahmebestimmungen, welche gegen die „Reichs- 
feinde erlassen wurden, hätten noch volle Geltung. 

Während die nationalliberale Presse diese 
Bemerkungen als Gelegenheit benutzte um sich 
gegen jege Aenderung der inneren Politik gegen- 
über den Polen auszusprechen, da ein solches 
-Schwanken gefährlich sei, erinnerte die Elreuz- 
zeitung an den Kulturkampf und das Sozialisten- 
gesetz. ,,In beiden Punkten haben wir in den letzten 
beiden Dezennien drei verschiendene politische 
Strömungen gesehen. Auf eine Periode des Frie- 
dens folgte die der Ausnahmegesetze, und dann 
wurden die Ausnahmegesetze wieder abgesschafft. 
Die gegenwärtige Regierung scheint vor allem 
nicht geneigt zu sein, politische Massregeln nur 
auf Grund der Tradition fortzusetzen.“ 

Die Kreuzzeitung entschied sich hinsichtlich 
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« 

der „aiitipolnisclien“ Politik für einen Mittelweg, 
da die völlige Aufrechthaltung des alten Kurses 
aus praktischen Rücksichten und auf Grund der 
allgemeinen politischen Lage, speciell Russland 
gegenüber, nicht angebracht erscheine. In dieser 
Beziehung, sagte sie, sei nur bemerkt, dass wir 
die Polen mindestens nicht schlechter behandeln 
dürfen, als Russland sie behandelt. ,, Darüber ist 
weiter kein Wort zu verlieren, und mit Gegnern 
dieses Grundsatzes debattieren wir nicht. Nur 
darf man nicht in das andere Extrem verfallen, 
die Polen zu bevorzugen. Die Germanisation muss 
fortgesetzt werden , es darf kein Zweifel entstehen, 
dass die Zugehörigkeit der polnischen Provinzen 
zu Preussen und Deutschland unwiderruflich ist. 
Aber in den Mitteln der Germanisation soll man 
wählerisch sein, und jegliche Gehässigkeit ver- 
meiden. So scheint uns die grundsätzliche Eli- 
minirung polnischer Strassennamen in rein pol- 
nischen Ortschaften nicht erforderlich für die 
Existenz des deutschen Reiches zu sein. Im Volks- 
schulwesen muss die Erlernung der deutschen 
Sprache als Lehrziel festgehalten werden, dass 
aber bei den neu eingetretenen, also 6jährigen 
polnischen Kindern, die Unterrichtssprache die deut- 
sche sei, lässt sich nur dort durchführen, wo die 
Kinder zugleich polnisch und deutsch verstehen. Alle 
Gesetzesbestimmungen scheitern eventuell an dem 
„ultra posse nemo tenetur.“ Wer begeistert ist für 
das W ohl des Deutschen Reiches, wünscht allen mög- 
lichen Dinge gesetzlich festgelegt zu sehen, die 


Digltized by Google 


167 


geeignet sind, das Deutsche Interesse zu fördern. 
Jeder gute Deutsche ist ein Gegner der Sozial- 
demokraten , und könnte man ein erfolgreiches 
Gesetz erlassen „zur Ausrottung der Sozial- 
demokratie,“ so wären wir ganz gewiss dafür. 
Es geht aber nicht, und auch die Polen wird 
man durch Gesetze und Verordnungen ebenso- 
wenig ausrotten, wie die Sozialdemokraten. Die 
Leute also , welche scharfe antipolnische Mass- 
regeln anraten, thun das gewiss aus gut deutsch- 
nationaler Gesinnung ; aber diese guten Leute 
könnten vielleicht desto schlechtere Musikanten 
sein. Was der passive Widerstand eines Volkes 
vermag, zeigen neben den Polen die Iren in ihrer 
vielhundertjährigen Unterdrückung, und die letzten 
beiden Jahrzehnte deutscher Politik haben ehen- 
• falls manchen Idealisten darüber belehrt, dass 
allzu scharf nicht selten schartig macht. Damit 
soll keineswegs gesagt werden, dass wir uns etwa 
vor energischen Massregeln scheuten.“ 

Bald darauf hiess es nach der Ernennung 
der Oberpräsidenten von Posen und Vorsitzenden 
der Ansiedlungskommission zum Kultusminister, 
dass die Regierung entschlossen sei, dem Hundert- 
Millionen-Fonds die antipolnische Spitze zu nehmen. 
Es sollten zunächst fortan nicht bloss polnische, 
sondern auch deutsche Güter in jenen preussischen 
Ostseeprovinzen angekauft und nicht nur an 
deutsche, sondern auch an polnische Ansiedler 
ausgeteilt werden. Später, hiess es ferner, würde 
dann der Fonds für den ganzen preussischen Staat 
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.aur Schaffung kleinerer und grösserer Rentengüter 
4"erwendet werden. Das würde eine abermalige 
j-Veränderung der preussischen Politik gegenüber 
dhren^Polen bedeutet haben, wie sie bereits wieder- 
.holt' eingetreten ist und namentlich am Beginn 
}der Regierung des Königs Friedrich Wilhelm IV. 

.so .traurige Früchte gezeitigt hat. Von gewisser 
fSeite . wies man triumphierend darauf hin , dass 
-damit abermals ein Stück der Bismarck’schen 
-Hinterlassenschaft aufgegeben werde. Als Ver- 
'anlassung zu dieser grundsätzlichen Schwenkung 
/galt die freundlichere Haltung, welche die polnischen 
Reichstags -Abgeordneten neuerdings namentlich 
'bei. Müitär-’ und Marineforderungen angenommen 
/hatten. Der Kaiser erwies sich dafür empfänglich 
'Und dankbar. Er zog wiederholt polnische Reichs- 
^boten in seinen engeren Kreis und zeichnete sie • 
•besonders aus. Die klugen Polen, die ihren Vor- 
teil allezeit wahrzunehmen wissen, schmeichelten 
sich mit der Hoffnung, dass es ihrer äusserlichen 
'.•Liebenswürdigkeit und Gewandtheit wieder einmal 
/gelungen sei, ihre Sonderziele zu erreichen. Unter- 
, stützt wurden sie in dieser Anschauung dadurch, 
dass der neue Oberpräsident von Posen nicht mit 
.dem Vorsitz in der Ansiedlungskoramission betraut 
.wurde, und dass der neue Kultusminister alsbald 
/eine Verfügung erliess, worin er die Erteilung 
/von Privatunterricht in der polnischen Mutter- 
' Sprache auch in den Volksschulen und durch 
Volksschullehrer gestattete. Das stärkste Hinder- 
nis für eine frische, fröhliche Polonisation der 
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preussischen Ostprovinzen, das Ansiedlungsgesetz, 
schien daher für einen entschlossenen Angriffs- 
krieg überreif zu sein. Die Polen rechneten kaum 
mehr auf einen auch nur förmlichen Widerstand 
der preussischen Regierung. 

Mit der diesem Volksstamm eigenen Energie 
lief daher der polnische Wortführer im Abgeord- 
netenhause, Propst V. Jazdzewski, gegen das An- 
siedelungsgesetz Sturm. Er bezeichnete es als ein 
schädliches Gesetz, das weder in politischer, noch in 
wirtschaftlicher Beziehung Erfolge erzielt habe. 
Er gelangte zu der Behauptung, dass es sich da- 
bei weit weniger um eine Germanisierung, als 
vielmehr um die Evangelisierung der Ostprovinzen 
handle, und er knüpfte daran Angriffe gegen den 
Fürsten Bismarck, dem er einen blinden Hass 
gegen die Polen vorwarf. Der Ministerpräsident 
zerstörte die Illusionen in Betreff des Ansiedelungs- 
werkes durch die Erklärung, dass die Regierung 
an der Durchführung des Gesetzes von 1886 fest- 
halte, indem er darüber hinaus auch die Regierung 
dagegen verwahrte, dass sie wegen des freund- 
licheren Gesichtes, welches die Polen seit einiger 
Zeit der Regierung zeigen , im allgemeinen 
diesen gegenüber eine veränderte Haltung ein- 
nehmen, abermals einer der Schwankungen ver- 
fallen würde, welche im Laufe eines halben Jahr- 
hunderts in den Grenzprovinzen so viel Schaden 
gestiftet haben. Insoweit musste die Rede des 
Ministerpräsidenten beruhigend wirken. Einzelne 
Wendungen des Schlusses konnten diese Wirkung 
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vielleiclit beeinträchtigen : Herr von Caprivi meinte, 
die Regierung werde mit Beweisen freundlicherer 
Haltung weiter, als es bisher geschehen ist, den 
Polen folgen, wenn diese durch Thaten weiter 
voran gingen. Der Erlass des Ministers Graf 
Zedlitz über den polnischen Unterricht in den 
Volksschulen ist der Punkt, wo eine thatsächliche 
Veränderung im Verhalten der Regierung zu den 
Polen stattgefunden hat, und zwar durch eine 
Anordnung, bei welcher es von der Art der Aus« 
führung abhängen wird, ob ein Zurückweichen 
von der bisherigen PoKtik der Befestigung des 
Deutschtums stattfindet. 

Herr von Koscielski ist nicht der erste Pole, 
welcher das Wohlgefallen preussischer Staatslenker 
erregt; er wird sie ohne Zweifel nach einiger Zeit 
ebenso enttäuschen, wie es ehedem mancher seiner 
Landsleute gethan. Trotzdem ist es ganz in der 
Ordnung, dass man so weit zusammengeht, wie 
es die Gemeinsamkeit der Interessen erfordert 
und zulässt; aber die Grenze dafür wird erreicht, 
sobald der Verzicht der Staatsgewalt verlangt 
wird auf Massnahmen, wie die konsequente Be- 
förderung der Ansiedelung deutscher Bauern, die 
Verbreitung der deutschen Sprache durch die 
Schule, die Verhinderung des Missbrauchs kirch- 
lichen Einflusses zu den Zwecken der natinal- 
polnischen Propaganda. 

Dass Graf Zedlitz in erster Linie berufen ist, die 
Schulideen des Kaisers durchzuführen, ist un- 
bestreitbar. Mit Zittern sehen die zahlreichen 
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Kommunen den weiteren Schritten entgegen, die 
ihrem Schulwesen, ihren mühsam errichteten und 
in höchster Blüte stehenden Realgymnasien drohen. 

Im Mai erschien der von dem Abg. Seyffardt 
(Magdeburg) erstattete Bericht der Unterrichts- 
kommission des Abgeordneteifhauses über eine 
Petition des ,, Vereins für Schulreform“, dahin 
wirken zu wollen, dass die zum 1. April 1892 
geplante Umgestaltung unseres höheren Schul- 
wesens von den Beschlüssen der Dezember-Kon- 
ferenz losgelöst und in die von dem genannten 
Verein vorgeschlagene Richtung hinübergeleitet 
werde. Die Kommission beantragte, die Petition 
der Staatsregierung als Material für die zukünf- 
tige Gesetzgebung zu überweisen. Der Bericht 
brachte interessante Enthüllungen. 

„Die Konferenz erweckte, wie in der Presse 
vielfach ausgeführt, aber kaum jemals bestritten 
worden, den Anschein, als wenn sie zu dem 
Zwecke berufen worden , den Anhängern der 
Alleinherrschaft des klassischen Gymnasiums zu 
einem kampflosen Siege zu verhelfen ; waren doch 
unter den Fachmännern neben zehn Direktoren 
und Lehrern an Gymnasien nur zwei Direktoren 
an Realgymnasien und deren drei an sonstigen 
realistischen Anstalten berufen. Es war jeden- 
falls keine beneidenswerte Stellung, in die sich 
hochehrenwerte Männer, hervorragende Gelehrte 
und Leuchten ihres Faches versetzt sahen, als 
sie nach den ersten der Konferenz gemachten Er- 
öffnungen gewahrten, dass sie unter Voraus- 
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Setzungen arbeiten sollten, die wesentlich ver- 
schieden waren von den Absichten, zu denen sie 
berufen worden. Ebenso befremdet, wie dem 
Referenten äusserlich bekannt geworden, waren 
die Vertreter des Kriegsministeriums, die in der 
Meinung den Anschauungen des Kaisers zu ent- 
sprechen, eine Denkschrift für die Konferenz vor- 
bereitet hatten, die die Notwendigkeit den Real- 
gymnasien, deren Bildungsweg mit dem der 
Kadettenanstalten identisch ist, weitere Berech- 
tigung zu erteilen, hervorhob. Die Erkenntnis 
dieser Notwendigkeit sei bei dem Kriegsministerium 
die Folge nicht nur derUeberzeugung von der Vor- 
trefflichkeit dieser Anstalten, sondern auch des In- 
teresses der Armee Verwaltung die vielen wegen der 
erforderlichen Verjüngung der Armee frühzeitig den 
Dienst verlassenden Offiziere ihrer Vorbildung wegen 
nicht von Verwendung in Stellen ausgeschlossen zu 
sehen, zu denen sie als befähigt erachtet werden 
müssten. Diese Thatsache liefert den unumstöss- 
lichen Beweis dafür, dass die ungünstige Meinung 
des Kaisers über die Realgymnasien ihm erst in 
letzter Stunde unterbreitet worden ist. Am 
wenigsten aber konnten die Hunderttausende von 
Männern des wirtschaftlichen Lebens, deren Söhne 
*110 der Schüler unserer höheren Anstalten bilden, 
bei aller Hochachtung für die Personen in dem 
berufenen Kollegium, in dem nur zwei der ihrigen 
mitwirkten, eine Autorität erblicken, der zur Be- 
urteilung des Bedürfnisses und zur objectiven 
Durchführung der Reformgedanken Seiner Majestät 
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irgendwie die Kompetenz zusteht. Da die Petition 
an das Abgeordnetenhaus gerichtet ist, so liegt 
es nahe, daran zu denken, dass die Durchführung 
der Absichten der Konferenz nicht möglich ist 
ohne Zustimmung und eingehende Mitwirkung des 
Landtags. Es ist zweifelhaft, ob von diesem die 
zu jeder Aenderung unbedingt erforderlichen Mittel 
bewilligt werden, bevor der Teil des Unterrichts- 
gesetzes, der die höheren Schulen behandelt, vor- 
gelegt und angenommen sein wird. Die bösen 
Erfahrungen, die wir mit der Durcliführung ‘ der 
früheren Vorlagen der Staatsregierung bezüglich 
Gewerbeschulen und Oberrealschulen gemacht 
haben, fordern zur äussersten Vorsicht auf. Es* 
ist in hohem Grade zu befürchten, dass, wie da- 
mals die begünstigten realistischen Schularten 
nicht verwirklicht wurden, diesmal das Monopol 
der Gymnasien in noch nicht dagewesenem Masse 
verstärkt wird. Die Vereinbarung über die zu- 
nächst zu thuenden Schritte mit dem Landtage 
ist demnach für eine der königlichen Staats- 
regierung dringend zu empfehlende Massregel zu 
erachten.“ 

Im Schlussworte sagte der Berichterstatter: 

Es sei unrichtig in der Petition, wie in den 
sich an dieselbe anknüpfenden Debatten, den 
Kampf zwischen der klassischen und der reali- 
stischen Bildung betonen zu wollen, aber richtig, 
darin einen Protest zu erblicken gegen den An- 
spruch der Klassiker, Voraussetzungen und Formen 
zu bestimmen, an die fortan die realistische Bil- 
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düng gebunden sein solle. Die heutige Besprechung 
sei weit über die Schranken hinausgegangen, die 
er (der Referent) in seinem einleitenden Vortrage 
einzuhalten versucht habe und habe in der That, 
wie ein Mitglied der Dezemberkonferenz hervor- 
gehoben habe, in dem Kampf gegen die Aufhebung 
der Realgymnasien ihren Schwerpunkt gefunden. 
Wenn dies geehrte IVGtglied gegenüber den Vor- 
würfen der Petition, die Beschlüsse der Konferenz 
würden nicht der Durchführung der Absichten 
Seiner Majestät die Wege ebnen, hervorhebt, die 
Beseitigung der Realgymnasien sei nicht im Gegen- 
satz zu den Ansichten des Kaisers und Königs 
erfolgt, so sei das nur scheinbar zutreffend. Seine 
Majestät wolle die Wahrheit und den richtigen 
Weg, um zu ihr zu gelangen. Hoch dieselbe habe 
volle Freiheit der Meinungsäusserung als selbst- 
verständlich erachtet, die Konferenz sei also für 
jeden ihrer Beschlüsse verantwortlich und habe 
von dem nicht richtig berichteten König an den 
besser zu berichtenden König appellieren können. 
Sei das Realgymnasium allenfalls noch ein junges 
Gebilde zu nennen, so sei es doch alt genug, um 
in seiner sechzigjährigen historischen Entwickelung 
sich eine Existenzberechtigung erkämpft zu haben. 
Die Behauptung, dass die Oberrealschulen ungleich 
besser dem Bedürfnis der wirtschaftlichen Berufe 
dienten, als die Realgymnasien, sei in solcher 
Allgemeinheit durchaus unzutreffend, da alle die 
Elemente, deren soziale Stellung eine Mitarbeit in 
Gemeinde, Pro^dnz und Staat bedingt, eine gewisse 
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Fühlung mit dem Bildungsweg der Studierten 
und demnach die Kenntnis wenigstens einer alten 
Sprache nicht entbehren könnten. Nach den Er- 
fahrungen, die man mit der misslungenen Gründung 
von Oberrealschulen in den siebziger Jahren ge- 
macht habe, sei zudem der Glaube an die Ent- 
wickelungsfähigkeit dieser Schulart für absehbare 
Zeit ungemein geschwächt und erblicken j die 
Interessenten einen hohen Grad von Voreinge- 
nonmienheit in dem Plane der Konferenz, das 
vorhandene Kealgymnasium todtzuschlagen, um 
einem noch ungeborenen Zwillingsbruder, dem 
Realgymnasium der Zukunft, das ,, Gymnasium“ 
zu nennen sei, die Palme zu reichen. 

AVie unsicher bis jetzt die Stellungnahme der 
Unterrichts Verwaltung zu der hochwichtigen Frage 
ist, Hess auch wdeder die Erkläi'ung des Regie- 
rungskommissars erkennen; nachdem er die Be- 
hauptung, dass die Konferenz einseitig und ten- 
denziös zusammengesetzt gewesen , zurückgewiesen 
hatte , bemerkt er : 

,,In materieller Beziehung bilden die Beschlüsse 
der Dezemberkonferenz, nachdem dieselben die 
Allerhöchste Sanktion gefunden haben , den festen 
Ausgangspunkt für die weiteren Entschliessungen 
der Unterrichts-Verwaltung. Dieser prinzipielle 
Standpunkt schliesst indessen nicht aus, dass die 
grossen pädadogischen Streitfragen, welche sich 
an die auch von der Konferenz zu Frage 13,7 em- 
pfohlene , „möglichst gleiche Wertschätzung der 
humanistischen Bildung mit der realistischen“ an- 
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knüpfen, innerhalb des Unterricbtsministeriums 
vor definitiver Entscbliessung noch weiter ein- 
gehend erwogen werden. Auch wenn die Schul- 
reform auf Grund der Konferenzbeschliisse ins 
Werk gesetzt wird, beabsichtigt die Unterrichts- 
verwaltung, die berührten Fragen, welche ledig- 
lich theoretisch nicht gelöst werden können, auf 
praktischem Wege durch Gestattung weiterer Ver- 
suche auf diesem Gebiete einer allmäligen Klärung 
entgegenzuführen. Dabei zieht die Verwaltung 
nur die Folgerung aus der von ihr in der Konferenz 
abgegebenen Erklärung, dass der Herr Minister 
bereit sei, in der Gestaltung der Lehrpläne nach 
individuellen Verhältnissen und lokalen Bedürf- 
nissen eine gewisse Freiheit zu gestatten, eine 
Erklärung, welche von der Versammlung mit 
einer Dankesresolution beantwortet wurde. Das 
ganze Vorgehen der Unterrichtsverwaltung auf 
dem betretenen Wege der Reform wird übrigens 
in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen der 
Konferenz unter allen Umständen mit einer weit- 
gehenden Schonung der Interessen der Schüler 
der Elt.rn und der Gemeinden oder Korporationen 
verbunden sein. Nach dieser Erklärung sind wir 
beauftragt, an einer weiteren sachlichen Erörte- 
rung uns nicht zu beteiligen , sondern uns auf- 
etwaige kurze Auskunft zu beschränken und die. 
Beschlüsse der Kommission ad referendum zu 
nehmen.“ 

Also die Konferenz-Beschlüsse sind für die 
Unterrichts - Verwaltungen der „feste Ausgangs- 
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punkt“ — gleichwohl hat sie auch betreffs der 
„grossen pädagogischen Streitfragen“ noch keine 
„definitive Entschliessung“ gefasst! 

Es ist charakteristisch, dass gerade ein Mitglied 
der nationalliberalen Partei, der man sonst eine 
besondere Abneigung gegen den neuen Kultus- 
minister wegen seiner Centrums- und Polenfreund- 
lichkeit vorwirft , das folgende schmeichelhafte 
Bild vom Minister entwirft: 

„Dem neuen Kultusminister kommt von vorn- 
herein eins zu gute; seine äussere Erscheinung 
nimmt für ihn unbedingt ein. Eine kräftige, breit- 
schultrige Gestalt mit beginnender Wohlbeleibtheit, 
eine freie Stirn, ein gutmütiges Auge, aus welchem, 
wie bei dem Minister des Innern, oft ein gewisser 
Humor blitzt , macht er den Eindruck eines wohl- 
häbigen Gutsbesitzers, das gerade Gegenteil seines 
Vorgängers, der den eingefleischten Bureaukraten 
schon in seinen Aeusseren verriet. Dem wohl- 
wollenden Gesichtsausdruck des Herrn v. Zedlitz- 
Trütschler wird jedermann von Anfang an ein 
gewisses Zutrauen entgegenbringen. Diesem Ver- 
trauen haben denn auch bei der Beratung des 
Kultusetats die Redner aller Parteien Ausdruck 
gegeben , ein freundliches Willkommen , wie es 
selten einem Mininister geboten wird. Daneben 
flüsterte man sich dann allerdings in den meisten Par- 
teien zu: „Vorsicht! Wir wissen noch nicht, 
mit wem wir es zu thun haben werden!“ Und 
war es nicht allein seine äussere Erscheinung, 

welche für den neuen Minister einnahm. Nein, 
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auch die Urteile aller , welche in Posen und 
in Schlesien ihn kennen geltem hatten, gingen dahin: 
Er ist ein streng konservativer Mann , aber durch- 
aus wohlwollend, und gewöhnt, in objectivster 
Weise allen Parteien gerecht zu werden. 

„Der neue Minister trat dem Abgeordneten- 
hause zunächst mit grosser Offenheit gegenüber. 
In den ersten Worten welche er sprach, erklärte 
er offen : „In der kurzen Frist , welche mir bisher 
zur Einarbeitung gegönnt war, ist es mir nicht 
möglich gewesen, auf allen Gebieten des weitver- 
zweigten Ressorts zu einer vollen Information zu 
gelangen.“ Ebenso offen sprach er sich bei der 
Erörterung der Realschulfrage aus, und er soll 
auch im persönliclien V erkehr mit einzelnen Abgeord- 
neten ersucht haben, man möge ihm erst Zeit lassen, 
sich in die Bedeutung der Frage hineinzuarbeiten. “ 

Neben diesem Zugeständnis laufe dann, sagt 
der nationale Abgeordnete, die grosse Klarheit 
und Bestimmtheit her, mit welcher der Minister 
hier und da einem Grundsätze Ausdruck gebe. 
Er citiert die folgenden Aussprüche des Ministers : 
„Ich erkenne rückhaltlos die Notwendigkeit der 
gesetzlichen Regelung des Schulwesens an. Ich 
glaube versichern zu können, dass ich in allen 
Verhältnissen, wie bisher in meinem amtlichen 
Leben, objektiv verfahren werde, soweit und in 
dem Rahmen, wie die Gesetze, welche zu 
beobachten ich verpflichtet bin, dies gestatten. 
„Der Interpretation, welche Herr v. Heeremann 
dem Begriff der Ordensniederlassungen nach dem 
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Gesetze gegeben hat, kann ich nicht beitreten.“ 
„Die Unterrichts Verwaltung ist sich vollständig 
klar darüber, dass auf dem Gebiete des Schul- 
wesens überhaupt und ganz besonders auf dem 
des höheren Schulwesens nur eine organische Fort- 
entwickelung aus dem Bestehenden und altbe- 
währten erfolgen kann, dass von einem sprung- 
weisen Eingreifen, von einem rücksichtslosen Ueber- 
denhaufenwerfen jvohlgeordneter Schulanstalten 
gar keine Bede sein kann!“ Ebenso klar und be- 
stimmt lauteten die Aeusserungen über die Notwen- 
digkeit, den Lehrstolf zu beschränken, die Körper- 
kraft der Jugend zu üben, die Lehrer materiell 
besser zu stellen u. a. Ein geradezu prächtiges 
Wort habe der Minister gegenüber den masslosen 
Anklagen des freikonservativen Lohren ausge- 
sprochen : „Der Lehrer ist in seiner geistigen Ent- 
wicklung das Produkt der Zeit, in der er lebt; 
er steht unter denselben Gesetzen der Bildung 
und der Geistesrichtung, unter denen wir alle 
stehen ; und es ist, glaube ich, ein bitterer, schwe- 
rer, ungerechter V orwurf, wenn man einem Stande, 
der in einer der schwierigsten Aufgaben unserer 
Zeit steht, in besonderem Maase eine Verschuldung 
an den Missständen zuschreibt, die uns unbequem, 
ja erschreckend entgegentreten.“ Ebenso klar und 
bestimmt war die Art, in welcher der Minister 
bei allem Entgegenkommen die übergrossen 
Forderungen der Dänen, der Polen, der Ultramon- 
tanen, zurückwies. „Ferner gewinnt,“ führt der 
heberale Abgeordnete fort, „der neue Kultus- 
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minister durch die Form seiner Reden. Gegen- 
über den unendlich langen Reden und lang- 
atmigen Sätzen des Herrn von Gossler, aus 
denen der Bureankrat vom reinsten Wasser 
sprach, erfrischen die kurzen und durchsichtigen 
Antworten, welche der Herr v. Zedlitz-Trützschler | 
giebt. Er ist nie langweilig geworden. Er spricht j 
dann in verbindlicher Fonn ; gleich die erste Ant- 
wort, welche er auf die Forderungen der Ab- 
geordneten V. Heeremann, v. Zedlitz, Schmelzer I 
und Virchow gab, zeigt dies recht klar und deut- | 
lieh. Er antwortete dem ersteren, wenn wir seine I 
Gedanken in möglichster Kürze wiedergeben dür- 
fen: „Ich stelle, wie Herr v. H., das Moment des 
christlichen Einflusses auf die Schule sehr hoch; 
ich widerspreche aber seiner Interpretation des 
Begriffes der Ordensniederlassungen.“ Er erklärt 
sich dem freikonservativen Führer v. Z. gegenüber: 

# „Ich werde dem Wunsche des Redners gemäss 

ein Volks Schulgesetz vorlegen; ich werde auch 
die Beratungen der Kommission bei der Vorlegung 
des neuen Entwurfs berücksichtigen; ich weiche j 
aber in wesentKchen Punkten von den bis jetzt 
erzielten Ergebnissen ab.“ Er entgegnet dem 
nationalliberalen Abg. Schmelzer: „Ein besonderer 
Unterrichtsminister ist technisch vielleicht das 
Bessere; die Trennung des Unterrichtsministeriums 
von dem des Kultus halte ich aber nicht für 
wünschenswert; dagegen würde mir ein Unter- 
staatssekretär angenehm sein.“ Und er sagt end- 
lich dem freisinnigen Abgeordneten Virchow: 

I 

i 
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„Ihre Ausführungen haben mich ausserordentlich 
sympathisch berührt; aber die abfällige Kritik 
der jetzigen Reformbewegung ist unbegründet“ 
u. s. w. Man sieht, überall beginnt der Herr 
Minister mit einer Artigkeit und kommt dann in 
durchaus nicht schroffem Uebergange zur Klar- 
stellung seiner eigenen Ansicht.“ 

Der nationalliberale Abgeordnete schliesst 
sich dem allgemeinen Urteil gern an: „Das erste 
Auftreten des Herrn v. Zedlitz -Trützschler hat 
entschieden für ihn eingenommen; hoffen wir, dass 
seinen Worten die That entspreche und dass er 
in objektiver Beurteilung aller Verhältnisse gerecht 
und bülig handeln werde.“ 

Das allgemeine Urteil, wenigstens in den nicht- 
ultramontanen Kreisen, ging aber vielmehr dahin, 
dass die entschiedene Betonung, mit der der Minister 
in der Etatsberathung die Absicht aussprach, in 
Bezug auf die Einwirkung der Kirche auf die 
Schule jedenfalls nicht hinter dem gegenwärtigen 
Zustande Zurückbleiben zu wollen, eine sehr beun- 
ruhigende Deutung zulasse. Im Übrigen suchte 
der Minister es allen Parteien recht zu machen. 
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Herr v. Berlepsch und Herr Thielen. 

Es lässt sich nicht verkennen, dass in den 
Kreisen unserer Grrossindustiie, insbesondere der 
westlichen Provinzen, zur Zeit eine sehr gereizte 
Stimmung herrscht. Die Gründe sind teils älteren 
Datums und allgemeinerer Art, sozusagen — seit 
der Zeit der grossen Bergarbeiterstrikes — chro- 
nischer Natur, teils hat sich aus neuerlichen An- 
lässen eine Verschärfung des Missbehagens ent- 
wickelt. Zu diesen die Verstimmung steigernden 
Vorkommnissen zählte u. A. ein vertrauliches, 
aber alsbald in die Oeffentlichkeit gelangtes Rund- 
schreiben des Handelsministeriums, in welchem 
sehr scharfe Vorwürfe gegen das Geschäftsgebahren 
unserer Kohlenbergwerksindustrie angedeutet 
wurden. Die Angelegenheit wurde durch eine 
loyale Erklärung des Handelsministers in einer 
Eorm erledigt, über welche der Vorstand des 
Dortmunder Vereins seine Befriedigung aussprach. 
Eine Reihe von Pressäusserungen lässt gleichwohl 
darauf sch Hessen, dass der Funke des Unmuts 
nicht ausgelöscht ist, sondern weiter glimmt — 
wenn hier noch von einem Funken gesprochen 
werden kann und nicht vielmehr von einem Brande 
zu reden ist. Wir haben auch den Eindruck, 
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dass es nicht angebracht w*äre , diese Press- 
äussemngen auf die leichte Achsel zu nehmen, 
sondern dass dringende Veranlassung vorliegt, 
das Maas von Berechtigung, welches den in ihnen 
vorgetragenen Beschwerden zur Seite steht, zu 
untersuchen und dementsprechend Entschlüsse be- 
treffs des Verhaltens für die Zukunft zu fassen. 
Wir geben also zwei Auslassungen aus dem Monat 
Februar, in denen die Klagepunkte der Kreise^ 
von denen wir sprechen, dargelegt werden, hier 
wieder. 

Die „Rheinisch -Westphälische Zeitung“ be- 
sprach in ihrer Nummer vom 26. Febr. das oben 
erwähnte Rundschreiben des Handelsministeriums 
und äusserte sich zu demselben mit einer Schärfe, 
der man, auch wenn man sie nicht billigt, immer- 
hin mildernde Umstände zuerkennen wird, u. a. 
wie folgt: 

,,In dem Rundschreiben des Herrn Ministers 
V. Berlepsch vom 2. Februar hiess es ohne allen 
Vorbehalt: „Von verschiedenen Seiten ist bei 
mir darüber Beschwerde geführt worden, dass die 
rheinisch-westfälischen Kohlengruben die vertrags- 
mässig eingegangenen Verpflichtungen zur Liefe- 
rung von Kohlen deutschen Gewerbetreibenden 
gegenüber sehr lässig erfüllen und die dieserhalb 
gegen sie erhobenen Beschwerden mit dem Hin- 
weis auf die ungenügende Zuführung von Wagen 
seitens der Eisenbahnverwaltungen oder Störungen 
des Betriebes zu entkräften versuchen, wogegen 
sie die ausländischen Abnehmer günstiger be- 
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handelten. Insbesondere in den letzten Wochen 
sollen vielfach inländische Abnehmer nur einen 
geringen Teil der ihnen zustehenden Lieferungen 
erhalten haben und dadurch in grosse Not ge- 
raten seien, während gleichzeitig grosse Kohlen- 
quantitäten ins Ausland exportiert worden sind.“ 
In der Erklärung, die der Herr Minister dem 
Herrn Geheimen Finanzrat Jencke am 20. Febr. 
:zu diesem Rundschreiben gegeben hat, heisst es 
♦dagegen: „er, (der Herr Minister) habe die in 
dem Rundschreiben angeführten Anschuldigungen 
nicht zu den seinen gemacht. Auch gebe der 
Wortlaut desselben zu einer solchen Auslegung 
nicht Veranlassung. Er habe nicht entfernt die 
Absicht gehabt, gegen die Bergwerksindustrie und 
deren geschäftliches Gebahren allgemein einen Ver- 
dacht auszusprechen, und bedaure, wenn in fal- 
scher Auffassung des Wortlauts jenes Rund- 
schreibens ein gegenteiliger Eindruck in den be- 
teiligten Kreisen entstanden sei.“ — Es ist ja 
sehr erfreulich, wenn der Herr Minister nachträg- 
lich gesteht, er habe die Anschuldigungen seines 
eigenen Rundschreibens nicht zu den seinigen ge- 
macht, und wenn er bedauert, dass dasselbe einen 
gegenteiligen Eindruck habe hervorbringen können. 
Der gegenteilige Eindruck ist allerdings vorhan- 
den gewesen, und zwar nicht nur „in den be- 
teiligten Kreisen“, sondern überall, wo sein Rund- 
schreiben zur Kenntnis gekommen ist. Niemand 
hat seine Worte anders aufgefasst und anders 
auffassen können, als dass er die Zechen be- 
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schuldigen wollte, sie hätten unter Ausseracht- 
lassung der „vertragsmässig eingegangenen Ver- 
pflichtungen“ gegenüberdendeutschenVerbrauchern 
die ausländischen Abnehmer von Kohle und Koaks 
begünstigt — oder wie eine Korrespondenz der 
„Frankfurter Zeitung“ aus Westfalen d. d. 9. 
Februar schon vor Bekanntwerden des Wortlauts 
des ministeriellen Rundschreibens mit dürren 
Worten erzählte — „die Zechen hätten den Wagen- 
mangel vorgeschützt, um ihre vertragsmässigen 
Lieferungen einzuschränken und die dadurch dis- 
ponibel gewordenen Quantitäten anderwärts zu 
höheren Preisen zu verkaufen; sie hätten ferner 
nach dem Auslande zu wesentlich billigeren Preisen 
verkauft, als an die inländischen Verbraucher, so 
dass es sich für letztere sogar vorteilhafter stellte, 
die deutschen Kohlen, statt direkt von den Gruben 
aus dem Ausland zu beziehen.“ Solchen Verdacht 
gegen die Bergwerksindnstrie und deren geschäft- 
liches Gebahren allgemein auszusprechen, hat der 
Herr Handelsminister also seiner eigenen Erklä- 
rung zufolge nicht entfernt die Absicht gehabt. 

Ganz abgesehen davon, dass die Klagen 

der Bergwerksindustrie schon seit Jahren dahin 
gehen, dass die Eisenbahnverwaltung ihrer Ver- 
pflichtung für genügendes Verkehrsmaterial und 
Verkehrsverbindungen zu sorgen, nur in geringem 
Masse nachgekommen sei, hat seit zwei Jahren 
die Bergwerksindustrie an einem inneren, noch 
viel schlimmeren und empflndlicheren Übel zu 
leiden, welches nach der übereinstimmenden An- 


Digltized by Google 


186 


siclit der wahren Kenner der Industrie nicht aus 
ihrer ureignen Lage heraus entstanden, sondern 
von aussen in sie hineingetragen worden ist, teils 
durch die Bosheit ihrer Gegner, teils durch die 
Thorheit und Unkenntnis der ferner stehenden 
Kreise. Die gewaltige Bewegung, welche seit 
dem Frühjahr 1889 die bergmännische Arbeiter- 
welt ergriffen hat, wäre nicht denkbar, wenn sie 
nicht immer und immer wieder darauf hingewiesen 
würde, dass ihre Löhne zu gering, dass ihre 
Behandlung schlecht, dass ihre Arbeitszeit zu 
lang seien. Die im Sommer 1889 nach dem 
Massenstreike auf Befehl des Kaisers angestellte, 
sehr unparteiisch geführte Untersuchung hat zwar, 
wie die diesbezügliche Denkschrift wörtlich sagt, 
ergeben: „Den näheren Beweis für die Behaup- 
tung, dass die Löhne zum Lebensunterhalt nicht 
ausgereicht; sind die Arbeiter schuldig geblieben.“ 
Dieselbe Untersuchung hat zwar ergeben: „Die 
vielen Behauptungen über schlechte und geradezu 
unwürdige Behandlung der Bergarbeiter im Kuhr- 
kohlenbezirk haben durch die Untersuchung keine 
Bestätigung gefunden . . .“ Aber es hilft nichts, 
vor wie nach wird in den der Industrie feind- 
lichen Blättern -- und ihre Zahl ist leider Legion 
— dieses Ergebnis der Untersuchung totgeschwie- 
gen. Vor wie nach wird in dieser Presse jeder 
unbeglaubigten Nachricht, wenn sie nur die Berg- 
werksindustriellen verdächtigt, oder einmal wieder 
in der öffentlichen Meinung „brandmarkt,“ Raum 
gegeben. Vor wie nach greifen die Führer der 
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Bergleute diese Yerdächitigungen gierig auf, um 
sie in den Bergarbeiterversammlungen in bekann- 
ter Weise gegen die „Kohlenbarone“, gegen die 
„Schlotjunker“, gegen die ,, Aussauger der Arbeiter“ 
zu verwerten. 

Man sollte meinen, dass es an denjenigen 
Stellen, wo das Unbegründetsein aller dieser Ver- 
dächtigungen doch nun endlich bekannt und er- 
kannt sein müsste, alles aufgeboten würde, um 
ihnen entgegenzutreten. Auch die Regierung hat, 
so sollte man meinen, ein Interesse daran, dass 
der künstlich grossgenährten Begehrlichkeit der 
Massen, den immer weiter um sich greifenden Be- 
strebungen , auch die vielen braven, tüchtigen Ar- 
beiter, welche sich diesen Einflüssen bisher noch 
zu entziehen wussten, zu verführen, endlich ein 
Damm entgegengestellt werde. In erster Linie 
könnte von dem Minister, welcher für die Wohl- 
fahrt der Bergwerksindustrie verantwortlich ist, 
diese Erkenntnis und dieses Bekanntsein erwartet 
werden. Leider muss die Industrie an sich ver- 
fahren, dass die letzten Dinge schlimmer als die 
ersten zu werden drohen, denn wenn dieserselbe 
Herr Minister den Verdächtigungen und Unter- 
stellungen gegenüberJder Bergwerksindustrie sogar 
voranschreitet, indem er zu den alten Unterstel- 
lungen aus eignem eine neue hinzufügt, auf gut 
Glück hin, dass „das für diese Behauptungen 
bisher in geringem Masse erbrachte, beweiskräftige 
Material“ denmächst sich vermehre, dann braucht 
man sich in den obersten Regionen der Regierung 
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nicht mehr darüber zu wundern, dass das Ver- 
trauen gerade der weiten Kreise, welche als die 
treuesten und festen Stützen der Monarchie mit 
Recht gelten, zu wanken beginnt. Mit um so 
tieferem Schmerze sieht der Vaterlandsfreund seit 
langem diese Entwickelung der Dinge mit an, als 
er weiss, dass unser thatkräffciger Kaiser, der in 
allen seinen Ansprachen keine Zweifel darüber 
lässt, dass er das Wohl Aller will, dass er den 
alten HohenzoUern-Wahlspruch suum quique — 
„Jedem das Seine“ — zu allererst von den Dienern 

I 

der Krone gewahrt und ausgeführt wissen will, un- | 

möglich seine Zustimmung zu einer solchen Be- | 

handlung unserer Bergwerksindustrie geben kann. 

Wir können angesichts des Wortlauts des Rund- 
schreibens des Herrn Handelsministers und der 
Zurücknahme desselben nur ausrufen: „Wenn das 
unser Kaiser wüsste!“ 

Ein Artikel der „Westfälischen Post“ ferner 
besprach die „Nebel,“ welche nach dem Eindruck 
dieses Blattes „die Zukunft unserer Industrie 
immer dichter umwallen.“ Hier wurde — mit dem 
Facit, dass „Alles schwanke. Stürme von allen 
Seiten drohten, und der Industrielle bei mangelnder 
sicherer Kompassleitung ausser Stande sei, seine 
vorsorgenden Dispositionen zu treffen“ — das fol- 
gende Situationsbild gezeichnet: 

„Zahllose Agitatoren schüren die Unzufrieden- 
heit der Arbeiter, von der sie leben, und stacheln 
die Begehrlichkeit auf, so dass täglich neue For- 
derungen auf Lohnerhöhungen, auf Verkürzung 
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der Arl)eitszeit laut werden. Dabei legt die So- 
cialpolitik der Regierung den Industriellen fort- 
während neue und sehr bedeutende Opfer auf; 
sie müssen zu den Krankenkassen, zur Unfallver- 
sicherung, zur Altersversorgung beisteuern, wobei 
es an zarten Winken von oben nicht fehlt, wie 
verdienstvoll es sei, den gesetzlich den Arbeitern 
auferlegten Beitragsanteil von diesem nicht ein- 
zuziehen, sondern aus eigener Tasche zu zahlen. 
Die Wohlfahrtseinrichtungen in den Fabriken und 
Etablissements werden immer umfangreicher, eine 
Polizeiverordnung jagt die andere und schreibt vom 
grünen Tische aus Bestimmungen vor, die sehr 
wohlwollend klingen, aber zu ihrer Ausführung 
fortwährend neue IVIittel erfordern. Zu gleicher 
Zeit ist eine Steuerreform in Sicht, welche die 
Schraube bei den Industriellen ganz bedeutend an- 
ziehen will. Also auf der einen Seite eine Reihe 
ganz wesentlicher Mehrforderungen, auf der andern 
eine Beschränkung der Machtbefugnisse, ja geradezu 
der Autorität, indem Arbeiterausschüsse in den 
wichtigsten Punkten nicht nur berathende, sondern 
sogar eine beschliessende Stimme beanspruchen. 
Wird dadurch die Leistungsfähigkeit beschnitten, 
so ist die Konkurrenz ausserhalb Deutschlands 
in die günstigste Lage versetzt; kein anderes 
Land hat eine solche Belastung wie wir. 
Schliessen die Arbeitgeber Konventionen , um 
sich über Wasser zu halten, so spricht man 
von „Ringen“ die schädlich genannt werden, 
und die zu sprengen man als ein verdienstvolles 
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Werk hingestellt. Zielt doch sogar der Staat 
selbst scheinbar darauf ab, die Preise der Industrie 
zu drücken, indem er seinen eigenen Bedarf — so 
an Kohlen, Eisenbahnmaterial u. s. w, im Aus- 

% 

lande bestellt. Man spricht von Ausbeutung der 
Staatskasse und vergisst dabei, dass die Gesetze 
nirgends so hohe Lasten auferlegen, wie bei uns, 
dass also die Mehrforderung bei Lieferungen eine 
naturge müsse Folgerung des bei uns bestehenden 
Belastung s Systems ist.“ 

Der Artikel trat sodann der Vorstellung 
entgegen, als ob „unsere Industriellen sich in einer 
so bevorzugten pekuniären Situation befänden, um 
ohne Beschwerden allen Mehranspriichen genügen 
zu können, so dass man nur in’s Volle hineinzu- 
greifen, das Zuviel zu beschneiden brauche.“ 
Demgegenüber wurde ausgeführt: „Wie viele In- 
dustrielle müssen Jahr aus, Jahr ein sich abmühen, 
um sich nur über Wasser halten können, und wie 
'vdelen gelingt dies nicht einmal, die durch un- 
günstige Konjunkturen, durch unvorhergesehene 
Ereignisse, durch Konkurrenz und Strikes ruiniert 
werden. Der Arbeiter beansprucht zur Lohn- 
periode sein Geld, mag das Geschäft gut oder 
schlecht gehen; er fragt nicht, woher es kommt, 
er verlangt pünktlich nach Hause zu gehen, er 
wdll seine Buhe. Muss der Prinzipal bei misslichen 
Zeiten Geld zusetzen, so nimmt der Arbeiter es 
ruliig hin; verdient der Industrielle einmal, so 
heisst es, der Arbeiter muss Anteil am Nutzen 
haben. Und diese Forderung, so unlogisch sie ist, 
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erscheint den Leuten in gewisser Beziehung als 

gerechtfertigt, sie berufen sich auf die leider der- 

• • 

art auszulegenden Äusserungen der massgebenden 
Behörden. “ 

Wo soll, so fragte der Artikel zum Schluss, 
bei solcher Lage der Dinge den Industriellen Mut 
und Schaffensfreudigkeit herkommen? Die „West- 
fäl. Post” glaubte denn auch, es für wahrscheinlich 
halten zu dürfen, dass schon viele Fabrikanten 
bei sich erwogen haben werden, ob es nicht unter 
den obwaltenden Verhältnissen für sie vorteilhafter 
wäre, ihre Geschäfte eingehen zu lassen oder sie 
in das Ausland zu verlegen. 

In die Zeit dieser Press-Diskussionen fiel eine 

• • 

Äusserung des Kaisers bei einem parlamentarischen 
Diner bei Herrn v. Caprivi. Er sagte dort: „Es 
ist mir wohl bekannt, dass der Wagenmangel im 
Kohlenrevier (an der Ruhr) von den Gross- 
industriellen in übertriebener Weise geschildert 
wird. Maybach will sich von dem Schienenringe 
nicht die Preise diktieren lassen, er hat ganz 
recht daran gethan, ihm entgegenzutreten und den 
Zuschlag einem ausländischen Werk zu erteilen. 
Solche Ringe sind unhaltbar und ungesund. Ich 
bedaure den Einfluss, den die Grossindustriellen 
zu Bismarcks Zeit auf die Regierung geübt haben. 
Über ilu’e Haltung zum Arbeiterschutz muss ich 
Mein entschiedenes Missfallen ausdrücken.“ 

Im Mai ist Herr v. Maybach zurückgetreten. 
Der Minister hat niemals an dem Portefeuille ge- 
hangen. Er gehörte zu den wenigen Personen, 
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welche selbst dem Fürsten Bismarck gegenüber 
ihre Selbständigkeit zu behaupten vermochten. 
Ob er seine Thätigkeit gehemmt sah, ob er seine 
Kraft nicht in unfruchtbaren Kämpfen aufreiben 
wollte, ob er mit dem Gange der Reform der 

Personentarife nicht übereinstimmte oder über 

• • 

einen unerwartet hohen Ausfall in dem Überschüsse 
der Eisenbahnen verstimmt war, das alles entzieht 
sich der öffentlichen Kenntnis. Man sagte auch, 
es könne nicht überraschen, dass Herr v. Maybach, 
der seit dem Verluste seiner Gattin sich nicht 
mehr der festesten Gesundheit erfreut, in seinem 
neunundsechzigsten Lebensjahre das Bedürfnis 
nach ehrenvoller Müsse empfand, auch wenn er 
bei seinen Massnahmen und Plänen der Unter- 
stützung sowohl der Krone wie der Volksvertretung 
gewiss wäre. 

„Herr von Maybach,“ wurde auf freisinniger 
Seite gesagt, „ist der von den Grossindustriellen 
bestgehasste Minister, und doch hat es kaum je 
einen Verwaltungschef gegeben, der mit strengerer 
Unparteilichkeit und Gewissenhaftigkeit das Ge- 
meininteresse wahrzunehmen suchte. Er konnte sich 
nicht überwinden, die östlichen Grossgrundbesitzer 
oder die westlichen Eisenbarone auf Kosten der 
Steuerzahler zu unterstützen. Und wenn in früheren 
Zeiten die Schienenringe übermässige Preise er- 
zielten, so wussten die Grossindustriellen, dass 
sie nicht dem Minister, sondern dem Kanzler zu 
danken hatten. Die Blätter der rheinisch -west- 
fälischen Grossgewerbe haben seit Jahr und Tag 
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Herrn v. Maybach zum Stichblatt ihrer Angriffe 
gemaclit. Aber er hat sich ihnen nicht gebeugt, 
und die jüngsten Verdingungen von Schienen und 
Kohlen sind Beweis genug von der Wahrnehmung 
des Vorteils der Gesamtheit durcli den Leiter des 
preussischen Eisenbahnwesens. 

An technischer Kenntnis und an Organisations- 
talent überrage Herr von Maybach weitaus die 
Menge von Fachministern, welche in Preusseii 
oder im Auslande des Amtes gewaltet haben. Er 
war von allen Bedürfnissen und Ereignissen seines 
Ressorts bis in die Einzelheiten unteriichtet. Er 
war in der Lage, sich überall ein eigenes, festes 
Urteil zu bilden, und wenn er es gebildet hatte, 
so war er nicht leicht von seinem Standpunkte 
abzubringen. Diese Anerkennung habe dem Mi- 
nister auch die Öffentliche Meinung gezollt, als 
vor einiger Zeit Herr von Stephan, dessen Volks- 
tümlichkeit allgemach verblasst sei, im Herren- 
hause seine Ausfälle gegen den preussischen 
IVlinister machte. Nicht minder habe man Herrn 
V. Maybach nachsagen müssen, dass er sich von 
allem Parteiwesen fern gehalten, dass er der Be- 
gehrlichkeit einzelner einflussreicher Gruppen so- 
wohl in wirtschaftlicher wie in politischer Hinsicht 
Widerstand geleistet und die grosse Zahl seiner 
untergeordneten Beamten und Arbeiter auch bei 
den Wahlen nicht in den Dienst einer Partei ge- 
nötigt habe.“ 

Die preussische Eisenbahnpolitik ist unzwei- 
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felhaft die grossartigste der Welt, nicht nur hin- 
sichtlich ihrer Konzeption, sondern auch durch 
ihren glänzenden Erfolg. Von dem ziffermässigen 
Beweis für diese Thattache einmal abgesehen, 
spricht schon der Umstand dafür, dass bei den 
alljährlich wiederkehrenden Budget - Beratungen 
über das Ergebnis des Staatsbetriebes und seine | 

Aussichten für die Zukunft die einst so heftige ^ 

Opposition sehr bald mit einem an ihr sonst selten I 
zu beobachtenden Stoizismus sich Schweigen auf- 
eiiegte. Das Prinzip war nicht mehr anzugreifen; 
nur Nebensächliches wurde aufgegriffen, um sein 
Bachemütchen für den Erfolg der Begiemngs- 
politik zu kühlen. Nur eine „hohe Säule,“ der 
Privat-Eisenbahn-Direktor a. D., der Abg. Büchte- 
mann, konnte bei solchen Grelegenheiten seine 
Zunge nicht bemeistern, und da er sachlich gegen 
die Verstaatlichung nichts mehr vorzubringen ver- | 
mochte, so gab er seinen endlosen Beden den j 
Charakter des Propheten, welcher dem Staate aus 
diesem Systeme Unheil für die Zukunft in düste- 
ren Bildern prognostizierte. 

Wie ganz anders gestaltete sich die Frage, 
als sie noch im Prinzip seitens der Volksver- | 

tretung erörtert wurde, als noch die Wortführer I 

der liberalen Parteien mit aller Macht gegen das 
neue System sich stemmten und es unternehmen 
konnten, die Angelegenheit als Wahlparole gegen 
die Konservativen auszugeben. Denn nur diese 
waren es, welche den Gedanken der Eisenbahn- 
Verstaatlichung von vorn herein richtig erfassten 

I 
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und energisch für die Durcliführung dieses Systems 
eintraten. 

Ebenso historisch interessant wie charakte- 
ristisch hierfür ist die Budgetberatung von 1879. 
Damals erstattete der Abg. Rickert den Greneral- 
bericht der Budgetkommission, in deren Namen 
er dem Hause dringend die Annahme einer Re- 
solution empfahl: „die königliche Staatsregierung 
aufzufordern, von dem weiteren Ankauf von Privat- 
bahnen für Rechnung des Staates Abstand zu 
nehmen.“ Dieser Resolution stand ein Antrag des 
Abg. Freiherrn v. Hammerstein entgegen, welcher 
das Ersuchen an die Königliche Staatsregierung 
enthielt, „die Durchführung des Staatsbahnsystems 
als Ziel der preussischen Eisenbahnpolitik un- 
verrückt im Auge zu behalten.“ In den Sit- 
zungen des Abgeordnetenhauses vom 13. und 14. 
Februar 1879 tobte der Redekampf über diese 
Anträge; namentlich waren es, ausser dem Be- 
richterstatter der Kommission, die Abgeordneten 
Richter und Lasker, welche lebhaft für den Be- 
schluss der Kommission eintraten, während dem 
Abg. Freiherr v. Hammerstein die Aufgabe zufiel, 
seinen Antrag zu vertreten. Er hatte damit in 
erster Linie eine Erklärung seitens der Staats- 
regierung bezweckt und erreichte den Zweck voll- 
ständig. Denn der Minister Maybach stellte sich 
in einer glänzenden Rede als eifriger Vertreter 
des Staatsbahn Systems dem Hause dar, so dass 
Herr von Hammerstein, der erst tags darauf zu 
Worte kam, mit Genugthuung erklären konnte: 
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„Mein" Antrag will eben mir prinzipiell aussprechen, 
dass eine gedeihliche Entwickelung unseres Eisen- 
bahnwesens in Zukunft nur möglich ist durch 
eine fortgesetzte weitere Ausdehnung des Staats- 
bahnsystems. Er hatte den. Zweck, diese prinzi- 
pielle Erörterung hervorzurufen, an massgebender 
Stelle einen Ausspruch über diese Frage zu ver- 
anlassen, weiter nichts. Der Zweck ist erreicht, 
der Herr Minister Maybach hat gestern das Prin- 
zip, dass wir autstellten, voll und ganz anerkannt, 
er hat hervorgehoben, dass gerade tür Preussen 
die Entwicklung des Staatsbahn Systems eine un- 
umgängliche Notwendigkeit wäre.“ 

Herr v. Maybach ist geborener Westfale und 
stand seit langem inmitten der Eisenbahnverwal- 
tung. Als Regierungsassessor bei der westtälischen 
Bahn angestellt, wurde er von dem damaligen 
Handelsminister von der Heydt beauftragt, die 
Verhandlungen wegen des Ankaufs der ober- 
schlesischen Bahn durch den Staat zu leiten. 
V. Maybach ward nachher mit der Direktion der 
Ostbahn betraut^und fungierte als Staatskommissa- 
rius bei der]< Tilsit-Insterburger Bahn, um später 
als Vortragender Rat in das Handelsministerium 
berufen zu werden. Bei der Annexion Hannovers 
wurde er zum Präsidenten der Direktion der 
Hannoverschen Staatsbahnen und später nach dem 
Rücktritt des Geheimrats Scheele zum Präsidenten 
des Reichseisenbahnamtes ernannt. Die Ruhe, 
welche nach Annahme des Gesetzes wegen Ueber- 
tragung der* preussischen Bahnen auf das Reich 
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in der Durchführung des Reichseisenbahnprojektes 
eintrat, veranlasste Herrn v. Maybach, von seinem 
Posten zurückzutreten, auf direkte Anordnung des 
Fürsten Bisniarck wurde er zum Unterstaats- 
sekretär im Handelsministerium ernannt. Herr 
V. Maybach hat sich als Handels- und späterer 
Arbeitsminister seinen Weg nur sehr allmählich 
und mühsam gebahnt. Seine Eisenbahnpolitik 
stiess nicht bloss auf heftigen Widerstand, auch 
sein parlamentarisches Auftreten gleich in der 
Herbstsession von 1879 erregte im Abgeordneten- 
hause einen Sturm der Entrüstung. Manche per- 
sönliche Interessen, sagte er, würden durch die 
Verstaatlichung der Eisenbahnen verletzt werden, 
die der Direktoren und der Börse. „Aber ich 
rechne es mir gerade als Verdienst an, in dieser 
Beziehung die Thätigkeit der Börse zu beschränken. 
Ich glaube, dass die Börse hier als ein Giftbaum 
wirkt, der auf das Leben der Nation seinen ver- 
derblichen Schatten wirft, und dem die Wurzel 
zu beschneiden und die Aeste zu nehmen, ein ver- 
dienstvolles Werk der Regierung ist.“ 

An den Namen Maybach wird sich für alle 
Zukunft eine grosse Erinnerung in der Eisenbahn- 
politik des preussischen Staates knüpfen. Er hat 
geradezu unvergängliche Verdienste um die blü- 
hende Entwickelung des Verkehrswesens: Das 
soll und kann nicht von ihm genommen werden. 

Bei Gelegenheit der dritten Beratung der 
Sekundärbahn-Vorlage in der Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses vom 2. Juni 1891 entwickelte 
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sich ein ganz aussergewöhnlicher Zwischenfall, 
wie er wohl noch nie bisher in der Geschichte 
unserer Parlamente zu verzeichnen gewesen ist. 
Er gereichte ebenso sehr dem gefeierten Staats- 
mann, dem er galt, zur Ehre, wie dem ganzen 
Hause, dass sich an diesem erhebenden Akte mit 
freudiger Zustimmung beteiligte. Der deutsch- 
konservative Abgeordnete Graf v. Limburg-Stirum 
benutzte nämlich die Gelegenheit der Eisenbahn- 
Vorlage-Beratung, um dem demnächst aus seiner 
langjährigen reichgesegneten Thätigkeit scheiden- 
den Verkehrsminister Herrn v. Maybach zunächst 
im Namen seiner Partei, für die grossen Ver- 
dienste, die er sich um die Hebung und glänzen- 
de Entwickelung des Eisenbahnwesens erworben 
habe, in herzlichen warmen hochanerkennenden 
Worten zu danken. Herr v. Maybach war durch 
diese plötzlich über ihn kommende, vom Beifall 
des ganzen Hauses begleitete Ovation völlig be- 
stürzt, aber auch tief bewegt und antwortete in 
seiner ansprechenden, mannhaften und ehrlichen 
Weise, die ihm vor allem neben seinen grossen 
Verdiensten die allgemeine Achtung, Verehrung 
und Anhänglichkeit bei allen Parteien unsrer 
Parlamente erworben hat. 

Wenn Herr von Maybach in seiner Erwide- 
rung hervorhob , dass er mit dem guten Gewissen 
und dem Bewustsein treuer Pflichterfüllung auf 
sein dem öffentlichen Dienst gewidmetes Leben 
zurückblickt, so wird ihm die Gegenwart und die 
Zukunft die Anerkennung zu Teil werden lassen. 
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nicht nur redlich das Beste erstrebt, sondern mit 
Kraffc und Weisheit Grosses vollbracht zu haben, 
gleichwohl wird man nicht glauben dürfen, dass es le- 
diglich zwingende Gesundheitsrücksichten sind, die 
dem Abscliied des Ministers v. Maybach veranlasst 
haben. Er ist heute nicht minder gesund und arbeits- 
fähig, wie vor einem Jahre, als er um seine Entlassung; 
nachsuchte , dieselbe aber nicht erhielt. Als Fürst 
Bismarck am 17. März 1890 unter den hinreichend, 
bekannten Umständen seine Entlassung eingereicht, 
hatte , wurde dieses vielbewegende Ereignis , wie- 
selbstverständlich auch in einer zu diesem Zweck, 
einberufene Sitzung des preussischen Staatsminis- 
teriums eingehend erörtert. Die Minister v. May- 
bach und Scholz standen damals mit ihrer Auf- 
fassung allein , dass aUe aktiven Minister , welch e- 
die Ehre gehabt hätten, Kollegen eines Fürsten 
Bismarck zu sein, mit diesem stehen und fallen 
müssten. Und sie handelten darnach. Sie einzig; 
und allein reichten ihre Entlassung ein , die äusser- 
lich auch mit den obligaten Gesundheitsrücksichten 
begründet wurde, deren Bedeutung aber bei der 
damaligen politischen Lage garnicht zu verkennen 
war. Gleichwohl lehnte der Kaiser das Gesuch 
in der schmeichelhaftesten Form ab und wartete 
eine andere Gelegenheit ab, um die Minister zu 
entlassen. Es ist ganz unzweifelhaft , dass gewich- 
tige sachliche Beweggründe den Kaiser veranlasst 
haben, nach Herrn v. Scholz auch den Eisen- 
bahnminister die nunmehr wiederholt nachgesuchte 
und wiederum durch Gesundheitsrücksichten be- 
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gründete Entlassung zu bewilligen. Die grossen 
Verdienste desselben, die im preussischen Landtage 
beredt gefeiert wurden, gehören der Vergangenheit 
an. In der Gegenwart ist auf dem Gebiete der 
preussischen Eisenbahnverwaltung Manches ins 
•Stocken geraten , was ins W erk gesetzt zu werden 
verdient hätte. Das Betiiebsmaterial ist unstreitig 
.nicht reichlich genug vorhanden , um auch ausser- 
gewöhnlichen Anforderungen eines besonders stren- 
gen Winters wie des letzten zu genügen. Auf die 
'Tarifreform ist auf halbem Wege stehen geblieben. 
Diese und ähnliche Mängel sind die fast unaus- 
bleiblichen Folgen einer langjährigen , erfolgreichen 
und darum gefeierten Amtsthätigkeit. Der Vor- 
woirf trifft keine einzelne Person, sondern ganz 
•allgemein die menschliche Natur. In ihr liegt es 
begründet, wenn jede längere erfolgreiche Thätig- 
keit auf irgend einem öffentKchen oder privaten 
Gebiete zu einer Abneigung gegen Neuerungen zu 
selbstgefälligem BehaiTen in den ausgetretenen 
Geleisen und einer einseitigen Ueberschätzung der 
eignen Ansichten führt. Die Verhandlungen des 
Abgeordnetenhauses am 2. Juni 1891 über die 
Secundärbahnvorlage wurden sehr erregt, als die 
Forderung für die Bahn Cassel- Wolf hagen- Volk- 
marsen, die seit J ahrzehnten erhoffte Bahn Cassel- 
Köln in den Vordergrund rückte. Zeigte die aus 
Rednern fast aller Fraktionen sich zusammen- 
setzende Opposition deutlich, wie in den weitesten 
Kreisen die Bahn Cassel -Köln als eine dringliche 
Notwendigkeit angesehen wird, so galt neben die- 
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sem besonderen Ziel die Opposition auch noch 
dem jetzigen Eisenbahnsystem im Allgemeinen und 
insbesondere der Thatsache, dass seit einer Reihe 
von Jahren in Preussen — im Gegensatz zu allen 
anderen zivilisirten Staaten — die Herstellung 
von Vollbahnen fast ganz und gar zum Stillstand 
gebracht ist , weil man img glaubt, lediglich durch 
Erbauung vereinzelter Nebenbahnen der Entwicke- 
lung schon genügend Rechnung tragen zu können. 
Nur einer solchen grundsätzlichen Abneigung 
gegen Vollbahnen glaubte einer der Redner die 
bisherige auffällige Behandlung der Linie Cassel- 
Köln zuschreiben zu sollen. Im weiteren wird 
es sich bald entscheiden, ob wir ferner nur in den 
bisherigen Fussstapfen wandeln, oder nach den 
Erwartungen, die allgemein an den Nachfolger 
Maybachs, Herrn Thielen, sich knüpfen, ein 
erweiterter Gesichtskreis für die grossen Auf- 
gaben der Eisenbahnleitung bald zur Geltung 
kommen wird. Nur dem bisherigen System der 
Eisenbahnverwaltung galten die Angriffe in der 
lebhaften Verhandlung des Abgeordnetenhauses, 
während der Person des Ministers auch von der 
Opposition wiederholt Anerkennung ausgesprochen 
wurden. 

Herr v. Maybach wurde durch allerhöchstes 
Schreiben vom 20. Juni 1891 entlassen. Der neu 
ernannte Minister der öffentlichen Arbeiten, bis- 
herige Eisenbahndirektionspräsident Thielen ge- 
hört dem Eisenbahndienst seit 1864 an. Es ist 
ein Sohn des vor einigen Jahren verstorbenen 
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Feldprobstes der Armee, Dr. Thielen. Als Be- 
gierungsassessor wurde er 1864 von der Staats- 
eisenbahnverwaltung übernommen ; 1867 aber schied 
er aus dem Staatsdienste, um in die Direktion 
der Rheinischen Eisenbahngesellschaffc einzutreten. 

Er wurde bald Stellvertreter des Spezialdirektors 
Rennen, der heute noch als Präsident der links- 
rheinischen Eisenbahndirektion in Köln fungiert. 
Infolge der Verstaatlichung trat Thielen wieder 
in den Staatsdienst zurück; er wurde zunächst 
als Geheimer Regierungsrat Mitglied der links- 
rheinischen Eisenbahndirektion, dann Oberregie- 
rungsrat und Abteilungsdirigent bei derselben, 
und 1882 Präsident der Eisenbahndirektion in 
Elberfeld. Im Jahre 1887 wurde er in gleicher 
Eigenschaft nach Hannover versetzt. Der Minister 
Thielen steht im 61. Lebensjahre. 
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Hohe Militärs. 

Am 1. Januar 1888 empfing Kaiser Wilhelm 
I. wie viele andere hohe Gratulanten auch die 
Generäle und Kommandeure der Leibregimenter, 
letztere hatten dem Kaiser auch die Monats- 
rapporte zu überreichen. Viele Generäle hatten 
sich zu Fuss in das Palais begeben , die martialische 
Gestalt des Chefs der Admiralität, General v. 
Caprivi, ragte aus einer Gruppe höherer Offiziere 
hervor. Mit lautem Jubel wurde der General- 
feldmarschall Graf Moltke, der schlicht, wie 
immer, ein einfaches Gefährt benutzte, empfangen ; 
auch die Generäle v. Werder, v. Pape, v. Schlieffen, 
V. Alten, V. Waldersee wurden bemerkt. 

Der Empfang der Generalität gestaltete sich 
echt charakteristisch und echt soldatisch. 

Generalfeldmarschall Graf Moltke erschien an 
der Spitze derselben. Der Kaiser der an seinem 
Arbeitstisch mit Schreiben beschäftigt gesessen 
hatte, stand auf, trat den Eintretenden entgegen 
imd ohne den Grafen Moltke zu Worte kommen 
zu lassen, rief er ihm zu: „Wie sind Sie in das 
neue Jahr hinübergekommen, lieber Moltke, schla- 
fend oder wachend?“ 
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„Geschlafen habe ich,“ war die Antwort 
Moltkes. Der Kaiser hörte dies mit Lächeln an. 

„Ich hoffe,“ fuhr er zu Moltke gewendet, 
fort: „Ich hoffe, dass Sie mit dem, was in diesem 
Jahre dienstlich an Sie herantreten wird, zufrie- 
den sein werden.“ 

Die Generäle nahmen dann Aufstellung, es 
reihten sich aneinander die Generäle v. Blumen- 
thal, V. Stichle, V. Pape, v. Waldersee, v. Heuduck, 
dann die Divisionsgeneräle, deren E-eihe General- 
lieutnant Graf Wartensleben scliloss. Der Kaiser 
ging die Reilie der Generäle entlang, reichte 
jedem die Hand und richtete an ihn einige freund- 
liche Worte. Etwas ausführlicher gestaltete sich 
die Ansprache, die der Kaiser an den General 
V. Heuduck richtete. Derselbe war, wie später 
verlautete, um seinen Abschied eiiigekommen und 
zur Betreibung des Gesuches nach Berlin ge- 
kommen. Am Schluss des Gespräches, das der 
Kaiser mit General v. Heuduck führte, sagte der 
Kaiser: 

„Sie sind noch viel zu jung zimi Abschied, 
ich kann Sie noch nicht entbehren.“ 

Der General v. Heuduck verbeugte sich 
schweigend. 

Nachdem der Kaiser die Reihe der Generäle 
abgegangen war, stellte er sich denselben gegen- 
über und sagte mit erhobener Stimme: 

„Ich bemerke Ihnen, meine Herren, dass Ihre 
Hauptaufinerksamkeit in diesem Jahre die Kaiser- 
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Manöver, welche das dritte Corps und das Garde- 
Corps abhalten, in Anspruch nehmen werden.“ 

Diese Bemerkung wiederholte der Kaiser 
noch zwei Mal in ähnlichen Wendungen. Seine 
Worte machten auf die Versammelten den positi- 
ven Eindruck, als wolle er ernstliche Eventuali- 
täten damit ab weisen. 

„Müncheberg,“ das war die friedliche Parole, 
die Kaiser Wilhelm I. am Neujahrstage für das 
Jahr 1888 austeilte! 

Am 27. Januar 1888 ernannte der Kaiser 
den Oberst Prinzen Wilhelm aus Anlass seines 
Geburtstages zum General-Major und Kommandeur 
der zweiten Garde-Infanterie-Brigade. Der Prinz 
erhielt seine Ernennung in Form des bekannten 
blauen Briefes am Morgen seines Geburtstages 
im Stadtschlosse zu Potsdam. Bei der Gratula- 
tion des Offizierkorps des Garde-Husaren-Regiments 
nahm er Gelegenheit, demselben von seinem Avan- 
cement Mitteilung zu machen. Als der Prinz von 
Potsdam in Berlin eintraf, wurde er von den 
Generälen von Pape und von Waldersee am Bahn- 
hof empfangen und in den königlichen Salon ge- 
führt. Dort harrte des Prinzen — Schneider- 
meister Robrecht mit einer vollständigen Generals- 
uniform, welche der Prinz in Zeit von vier Mi- 
nuten angelegt hatte. Sodann fuhr der Prinz 
nach dem königlichen Palais, um sich dem Kaiser 
als General-Major zu melden und zugleich den 
Dank für das Geburtstagsgeschenk auszusprechen. 

Abermals erinnerte der Kaiser an die Ma- 
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növer der Grarde und des dritten Armeekorps. 
„Da wirst Du Deine Probe als Brigadegeneral 
ablegen,“ sagte er zu dem Enkel. 

Es ist so gekonunen. Die Kaiser-Mannöver 
haben stattgefunden — unter Wilhelm II. Nicht 
als Brigade-General mehr hat dieser seine Probe 
bestanden, sondern als höchster Kommandieren- 
der. Die von Kaiser Wilhelm I. am Neujahrs- 
tage 1888 ausgegebene Parole „Müncheberg“ ist 
zur Wahrheit geworden, wenn auch in anderer 
Weise als Wilhelm I. es sich wohl denken 
mochte. 

Zur Teilnahme an dem Kaisermanöver fanden 
sich deutsche und nichtdeutsche Fürstlichkeiten 
ein : der König von Sachsen, die Prinzen Hein- 
rich, Albrecht und Friedrich Leopold von Preussen, 
die Prinzen Arnulf und Alfons von Bayern, der 
Grossfürst Nikolaus , der Kronprinz von Griechen- 
land, Erzherzog Albrecht von Oesterreich. Der 
Kaiser selbst übernahm mehrmals das Kommando 
eines Korps, wie am 14. September das des 
Gardekorps, gegen welches etwa 50 Schwadronen 
anstürmten, das aber durch einen rechtzeitig 
unternommenen Sturmangriff seiner ganzen Infan- 
terie den Gegner rasch um die Früchte seines 
Ueberfalls brachte. Ein Offizier schrieb hierüber : 
„Der Gedanke, dass der Kaiser des deutschen 
Keiches durch die Leitung des Gardekorps sich 
nicht nur der Kritik der Armee, sondern auch 
derjenigen der öffentlichen Meinung, ja bei der 
Anwesenheit fürstlicher , im Kriegswesen als 
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Autoritäten anerkannter Gäste sogar dem Urteil 
von ganz Europa aussetzte, beunruhigte mich an- 
fangs, bis ich mir sagen musste, dass der Kriegs- 
herr, vielleicht einst auch Führer der Armeen 
im Kriege, das natürliche Bestreben haben muss, 
selbst zu lernen und selbst Erfahrungen zu sam- 
meln, und das nachzuholen, was sein Vater und 
Grossvater ebenfalls gründlich durchgemacht hat- 
ten, ehe sie die höchsten Kommandos antraten. 
Auch beruhigte mich der Gedanke , dass die 
Unterstützung hoher und erfahrener Offiziere ihn 
vor jedem Fehltritte, seine Dispositionen vor jedem 
Scheitern bewahren würden. Aber wie erstaunten 
wir, als wir sahen, dass der Kaiser sich geflissent- 
lich von seiner militärischen Umgebung fernzu- 
halten schien, keine Frage an dieselbe richtete, 
sondern im Gegenteil alle Meldungen persönlich 
annahm und sofort die nötigen Anordnungen für 
die weiteren Bewegungen in eigener Person gab. 
Das Erstaunen wuchs, als wir an diesem und be- 
sonders an dem folgenden Tage, an welchem der 
Kaiser die beiden Kavalleriedivisionen führte, be- 
merken konnten, wie von anderer Seite ihm Mel- 
dungen zukamen, wie durch neue, unvorhergesehene 
fremde Dispositionen seine Pläne durchkreuzt 
wurden, und der fürstliche Herr sich genötigt sah, 
wie es schien, unvorbereitet und schnell neue 
Dispositionen zu treffen, und dass dieses mit einer 
Buhe und Besonnenheit geschah, die einen alten 
Soldaten mit hoher Befriedigung erfüllte.“ Erz- 
herzog Albrecht und König Albert von Sachsen 
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sprachen sich in Wien mit ausserordentlicher An- 
erkennung über die Leitung dieser Manöver aus. 
Beweglichere Truppen als das dritte Armeekorps 
habe er überhaupt noch nie gesehen, sagte der 
Erzherzog. 

In dem jungen Monarchen und Armeeführer 
mochte sehr früh der Gedanke sich durchringen, 
sein eigener Generalstabschef werden zu sollen, 
wie er sein eigener Reichskanzler und Minister- 
präsident war. Zunächst wurden grosse Reformen 
in allen Zweigen des Militär- wie Marinewesens 
vollzogen, verbunden mit einem allgemeinen Ver- 
jüngungsprozess in den höheren Ofiizierskr eisen. 
Neue Organisationen des Heeres wie zunehmende 
numerische Verstärkungen desselben haben immer 
von neuem den Reichstag beschäftigt. Als 1887 
das neue Wehrgesetz mit der Wiederherstellung 
der Landwehr zweiten Aufgebots vorgelegt worden 
war, und zugleich neue grosse ICredite zu ein- 
maligen Ausgaben verlangt worden waren, provo- 
zierte Herr von Bennigsen als Vorsitzender der 
Budgetkommission eine Erklärung des Kriegs- 
ministers Bronsart von Schellendorff, ob nun mit 
diesen Neuforderungen die Anforderungen der 
Militärverwaltung abgesclüossen seien. Der Kriegs- 
minister gab darauf laut Kommissionsbericht vom 
31. Januar 1888 die Erklärung ab: 

dass zwar ein Versprechen, nichts weiter 
zu fordern, nicht gegeben werden, wolil aber 
ausgesprochen werden könne, dass die Regierung 
die Verabschiedung dieser Vorlage und die An- 
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nähme einer zugehörigen .Finanzvorlage als einen 
Abschuss der gegenwärtigen Entwicklungsperiode 
unseres Heerwesens betrachte, und z. Z. auch 
seitens der Mlitärverwaltung kein Bedürfnis be- 
stehe, mit Neuforderungen hervorzutreten. 

Kriegsminister Bronsart von Schellendorff 
brachte aber in der folgenden Session einen Nach- 
tragsetat behufs Verstärkung der Feldartillerie ein. 
Er entschuldigte dies damit, dass man erst im 
Spätherbst 1888 definitive Kenntnis von That- 
sachen in den Nachbarstaaten erlangt habe, welche 
die erhöhte Augmentation der Artilleiie bedingten. 
Wiederum wurde von nationalliberaler Seite die 
Frage gestellt, ob nun damit die Mehrforderungen 
erschöpft seien. Darauf wurde laut Kommissions- 
hericht in der Plenarsitzung vom 21. März 1889 
die Antwort gegeben : dass innerhalb der Militär- 
verwaltung nicht die Absicht bestehe, den durch 
die gegenwärtige Vorlage bedingten Mehrbetrag 
an Feldartilleristen vor Ablauf der Dauer des 
jetzt geltenden Militärgesetzes in anderer Weise 
zu decken, als jetzt in Aussicht genommen sei. 

Seit Abgabe jener Erklärung war Bronsart 
V. ScbellendorfF durch den General v. Verdy als 
Kriegsminister ersetzt worden. Dieser stellte als- 
bald Mebrforderun gen, die sein Vorgänger in keiner 
Weise angedeutet batte, behufs Bildung von zwei 
neuen Armeekorps. Auch diese Mebrforderungen 
wurden bewilligt. Wiederum stellte Herr von 
Bennigsen in der Budgetkommission die übliche 

Frage, ob denn nunmehr das Bedürfnis nach neuen 
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Organisationen abgeschlossen sei. Der Kriegs- 
minister General v. Verdy bestätigte dies in der 
rückhaltlosesten Weise. Demgemäss berichtete 
der Berichterstatter der Budgetkommission am 
13. Januar 1890 im Plenum, es sei der ganze 
Gedanke der Neuformation der beiden Korps als 
ein Schlussstein anzusehen für das organisatorische 
Gebäude, welches im Kriegsministerium seit langen 
Jahren aufgerichtet wäre. Schliesslich, so refe- 
rierte der Berichterstatter der Kommission weiter, 
wurde in der Kommission angefragt, ob hiermit 
die Organisation vollständig abgeschlossen sei. 
Darauf erwiderte der Kriegsminister, dass aller- 
dings noch 4 Kompagnien Pioniere und 6 Kom- 
pagnien Train in Aussicht genommen seien, aber 
auch diese neuen Formationen sollten innerhalb 
des Rahmens des Septennatsgesetzes geschehen. 

Die neue Vorlage vom Mai 1890 erklärte sich 
nicht aus veränderten Verhältnissen der Nachbar- 
staaten, sondern daraus, dass plötzlich in den 
höheren militärischen Regionen Deutschlands 
Strömungen massgebend geworden waren, welche 
noch vor einigen Wochen nicht in Betracht kamen. 

Am 14. Mai sprach Herr v. Verdy im Reichs- 
tage von Plänen für die fernere Organisation des 
Heeres. Er behielt sich nähere Mitteilungen fdr 
die Beratungen in der Kommission vor. Zwei 
Tage später bestätigte der Reichskanzler von Ca- 
privi im Wesentlichen diese Ankündigung, indem er 
sagte, man möge, wenn die verbündeten Regie- 
gierungen später mit Entwürfen, die bis dahin ge- 
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reift seien, vor den Reichstag treten, nicht er- 
schrecken, „wenn die Prozentzahl der Präsenz- 
zifFer ein Prozent der Bevölkerung oder noch etwas 
mehr betragen sollte als bisher.“ Er sprach von 
der Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
nach der Schamhorst’schen Idee und fügte hinzu : 
„Es kann sich nur noch fragen — darauf be- 
zog sich die Äusserung, die der Herr Kriegs- 
minister über andere Pläne gemacht hat — ob 
wir in diesem Zustande verharren und uns nur 
schrittweise von Mann zu Mann durch das Aus- 
land drängen lassen, oder ob wir der Sache dreist 
in’s Gesicht sehen und uns sagen: Kommt der 
Zukunftskrieg, so kann kein waffenfähiger Mann 
zu Hause bleiben. Wir wollen alle die Organisation 
so schaffen, dass alle zum Waffendienst ausgehobenen 
Leute auch fähig sind, die Waffen auszunutzen.“ 
Allerdings machte Herr v. Caprivi in dieser 
Rede einige Vorbehalte, indem er erklärte, dass 
die verbündeten Regierungen noch keine Beschlüsse 
gefasst haben. „Das würde aber die Voraussetzung 
zum Dasein und zur Mitteilung eines festen Planes 
sein.“ Ein „fester Plan“ bestand also noch nicht, 
wohl aber eine in weiten Umrissen gehaltene Ab- 
sicht zur allmählichen Ausbildung aller waffen- 
fähigen Personen. Bis dahin herrschte im Wesent- 
lichen Übereinstimmung zwischen den Auslassungen 
des Reichskanzlers und des Kriegsministers. In 
der Kommission führte nun Herr v. Verdy aus: 
„Ich erachte für die Zukunft den Weg für uns 
angezeigt , dass wir uns aus uns selbst heraus zu 
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aller Kraft entwickeln, welche für die Entschei- 
dungen wir zu erreichen fähig sind. Es ist die 
Konsequenz des Scharnhorstschen Gedankens der 
Allgemeinen Wehrpflicht, den er seihst in seinen 
Projecten gegangen ist, dass jeder Waffenfähige 
auch zum Gebrauch der Waffen ausgebildet wird. 
Nun haben wir augenblicklich jährlich 11500 
Mann zurückgestellte Leute, ausserdem etwa 20000 
Mann bedingt auszubildender aus der Gesammt- 
zahl derselben — für den Augenblick, wo drei 
Jahrgänge zur Verfügung stehen, also etwa 54000 
Mann. Wir sind in der Lage, diese sofort einzu- 
stellen, aber wenn wir solide ausbildeii wollen, 
und das wollen wir, so müssen und können wir 
nur schrittweise Vorgehen. Wir wollen uns nicht 
in die Breite ausdehneo, sondern den Zuschuss 
an Mannschaften wollen wir dem innern Gehalt 
der Armee und der weiteren Entwickelung der 
einzelnen Waffen hinzufügen. Wir können auch 
aus Mangel an Ausbüdungspersonal nur sehr 
schrittweise Vorgehen, so dass wir auf längere 
Zeit hinaus abschnittsweise Vorgehen würden, zu- 
erst etwas schneller, um den Vorsprung der Andern 
ein wenig auszugleichen, später kann nur in dem 
Prozentsätze fortgefahren werden, den die Zunahme 
der Bevölkerung ergiebt.“ 

Man versicherte damals, dass Herr von Verdy 
diese Ankündigung im besonderen Aufträge des 
Kaisers gemacht habe. Es lässt sich nicht leug- 
nen, dass diese Mitteilung ausserordentlich gi’osses 
Aufsehen, sowohl im Reich stage als im Volke 
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machte und eine Beunruhigung erzeugte, welche 
einen Augenblick die ganze Vorlage zu gefährden 
schien. Man machte Herrn v. Verdy im Voraus 
für ein Scheitern des Gesetzes verantwortlich, 
als ob er willkürlich Pläne gezeichnet hätte, von 
denen an leitender Stelle nichts bekannt war. Der 
Kriegsminister hatte gesagt, dass er dasjenige 
mitteile, was er „als ehrlicher Mann mitteilen 
müsse.“ Nun kam der Reichskanzler von Caprivi 
in die Kommission und erklärte sichtlich im Ge- 
gensätze mit seinen eigenen, früheren Ausfüh- 
rungen : 

„Die vom Ehiegsminister angedeuteten Zu- 
kunftspläne hätten sich zu düsteren Gestaltungen 
in der Bevölkerung verdichtet und es sei deshalb 
nötig, die Vorlage wieder mehr als daserscheinenzu 
lassen, was sie sei. Was über weitere Pläne ge- 
sprochen worden sei, sei aus der Absicht hervor- 
gegangen, auf keinen Fall unwahr zu sein. Es 
handle sich aber dabei vorerst nur um schätzens- 
werte Ideen, von denen er selbst noch nicht wisse, 
welche Stellung er dazu zu nehmen hätte, noch 
weniger, welche die verbündeten Regierungen ein- 
nehmen würden. Man müsste jedenfalls vorher 
die finanzielle Seite der Sache erörtert haben, das 
Aufbringen so grosser Summen bringe aber viel 
Schwierigkeiten mit sich. Er und der Kriegs- 
minister hätten nur ehrlich auffcreten wollen.“ 

Herr von Caprivi verstärkte diese Zurück- 
weisung der Zukunftspläne mehr und mehr, bis 
er schliesslich erklärte , von ihnen überhaupt 
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nichts zu wissen, wenigstens als Reichskanzler 
nichts zu wissen. Durch diese Missverständnisse, 
welche wohl nur durch Vorgänge hinter den Kou- 
lissen zu erklären sind, wurde Herr von Verdy 
schon während der Beratung im Reichstage derart 
verstimmt, dass er bei der dritten Lesung des 
Gesetzes eine Beteiligung an der Debatte fast 
gänzlich unterliess. Eines ist sicher, dass sich 
nämlich in dem Plane des Kriegsministers — er 
war ja doch für die Ideen des Kaisers verant- 
wortlich — ein Rechenfehler befand. Und dieser 
Rechenfehler bestand darin, dass Herr von Verdy 
die thatsächlichen Verhältnisse nicht genügend 
berücksichtigte. Wollte er seine Reform, die ja 
im Wesentlichen eine Durchführung der allge- 
meinen Wehrpflicht auf breitester Basis sein sollte, 
im Anschluss an die bisherigen Anschauungen 
unserer militärischen Kreise aufbauen, so musste 
er in scharfen Konflikt mit den volkswirtschaft- 
lichen Bedürfnissen und Anforderungen Deutsch- 
lands geraten. Strebte er aber die Reform mit 
Berücksichtigung der thatsächlichen Leistungs- 
fähigkeit des Volkes, der wirtschaftlichen Kräfte 
des Deutschen Reiches an, so stiess er auf die 
energische Gegnerschaft derjenigen militärischen 
Anschauungsweise , welche eine Verminderung der 
Dienstzeit im Interesse der Schlagfertigkeit unseres 
Heeres für unthunlich erklärt. Mit grosser Ent- 
schiedenheit kam diese Richtung in der bekannten 
Rede des General-Lieutenants Vogel von Falken- 
stein in der Kommission des Reichstags zur Gel- 
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tung. Ein Widerspruch der Reformpläne Verdy^s 
mit den thatsächlichen Verhältnissen musste also 
unter allen Umständen entstehen. Und diesem 
Widerspruch ist der Kriegsminister schliesslich 
zum Opfer gefallen. Es ist dabei fraglich ge- 
blieben, ob Verdy ein Anhänger der verminderten 
Dienstzeit ist, oder nicht, diese Frage ist aber 
auch nur insofern von Belang, als sie einen ge- 
wissen Rückscliluss auf die Stellung des Kaisers 
gestatten würde und zugleich ein Licht würfe auf 
die Stärke der Militairpartei, welche gegen eine 
Erleichterung der Dienstzeit steht. 

Der General v. Verdy nahm, als er sein 
Portefeuille quittirte, noch harte Vorwürfe von 
Seiten der gouvernementalen Presse mit auf den 
Weg. „Die Volksvertretung ist“, so wurde ge- 
sagt, mit weitausschauenden Zukunftsplänen auf 
militärischem Gebiete bekannt gemacht, welche 
wie schliesslich erklärt wurde, die Heeresleitung 
schon jetzt vorgetragen hat, weil sie die Pflicht 
fühle, ganz offen zu sein. Nicht minder offen 
aber wurde hinzugefügt, dass es diesen Projekten 
bis jetzt an der Zustimmung der zuständigen 
Stellen fehle und so lässt sich, von Opportuni- 
tätserwägungen zu schweigen, selbst die Frage 
aufwerfen, ob es nicht Pflicht gewesen wäre, die 
einseitigen Absichten eines Beraters der Krone 
nicht eher dem Reichstag zu unterbreiten, als bis 
sie durch das Gutachten der zunächst berufenen 
Stellen auf die Basis gebracht waren, welche die 
ErÖfihung der Discussion verfassungsgemäss recht- 
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fertigt. Ein solcher Verzicht auf ein verfrühtes 
und selbständiges Vorgehen hätte dem Klriegs- 
minister vielleicht um so leichter fallen können, 
als es sich um Pläne handelt, deren Ausführung, 
vde gesagt wurde, melir als den Zeitraum eines 
Menschenlebens in Anspruch nehmen soll, die also 
einer zukünftigen Generation doch mehr von ihren 
Sorgen abiiehmen, als nöthig ist, oder Beschlüssen, 
die ihren Befugnissen und ihrem Urteil vor- 
greifen , eine ernsthafte Bedeutung in Aus- 
sicht stellt. Diese Einwendungen drängen sich 
mit voller Schärfe auf, wenn man sieht, dass die 
Entwickelung der erwähnten, als „schätzenswerth“ 
bezeichneten Ideen vorläufig ,,ohne jeden ausglei- 
chenden Gewinn, nur für die Demokratie wertvoll 
gewesen ist.“ 

Die allmähliche vollständige Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht, die thatsächliche 
Einstellung und Ausbildung jedes waffenfähigen 
Mannes war ja unstreitig eine durchaus demokra- 
tische Massregel. Ging die Regierung mit einer 
solchen voran, so hatten die demokratischen Kreise 
grosse Lust, die Grundsätze der Demokratie auch 
noch auf andere Punkte auszudehnen und zunächst 
die Umgestaltung der im Offizierkorps herrschen- 
den Ordnungen und des Einjährig-Freiwilligen- 
Systems zu fordern. Richter stellte der Vorlage 
gegenüber ein höchst einfaches Programm auf: 
,, Keine neuen Soldaten ohne entsprechende Ver- 
kürzung der Dienstzeit.“ Rickert beantragte die 
jährliche Festsetzung der Friedenspräsenzstärke, 
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von Bennigsen äusserte die Ansicht, dass, je 
mehr die Präsenzstärke sich erhöhen und die 
Forderungen für das Ausbildungspersonal wach- 
sen, desto mehr die Notwendigkeit eintrete, die 
Leistungen durch irgend welche Zugeständnisse, 
wie Verkürzung der Dienstzeit, auszugleichen. 

Die Opposition ging mit um so grösserem 
Triumphe aus den Verhandlungen hervor, als das 
Septennat in denselben zu Grabe getragen war. 
Hatte man doch immer behauptet, es sei in erster 
Linie eine rein militärisclie, nur von den IVIilitärs 
zu entscheidende Frage, ob die Präsenzzilfer jähr- 
lich, oder alle drei Jahre, oder alle sieben Jahre 
festgestellt werde. Nun kam der neue Reichs- 
kanzler, der nicht lediglich wde sein Vorgänger 
dem Titel und Range nach General, sondern in 
Wirklichkeit ein ausgezeichneter Militär und Feld- 
herr ist. Herr von Caprivi aber erklärte — er 
hatte diese Aeusserung bereits bei der ersten Be- 
ratung des Wehrgesetzes im Reichstage gethan — 
ob das Septennat beibehalten oder aufgegeben 
werde, dass sei „nicht wesentlich eine militärische 
Frage.“ „Es ist eine konstitutionelle Frage, will 
ich sagen, es ist eine Frage, über die sich in jeder 
Beziehung reden lässt. Warum sollen es gerade 
sieben Jahre sein? Es können auch neun, fünf, 
drei Jahre sein. Darüber kann man streiten, und 
ich gebe zu, wenn einmal die Durchführung der 
Scharnhorst’schen Ideen, also die Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht in die Hand ge- 
nommen werden soll, dann wird , soviel ich wenig- 
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stens übersehe, es mit siebenjährigen Perioden nicht 
mehr gehen . . . Also das ist ein Gebiet, auf 
dem mehr der Politiker mit zu reden haben wird, 
als der Soldat, es ist aber keine Frage, die das 
Sein oder Nichtsein der Armee in Frage stellt.“ 

Alle Welt war mit einem Male einig, dass 
bei der Absicht der Militärverwaltung, die all- 
gemeine Wehrpflicht nach Massgabe der Bevöl- 
kerungszitfer durchzuführen, an das Septennat nicht 
mehr zu denken sei. 

Die im Anfänge des Monats Februar (1891) 
in den Zeitungen gebrachte Nachricht, dass Graf 
Waldersee seines Amtes als Chef des General- 
stabes der Armee enthoben werden solle, wurde 
bald bestätigt durch die Veröffentlichung der fol- 
genden Kabinetsordre : 

„Ihrem Abschiedsgesuch vom 30. d. M. vermag 
ich nicht zu entsprechen, denn Ihre bisher gelei- 
steten Dienste sind Mir zu wertvoll, als dass Ich 
schon jetzt auf dieselben verzichten möchte. Ich 
habe Sie für den Fall eines Krieges zur Führung 
einer Armee in Aussicht genommen und erachte 
es zu diesem Zwecke — da Sie seit langer Zeit 
dem Truppendienst entzogen gewesen sind — im 
Interesse der Armee für geboten. Sie zunächst an 
die Spitze eines Armeekorps zu stellen, wo Sie 
Ihre vortreffllichen Führereigenschaften zur Gel- 
tung zu bringen in der Lage sein werden. Es 
wird Mir sehr schwer. Sie damit als Chef des 
Generalstabes verlieren zu sollen, indessen halte 
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Ich Mich verpflichtet, Meine diesbezüglichen per- 
sönlichen Wünsche den eben erwähnten Interessen 
der Armee unterzuordnen. Indem Ich Sie daher 
von der Stellung als Chef des Generalstabes der 
Armee entbinde, ernenne Ich Sie hierdurch, unter 
Belassung in dem Verhältnis als Mein General- 
adjutant und k la suite Meines Ulanenregiments 
(1. Hannoversches) Nr. 13, zum kommandierenden 
General des IX. Armeekorps. 

In diese Ihre neue Stellung folgt Ihnen Mein 
lebhafter und herzlicher Dank, nicht nur für Ihre 
Mir persönlich stets bethätigte treue Hingebung, 
sondern auch für die hervorragenden Dienste, 
welche Sie als Chef des Generalstabes Mir und der 
Armee geleistet haben. Ich gedenke hierbei der 
trefi‘lichen Unterweisungen, durch welche Sie Mich 
seiner Zeit mit den umfassenden Aufgaben des 
Generalstabes vertraut gemacht, und hebe hervor 
die energische Durchf ührung der Organisation des 
Generalstabes, die umsichtige Heranbildung der 
Offiziere desselben, die zweckmässigen Vorarbeiten 
für eine etwaige Verwendung der Truppen im 
Felde und die noch bei den letzten Manövern vor 
Mir besonders hervorgetretenen ausgezeichneten 
Leistungen in Anlage grosser Truppenübungen. 

An Meinem unlängst begangenen Geburtstags- 
feste habe ich Ich Ihnen bereits durch Verleihung 
des Gross-Komthurkreuzes Meines Hausordens von 
Hohenzollern Meinen Königlichen Dank für alle 
Ihren hohen Verdienste zu erkennen gegeben und 
lasse es Mir zur angenehmen Pflicht gereichen. 


220 


1 


diesen Dank aus vollem Herzen in dem Augen- 
blicke zu wiederholen, wo Sie an die Spitze des- 
jenigen Armeekorps treten, welches Mir vermöge 
seiner Beziehung zur Heimatprovinz Ihrer Majestät 
der Kaiserin und Königin, Meiner vielgeliebten 
Gemahlin, besonders nahe steht. Ich verbinde 
damit den Ausdruck der Überzeugung, dass Sie 
in Ihrer neuen ^vichtigen Stellung volle Befriedi- 
gung finden und den hohen Erwartungen ent- 
sprechen werden, die Ich jederzeit an Ihre Be- 
gabung, Ihren Eifer und Ihre Pflichttreue zu stellen 
gewohnt gewesen bin.^^ 

Als diese Kabinetsordre veröfientlicht wurde, 

fragte man, ob Graf Waldersee sich schliesslich 

• • 

mit der Übernahme des Armeekorps einverstanden 
erklärt habe, oder ob sie vielmehr bestimmt war, 
ihn erst zu diesem Entschlüsse zu bringen. Un- 
zweifelhaft ging aus der Ordre hervor, dass die 
Entbindung des Generalstabschefs von seinem Amte 
gegen seinen Wunsch erfolgt war. Ebenso un- 
zweifelhaft war, dass Graf Waldersee seine Er- 
nennung zum kommandierenden General nicht als 
eine Beförderung anzusehen in der Lage war. 
So schmeichelhaft es ihm sein konnte, dass er 
gerade nach der Heimatprovinz der Kaiserin ver- 
setzt werden sollte, so wäre es ihm selbst viel- 
leicht angenehmer gewesen — sollte er überhaupt 
Korpsführer werden — in BerKn zu bleiben und 
sobald der Platz frei würde, die Stelle eines 
kommandierenden Generals des Gardekorps zu er- 
halten. Bei diesem Wechsel wären auch die 
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mannichfachen Mutmassungen über die Natur und 
Tragweite der Amtsentbindung des Grafen Walder- 
see ausgeblieben. 

Der Inhalt der Kabinetsordre konnte in dem 
Grafen Waldersee gemischte Gefühle erregen. Der 
Kaiser erkannte die wertvollen Dienste des Gene- 
rals an, er sagte ihm herzlichen Dank, er hob — 
vielleicht angesichts der Gerüchte, die letzten 
Manöver seien die Quelle der heutigen Vorgänge 
— gerade die bei diesem Anlasse bewährten aus- 
gezeichneten Lei.stungen des Generalstabchefs in 
Anlage grosser Truppenübungen hervor. Was 
der oberste Kriegsherr über die Thätigkeit des 
Generals in seinem Amte rühmte, konnte nur sein 
Ansehen in dem öffentlichen Urteil befestigen. 
Allein wenn der Kaiser meinte, er habe den Grafen 
für den Kriegsfall zur Führung einer Armee in 
Aussicht genommen, so mochte diese Bemerkung 
seine Erwartungen herabgestimmt haben. Denn 
es ist nicht unwahrscheinlich, dass er sich für den 
Kriegsfall nicht für den Führer einer Armee, 
sondern der Arniee, selbstverständlich unter der 
Leitung des Kaisers selbst, dachte und nicht nur 
das Amt, sondern auch die Stellung, den Einfluss 
des verstorbenen Grafen Moltke zu erlangen hoffte. 
Und wenn der Kaiser betonte, Graf Waldersee 
sei seit langer Zeit dem Truppendienste entzogen, 
und solle jetzt seine vortrefflichen Führereigen- 
schaffcen zur Geltung bringen, so war es allerdings 
richtig, dass Graf Waldersee, seit er 1873 das 
Kommando über das dreizehnte Ulanenregiment 
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aufgab, um Chef des Generalstabs des zehnten 
Armeekorps zu werden, keine grösseren Truppen- 
körper geführt hatte. Allein, dass er darum noch 
der Ausbildung oder praktischen Uebung in der 
Truppenführung bedürfe, konnte man um so weniger 
annehmen, als der Chef des Generalstabs der Armee 
der berufene Kritiker und Lehrer in der Truppen- 
führung ist. Unter diesen Umständen wusste man 
nicht, ob Graf Waldersee gerade durch diesen 
Punkt der Begründung seiner Amtsveränderung 
so weit befriedigt sein würde, um im Dienste zu 
verbleiben, in welchem er, wie der Kaiser ihm 
bezeugte, in hohem Masse Begabung, Eifer und 
Pflichttreue bewiesen hat. Der Stellung des 
Generalstabchefs ist in Zukunft eine andere Be- 
deutung gegeben, als sie ihr bisher beiwohnte. 
Der Kaiser will sein eigener Generalstabschef sein. 
Nach der Organisation, welche der Generalstab 
— im Gegensatz zu den Einrichtungen in fast 
allen übrigen Staaten — durch Moltke erhalten 
hat, ist, wie der Freiherr von Fircks in seiner 
Scliriffc über den Grafen Moltke und den General- 
stab sagt, „der jedesmalige Chef des Generalstabes 
der Armee auch gleichzeitig zur oberen Leitung 
der Operationen des gesamten Heeres im Kriege 
berufen.“ In diesem Sinne hat sich auch der 
frühere Kriegsminister Bronsart von Schellendorff 
in seinem Werke: „Der Dienst des Generalstabes“ 
ausgesprochen. Indem der Verfasser ausführt, 
dass sich in der Organisationsfrage der preussische 
Generalstab ganz besonders von den Generalstäben 
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der anderen grossen kontinentalen Heere unter- 
scheidet, fährt er fort: 

„Es kommt hierbei wesentlich die Stellung 
des Chefs des Generalstabes der Armee in Betracht. 
Man wird nicht in Abrede stellen können, dass 
für den Kriegsfall es das Beste ist, wenn die mit 
der Leitung der Operationen zu betrauende Per- 
sönlichkeit dieselbe ist, welche schon im Frieden 
die erforderlichen Vorarbeiten in der Hand hat. 
Denn es erscheint bei der Schnelligkeit, mit wel- 
cher jetzt die wohlorganisierten Heere von dem 
Friedens- auf den Kriegsfuss übergehen und per 
Eisenbahn den Aufinarsch an den Grenzen vollen- 
den können, ganz unzulässig für letztere Bewegung, 
welche ja schon die Einleitung der Operationen 
bildet, sich erst im Momente der Mobilmachung 
schlüssig zu werden. Man würde dadurch eine 
kostbar unersetzliche Zeit verlieren. Dass aber 
einer erst in diesem Augenblick zu berufenden 
Persönlichkeit zugemutet werden soll, die Leitung 
der Operationen, nachdem letztere schon durch 
den im Frieden vorbereiteten und nun in der Aus- 
führung begriffenen Eisenbahnaufmarsch in eine 
ganz bestimmte Richtung gebracht sind, zu über- 
nehmen ist grundsätzlich ebenso unzulässig. Es 
kann hiernach keinem Zweifel unterliegen, dass 
der Chef des Generalstabes der Armee im Kriege 
und Frieden dieselbe Person sein muss.“ 

Der Generalstabschef ist mithin nach der 
bisherigen Auffassung der von dem Grafen Moltke 
geschaffenen Organisation der natürliche Leiter 
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der gesammten Operationen im Kriege, der Ur- 
heber des Feldziigsplanes, der zugleich zu dessen 
3 )urchführung berufen ist. In dieser Stellung hat 
sich Graf Moltke glänzend bewährt. Diese Ein- 
richtung hielt man für eine dauernde. Allein, 
da der Kaiser sagt, er wolle dem Grafen Walder- 
see im Kriegsfälle die Führung „einer“ Armee, 
also einer von mehreren Armeen übergeben, so 
wird jedenfalls nicht geplant, ihm die Leitung der 
gesamten Organisationen anzuvertrauen ; eine 
solche Absicht durfte aber noch weniger hinsicht- 
lich des Nachfolgers des Grafen Waldersee gehegt 
werden. Es ist mithin eine einschneidende Aende- 
rung in der Organisation des Generalstabs, oder 
in dem Verhältnis des Generalstabschefs zu dem 
obersten Kriegsherrn getroffen. 

Am Tage nach der Publikation der Kabinets- 
ordre bemerkte die „Kreuzzeitung“ : „Einem so 
direkten Befehl seines Allerhöchsten Kriegsherrn 
wird Graf Waldersee den Gehorsam nicht ver- 
weigern können.“ In der Kabinetsordre an den 
General von Leszczynski wurde gesagt, derselbe 
habe schon im Dezember den Wunscli zu erkennen 
gegeben, sich in den Buhestand zurückzuziehen 
und dann am 31. Januar sein Abschiedsgesuch 
eingereicht. Daraus erklärt sich, dass der Kaiser 
schon am 27. Januar dem Grafen Waldersee das 
Kommando des 9. Korps anbieten konnte, obgleich 
das definitive Abschiedsgesuch des Generals von 
Leszczynski erst vom 31. desselben Monats datieif 
ist. Ueber die Gründe, welche letzteren bestimmt 
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haben, früher als ursprünglich in Aussicht ge- 
nommen, den Abschied nachzusuchen, höit man, 
dass das in Folge eines Schriftwechsels über 
kleines Diner geschehen sei, zu welchem Fürst 
Bismarck mit der Fürstin und Graf Herbert ein- 
geladen waren, in Erwiderung der von der Fa- 
milie V. Leszczynski in Friedrichsruh genossenen 
Gastfreundschaft. Dieses am 9. Januar in Altona 
stattgehabte Familiendiner scheint als eine De- 
monstration aufgefasst worden zu sein. Die Er- 
örterungen darüber haben den General offenbar 
zur Beschleunigung seines Abschiedsgesuches be- 
stimmt. Dasselbe folgte wenigstens unmittelbar 
dem betreffenden Schriftwechsel. Das Ausscheiden 
des Generals, der als einer der befahigsten und 
frischesten militärischen Führer gilt und den 
letzten Krieg in einer höheren Generalstabs- 
stellung mitmachte, der immer als ein entschiede- 
ner Vertreter gesunden militärischen Fortschritts 
auftrat, wurde allgemein bedaueH, Tiiid nicht blos 
in militärischen Kreisen. Der „Reichsbote“ schrieb: 
„Dass im Lande das Gefühl der Missstimmung, 
in konservativen Kreisen mehr das der Betrübnis 
und Besorgnis vorhanden ist und dass die vielen 
Entlassungen in der Armee auch dort ein unbe- 
hagliches Gefühl der Unsicherheit verbreitet haben 
— das sind Dinge, die man nicht verschweigen 
und verhüllen kann und darf: denn nur die Wahr- 
heit kann den Anlass zur Abhilfe bringen.“ 

Am 11. März stattete Graf Waldersee von 

seinem neuen Wohnorte Altona aus in Friedrichs- 
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ruhe dem Fürsten Bismarck einen längeren Besuch 
ab. Für die Konjecturalpolitiker ist wohl selten 
ein so ergiebiger Stotf aufgetaucht, wie dieser 
Vorgang. Was Hesse sich im Anschluss daran 
nicht Alles über das Verhältnis des Kaisers zu 
dem Fürsten Bismarck, über die Zukunft des 
Grafen Waldersee, über die Stellung des Herrn 
V. Capri^d u. s. w. „kombinieren!“ Besonders da 
die einfache Erklärung, die Nachbarschaft von 
Altona und Friedrichsruhe Vielen im Hinblick 
auf den Anlass zum Ausscheiden des Generals 
von Leszczvnski aus dem Dienst unzureichend 

t/ 

erscheinen musste. Vielleicht ist sie trotzdem die 
richtige, aber auch dann könnte der Besuch ein 
Symptom sein, nämlich das einer Venninderung 
bedauerlicher Gegensätze. Indessen zum 1. April 
kam kein Glückwunsch mein* vom königlichen 
Schloss in Berlin nach Friedrichsruh. 

Auch in der Marine haben sich grosse Um- 
wälzungen vollzogen. General v. Capiivi, Chef 
der Admiralität, erhielt gleich nach der Thron- 
besteigung die erbetene Entlassung und wurde 
zum kommandierenden General des 10. Armee- 
korps ernannt, welche Stelle indessen Prinz Al- 
brecht von Preussen inne gehabt hatte. Der Vize- 
admiral Graf Monts, Chef der Marinestation der 
Nordsee, wuirde zum kommandierenden Admiral 
und stellvertretenden Chef der Admiralität, Kon- 
treadmiral v. Goltz zum überzähligen Vizeadmiral 
und zum Chef der Marinestation der Nordsee er- 
nannt. Graf Monts starb ini Januar 1889. Nach- 
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dem die Trennung seiner Stelle in zwei gesonderte 
Aemter (für Kommando und Verwaltung) einge- 
treten war, wurde Freiherr v. d. Goltz zum kom- 
mandierenden Admiral , Kontreadmiral Heusner 
zum Staatssecretair im Reiclismarineamt ernannt. 
Letzterem folgte bald Kontreadmiral Hollmann, 

In der Sitzung der Budgetkommission des 
Reichstages im Februar 1891 entwickelte Staats- 
secret’är Hollmann seine Ansichten über die 
Zwecke und Entwickelung der Marine in einer 
einstündigen Rede. 

Er schloss sich keineswegs an die zur Bera- 
tung stehenden ersten Raten für 3 neue Panzer- 
fahrzeuge an, sprach auch nicht blos über die 
weitere Durchführung des mehr als 150 ]\Iill. 
Mark beanspruchenden neuen Flottengründungs- 
planes von 1880, sondern eröffnete noch darüber 
hinaus eine vollkommene uferlose Perspective einer 
weiteren Entwickelung der Marine. Hollmann 
sprach im Widerspruch mit allen bisherigen amt- 
lichen Verlautbarungen den Grundsatz aus, dass 
Deutschland hinsichtlich der Marine es nicht bei 
einer Flotte zweiten oder dritten Randes bewenden 
lassen dürfe. Deutschland müsse auch zur Schaf- 
fung einer Marine ersten Ranges das Geld finden. 
Überhaupt Hessen sich die Flotten nicht nach einem 
bestimmten Range klassifizieren. 

,,Wir sind in der Marine noch in der Ent- 
wickelung.“ Der Staatssecretär deutete an, dass 
es bei der Entvdckelung der Flotte nicht blos 
ankomme auf den Schutz der Nordsee und der 
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Ostsee, sondern dass Dentschsand eine Schlacht- 
flotte erhalten müsse, welche unter Umständen 
selbst in fernen Meeren sich an der Entscheidung 
des Seekrieges gegenüber Flotten ersten Ranges 
beteiligen könne. 

Man sieht , welche hochfliegende Pläne in 
unsern massgebenden Kreisen herrschen. Nach 
einem Yortrage, den der Kaiser in Kiel, im Saale 
der dortigen Marine-Akademie gehalten, wird das 
altpreussische, zur energischen Offensive drängende 
Element im etwaigen zukünftigen Kriegen auch 
bei unserer Kriegsmarine zur vollen Geltung kom- 
men, trotzdem ihr der Gesamtlage nach die Situ- 
ation der Defensive vorgeschrieben ist. ,,Der An- 
griff ist die beste Verteidigung“, dieser Grundsatz 
wird in Zukunft taktisch in allererster Linie 
stehen, wenn nicht ausschliesslich massgebend sein. 

Im März 1891 war viel von einer Krise in 
den höchsten Marine-Behörden die Rede. Jeden- 
falls gab es dort einigen Wirwarr. Es folgte sich 
ordre und contreordre. Der am April gegebene 
Befehl , dass das gesamte Kreuzergeschwader, 
welches sich in den chinesischen Gewässern be- 
fand, sich sofort nach der chilenischen Küste be- 
gebe, war um so bemerkenswerter, als er eine 
vollkommene Verleugnung der Reden einschloss, 
welche der Staatssekretär des Reishsmarineamtes 
am 5. März und der Reichskanzler von Caprivi 
am 13. März im Reichstage gehalten haben. 

Genau das, was jetzt angeordnet wurde, hatte 
der Abgeordnete Jebsen, als seine erste Anregung 
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vom 3. Februar erfolglos geblieben war, am 5. März 
gefordert. Er erwähnte, dass 3 Wochen vorher 
das aus den Schiffen „Leipzig, Alexandrine und 
Marie“ bestehende Kreuzergeschwader in China 
angekommen sei. Wenn auch die Entfernung nach 
der Westküste von Amerika nicht klein sei, so 
sei es doch besser, Schiffe dorthin zu senden, als 
„die Sache ganz liegen zu lassen“, zumal, von 
den Vereinigten Staaten ganz abgesehen, in keinem 
fremden Lande der Welt mehr deutsche Interessen 
vertreten seien, als in Chile. Darauf erwiderte 
der Staatssekretär Vizeadmiral Hollmann sehr 
kurz und scharf: 

„Es ist die Marine Verwaltung nicht in der 
Lage, von denjenigen Stationen, die sie mit ihren 
Schiffen etatsmässig besetzt hält, irgend eines 
zurückzuziehen; diese Schiffe werden dort alle ge- 
braucht. Man hat die Zahl der Schiffe bemessen, 
dem vorhandenen Bedürfnis entsprechend. Es 
würde heissen, eine dieser Stationen benach- 
teiligen, wenn man eines dieser Schiffe zurück- 
ziehen wollte. Wir sind also so lange nicht in 
der Lage, Schiffe nach Chile zu schicken, als eine 
entsprechende Etatsbewilligung fehlt.“ 

Der Abgeordnete Jebsen beruhigte sich bei 
dieser Antwort nicht, sondern wiederholte sein 
Gesuch am 13. März. „Warum zeigt man nicht,“ 
so fragte er, „den guten Willen und sagt noch 
heute : wir schicken das Kreuzergeschwader hinüber 
nach Chile zum Schutz der deutschen Seefahrt, 
des deutschen Handels und der deutschen Ange- 
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hörigen?“ Nunmehr erwiderte der Reichskanzler 
von Caprivi selbst mit einer langen Rede, in 
welcher er betonte, dass man das Geschwader in 
den chinesischen Gewässern belassen müsse. 

„Es dürfte dem Herrn Abgeordneten nicht 
unbekannt sein, dass für die Entwicklung unseres 
überseeischen Handels und unserer überseeischen 
Rhederei Japan und China die erste Stelle ein- 
nehmen. Es ist mir bekannt, dass unsere Ausfuhr 
nach Chile erheblich grösser ist, als die nach 
Japan und China. Aber die Entwicklung unserer 
Zukunft liegt nicht in Chile. Chile ist für uns 
satt. Wir haben nach Chile einen Export und 
von da einen Import, so gross wir ihn haben 
können. Unsere Zukunft liegt auf der anderen 
Seite des stillen Ozeans.“ 

Die Reichsregierung habe daher gemeint, dass 
das Kreuzergeschwader in Japan und China er- 
forderlich sei; es solle nach der Segelordre bis 
zum 7. April in China bleiben, dann nach Japan 
gehen und später sich den deutschen Kolonien 
nähern. Was nütze es denn, wenn man Schiffe 
nach Chile schicke? Für die Deutschen im Aus- 
lande möge es wohl von Wert sein, wenn sich 
die deutsche Flagge zeige. „Aber ein solches 
Zeigen der Flagge ist mehr von imaginärem als 
von realem Wert.“ Werde die Lage weniger 
gespannt, wenn ein deutsches Kriegsschiff in Chile 
erscheine? 

„Wenn ein Kriegsschiff dahin geht, was nutzt 
dieses eine Kriegsschiff auf einer so langen Küsten- 
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strecke? Wie viel Städten kann es nutzen? 
Kann es an zwanzig Orten auf einmal sein ? 
Selbst das Kreuzergeschwader, wenn es hingegan- 
gen sein würde, und wenn es sich darauf einge- 
lassen hätte, sich zu teilen, würde in der unan- 
genehmen Lage gewesen sein, immer den bei weitem 
grössten Teil dieser Häfen nicht besuchen zu 
können; und kein Mensch kann die Garantie über- 
nehmen dafür, dass dann nicht gerade da, wo daa 
Kreuzergeschwader nicht war, irgend ein Unglück 
einem Deutschen passierte. Wie will man aber 
nun weiter in einem solchen Kriegszustände, in 
einem solchen Aufruhr, in dem ein Land wie 
Chile sich befindet, vom Wasser ein wirken? Die 
Einen fangen an oder drohen, vom Wasser das 
Land zu beschiessen, die Anderen schiessen vom 
Lande auf das, was vom Wasser kommt. Nun 
frage ich: was soll wohl ein deutsches Kriegs- 
schiff dabei für eine Rolle spielen, wie soll es 
denn den Deutschen nützen?“ 

Der Reichskanzler führte weiter aus, dass 
das Geschwader aus ungepanzerten ScliifPen be- 
stehe, Chile aber einige Panzer besitze; bei einem 
Zusammenstoss gebe es also einen ungleichen 
Kampf. Herr v. Caprivi fuhr fort: 

,,Und ob wir dem deutschen Handel genützt 
hätten, wenn wir anfingen, mit Chile Krieg zu 
führen, ist mir sehr zweifelhaft; denn dann wür- 
den unsere Beziehungen zu Chile wahrscheinlich 
weit über die Dauer dieses A^ufstandes hinaus un- 
terbrochen sein. Die Engländer haben zur Zeit 
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acht Schiffe da, — haben diese acht Schiffe ver- 
hindern können, dass englisches Eigentum zu 
.Schaden gekommen ist? Nein, es ist da genauso 
gegangen, wie mit dem deutschen. — Also ich 
meine, so lange der Aufstand besteht, würde ja 
■ die Anwesenheit von Schiffen zur Beruhigung 
deutscher Gemüter haben beitragen können; einen 
realen Nutzen würde das schwerlich gehabt haben.“ 
Man wird angesichts dieser Reden nicht zu 
leugnen vermögen, dass die nunmehrige Entsen- 
dung des Kreuzergeschwaders, mehr als zwei Mo- 
nate, nachdem diese MaSsregel im Reichstage an- 
geregt war, sachlich für die Herren von Caprivi 
und Hollmann kaum eine minder empfindliche Nie- 
derlage bedeutet, als die Herren Minister v. Verdy, 
"V. Gossler und Andere erlitten haben. Man weiss, 
■dass unser Kaiser mit Begeisterung an der Marine 
hängt und eine eingehende Kenntniss von dem 
Marinewesen besitzt. An der Spitze des Marine- 
kabinetts steht ein dem Range nach dem kom- 
mandierenden Admiral unterstehender Seeoffizier, 
der aber seinen Vorgesetzten gegenüber den Vor- 
zug hat, zu jeder Zeit das Ohr des Monarchen 
zu haben, dazu kommt der Umstand, dass des 
Kaisers Bruder in vielen Fragen sein fachmän- 
nisches Urteil zur Geltung bringt. Der komman- 
dierende Admiral ist jedenfalls eine schwierige 
Stellung. 
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Geistliche Herren. 

Im Herbst 1890 erregten die Vorgänge im 
Hofpredigeramt grosses Aufsehen. Oberhofprediger 
Kögel versah die Stelle eines Schlosspfarrers und 
Seelensorgers der kaiserlichen Familie, neben ihm 
waren die Hofprediger Bayer, Schräder und Stöcker. 
Von diesen wurde der letztere als christlich-sozialer, 
extrem-konservativer und anti-semitischer Agitator 
von seiner Partei ebenso bewundert als von seinen 
Gegnern gehasst. Letztere erklärten, dass Beides 
nicht zusammen passe, man könne nicht unan- 
greifbarer Hofprediger und angriffslustiger poli- 
tischer Agitator zugleich sein. Stöcker wurde nach 
und nach missliebig und reif für seine Entlassung. 
Grosses Vertrauen dagegen genoss Consistorialrat 
Dry ander, erster Prediger an der Dreifaltigkeits- 
kirche, ein tüchtiger Kanzelredner, nicht ohne 
diplomatische Klugheit. Als Hofprediger Bayer 
zum Vortragenden Rat im preussischen Kultus- 
ministerium ernannt worden war, wollte der Kaiser 
den Consistorialrat Dryander zu dessen Nachfolger 
machen, stand aber auf dessen Bitte davon ab. 
Bald darauf erkrankte Oberhofprediger Kögel 
und erhielt einen sechsmonatlichen Urlaub, Zu 
dessen Stellvertreter wurde nicht Schräder oder 
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Stöcker ernannt, sondern Dryander. Diese Über- 
gehung veranlasste die beiden ersteren zu der Er- 
klärung, dass sie, falls sie nicht mehr das Ver- 
trauen des Kaisers hätten, bereit wären, ihr Ent- 
lassungsgesuch einzureichen. Das Gesuch wurde 
bewilligt und die Entlassung erteilt. An die Stelle 
Bayers wurde Superintendent Kritzinger zu Stor- 
kow zum Hof- und vierten Domprediger ernannt. 
Stöcker war nun Privatmann, hatte nach allen 
Seiten hin freie Hand und konnte seine Agitation 
noch weit schneidiger betreiben. 

Stöcker sprach zum ersten mal nach seinem 
Abschied von der Domgemeinde öffentlich im kon- 
servativen Wahlverein des dritten Wahlkreises. 
Er rühmte sich nach dem Bericht der Kreuzzeitung 
vieler Syrapathiebeweise, die ihm von überall her 
zu Teil geworden seien. Er sagte u. a.; „Ein 
Amtsbruder aus den lutliererischen Landesteilen 
schreibt mir, dass man in seinen Kreisen bereit 
wäre, mir das, was mir jetzt an Gehalt fehlt, zu 
ersetzen. Das brauche ich nun glücklicherweise 
nicht; denn wenn ich auch kein Millionär bin, als 
welchen man mich auf der anderen Seite bezeichnet 
hat, so habe ich doch auch genug, um zur Not 
anständig leben zu können.“ Die Stöcker’sche 
Predigthalle in Berlin scheint gesichert zu sein. 
„Für einen grossen Saal, sagte Herr Stöcker eben- 
daselbst, in dem man Sonntags früh predigen 
kann und der daneben auch anderen Versamni- 
lungs- und Vereinszwecken religiöser und sozialer 
Art dient, würde ich sehr eintreten. Es fehlt der 


Digltized 


235 


Hauptstadt im Centrum noch ein grosser Saal, wo 
bequem 3 — 4000 Menschen Platz haben. Wenn 
bei dieser Gelegenheit diese beiden Zwecke ver- 
bunden werden könnten, würde ich darüber die 
grösste Freude empfinden. Dieser Plan steht nicht 
mehr in den ersten Anfängen. Es sind schon 
40000 Mark dafür in unseren Händen. Die 
Sammlungen aus den Provinzen sind noch nicht 
hier; aber die Ausführung ist bereits gesichert. 
Eine Dame gab 15000 Mark dafür, eine andere 
2000 Mark, ein altes, nicht wohlhabend gekleidetes 
Mütterchen holte immer einen Tausendmarkschein 
nach dem anderen für diesen Zweck aus ihrer 
Tasche heraus. Das hat mich gefreut, w^eil es 
zeigt, dass für diesen Zweck Verständnis vorhan- 
den ist.“ Das Scheiden aus dem Hofpredigeramt 
berührte Herr Stöcker mit folgenden Sätzen: 

„Die Menschen zerbrechen sich seit Monaten die 
Köpfe über die Ursachen des Ereignisses, welches 
mich betroffen hat. Was ich in den Zeitungen 
gelesen habe, ist alles nicht wahr. Dann sage uns 
doch die Ursache? werden Sie denken (Heiter- 
keit). Das thue ich aber nicht! Vielleicht thue 
ich es einmal später, wenn die Zeit gekommen ist, 
aber jetzt nicht.“ 

Die Entlassung Stöckers war ein Ereignis, 
welches in allen Kreisen der Bevölkerung, freilich 
in einem durchaus entgegengesetzten Sinne, eine 

mächtige Erregung hervorrief. Die Strengkonser- 

•• 

vativen und Orthodoxen, die der festen Überzeu- 
gung sind, dass alle tiefen Schäden im Volksleben, 
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wie sie gerade in unserer gegenwärtigen Zeit auf- 
klaffen, nur durch die sittliche Macht des Christen- 
tums geheilt werden können, und dass auch die 
soziale Frage nur gelöst zu werden vermag auf 
dem Grunde der im Christentum gegebenen Fdnda- 
mentalgesetze, alle diese standen vor dem über- 
raschend eingetretenen Ereignis mit grosser Be- 
kümmernis nnd Sorge um die Zukunft. Schon 
der Umstand, dass auf der andern, auf der ganzen 
Linie der liberalen Partei und Presse aller 
Schattirungen fast ohne Unterschied über das Er- 
eignis ein lautes Triumphgeschrei erhoben wurde, 
erschien den Conservativen als symptomatisch für 
unsere innerpolitischen und religiösen V.erhältnisse. 
Wir registrieren eine Eeihe von Pressäusserungen, 
aus denen sowohl der Eindruck der Thatsache er- 
hellt, als der Veranlassung zu derselben. Das 
„Berliner Tageblatt“, welches zuerst aus Potsdam 
von dem Entlassungsgesuch des Herrn Stöcker 
brachte, schrieb in einem längeren Artikel über 
„Stöckers Verabschiedung“ u. A.: 

„Verhängnissvoll ist für Stöcker schliesslich 
seine immer mehr und mehr steigende Selbstüber- 
schätzunggeworden. So würde auf Stöcker das Wort 
„Hochmut kommt vor dem Fall“ besonders gut 
passen. So ist denn der Mann gefallen, der sich als 
Führer der famosen „Berliner Bewegung“ so gern als 
die besondere Stütze von „Thron und Altar“ feiern 
liess. Der Genosse der Grüneberg, Euppel, Ham- 
merstein, Aschenbrenner und Oberwinder, der für 
sich und die Seinen bischöfliche Gewalt anstrebte 
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der schliesslich in seiner grenzenlosen Anmassung 
selbst vor dem Kaiser nicht Halt machte und dem 
Monarchen vorschreiben wollte, wem dieser die 
geistliche Seelensorge für sich und seine Familie 
anzüvertrauen habe und wem nicht; dieser Mann 
ist nun seiner Würden entkleidet. Wohl mag er 
sich brüsten mit „Königstreue“ und „monarchi- 
schem Gefühl“ — wir alle wissen, was von den 
Versicherungen dieses Mannes zu halten ist, dem 
das hohe Gebot der christlichen Liebe gerade gut 
genug war, um ihm als Deckmantel zu dienen für 
eine unwürdige Propaganda der Rache, des Hasses 
und der brudermörderischen Verhetzung.“ 

Die Berliner Zeitung bemerkte unter dem 
Stichwort „Stöcker a. D.“': 

„Die Entfernung des Herrn Stöcker von 
seinem Posten bereitet dem Rechtsgefühl keine 
Genugthuung, weil sie nicht mit seiner erw iesenen 
Unwürdigkeit im Zusammenhänge steht. Sie ist 
politisch gleichgültig, für die Beurteilung der 
inneren Lage vorerst w^ertlos, Herr Stöcker wdrd 
erst dann gefallen sein, w^enn das gesamte sittlich 
gebildete Deutschland sein Teufelsw’erk mit Füssen 
getreten und den Ideen der Aufklärung und Gleich- 
berechtigung eine unüberwindliche Stärke ver- 
liehen haben wird.“ 

„Stöcker entlassen“, meldete die Freisinnige 
Zeitung lakonisch. 

„Wenn es früher Stöcker Ernst war“, fuhr 
das Blatt dann fort, „mit der Versicherung seines 
Eifers auf politisch-sozialem Gebiet, so kann er 
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jetzt ungehindert sich seiner Agitationslust liingeben. 
Das Stöcker’sche Volk schreibt: „Die Thätigkeit des 
Herrn Hofprediger Stöcker gehört also fortan ganz 
der sozialen, nationalen und monarchischen Sache, 
die er bisher mit so grossem Erfolge verfochten 
hat.“ Vorstehendes hätte Stöcker schon früher 
haben können. Aber Stöcker gehörte auch zu den 
Figuren, welche die Bismarck'sche Politik je nach 
Bedarf vor oder zurückschob. Er Hess sich auch 
schieben. Im Gefühl eigener Kraft und Bedeutung 
hat Stöcker bisher noch niemals agiert. Ob 
Stöcker überhaupt das Zeug hat zu einem selbst- 
ständigen Politiker, wird sich erst jetzt heraus- 
st eilen. Nichts wäre verkehrtei-, als Stöcker wegen 
seiner Verabschiedung Sympathien zu widmen, die 
man sonst selbst politischen Gegnern zollt, die 
wegen Vertretung ihrer Ansicliten vor der Oeffent- 
lichkeit Einbusse erleiden in ihren äusseren Ver- 
hältnissen.“ 

Die Vossische Zeitung knüpfte an den Rück- 
tritt des Herrn Stöcker folgende Auslassungen: 

„Wenn man nach einer Fh’klärung für den 
Schritt des Kaisers suchen müsste, so fände man 
sie leicht in dem Unwillen des Herrschers über 
jeden Versuch, ihn zum einseitigen Parteimann 
zu stempeln, oder über die Erregung des falschen 
Scheins, als sei er der Beeinflussung durch ein- 
zelne Personen zugänglich. Dazu dürfte kommen, 
dass der Kaiser in gewissen Dingen sehr streng 
und empflndlicli ist. Die Rolle des politischen 
und sozialen Agitators erschien ihm unvereinbar 
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mit einem Hofamte, welches vorsichtigste Zurück- 
haltung und unangetastete Würde erheischt. Weiter 
wird der Kaiser nicht geringen Anstoss an den 
vielfältigen Fehden und Prozessen seines Hof- 
predigers genommen haben, aus denen er just nicht 
immer als Sieger hervorging. Endlich mögen auch 
die Schritte, welche die Grosslierzöge von Baden 
und Hessen gegen den Antisemitismus gethan, die 
Stellung des Herrn Stöcker vollends unhaltbar 
gemacht haben. Die Bedeutung, welche der Be- 
stätigung der Mitteilung der Kreuzzeitung und des 
Volk bdkäine, springt angesichts der Rolle, welche 
Herr Stöcker seit dem Jahre 1878 in Berlin und 
ausserhalb gespielt hat, in die Augen. Sie würde 
iin Volke als „klärendes Ereignis“ aufgefasst 
werden. Seiner Hofstellung entkleidet, ohne den 
Schein, oben wohl gelitten zu sein, hätte er auch 
als Agitator seine wirksamsten Waffen verloren, 
da gerade jene Nebenumstände ihm in weiten amt- 
lichen und nichtamtlichen Kreisen Erfolg sicherten. 
Die Entlassung des Herrn Stöcker wäre ein harter 
Schlag tür die Kreuzzeitungpartei, welche an den 
Regierungs- Antritt des heutigen Kaisers die über- 
schwänglichstenHoffnungen für sich geknüpft hatte.“ 
Die Volkszeitung äusserte Folgendes: 

„Herr Stöcker sah seit langer Zeit die Gunst 
der Regierungs- und Hof kreise, deren er sich einst 
erfreut hatte, erkalten. Und da zugleich auch 
unten die Scliaaren seiner Anhänger sich lichteten, 
so blicke sein rastloser Ehrgeiz nach einem 
anderen Gebiete sich um, auf dem er im Vorder- 
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gründe bleiben und in eine einflussreiche von oben 
und unten unabhängige Stellung gelangen konnte. 
Dies war das streng kirchliche Gebiet. Er unter- 
stellte der öftentlichen Meinung, dass, wie er sich 
wörtlich in seiner Kirchenzeitung ausdrückte, der 
König, ohne dass er selbst es fühle, von den Mi- 
nistern in kirchlichen Dingen bevormundet werde. 
Er richtete deshalb im „Volk“ an den König den 
Appell, sich der. „ungeheuren Verantwortlichkeit“, 
die auf ihm laste, durch freiwilligen Verzicht auf 
das oberste Bischofsamt zu entledigen und damit 
zugleich die Kirche frei zu machen. Sowohl die 
erwähnte Unterstellung als der Appell dürften an 
massgebender Stelle eine tiefe Verstimmung gegen 
Herrn Stöcker hervorgerufen haben. Hinzugetreten 
mögen eine Eeihe anderer Gründe von früherer 
Zeit sein. Kurz, sein Mass war voll geworden. 
Dass es schon jetzt überlaufen würde, hat er wohl 
selbst am wenigsten geglaubt ; vielmehr mochte er 
hoffen, durch die gleichzeitig eingereichte Demis- 
sion seines Kollegen Schräder selbst einen Schutz 
und nach aussen hin durch die Ablehnung des 
Kntlassungsgesuches für seine Stellung ein neues 
Prestige zu gewinnen. Diese Eechnung ist fehl- 
geschlagen. Uns gewährt der ganze Vorgang nur 
die eine Genugthuung, dass wir Herrn Stöcker nicht 
mehr in einem Amte sehen, dessen er nach unserer 
Ansicht schon längst nicht mehr würdig war. “ — 
Das sozialdemokratische „Volksblatt“ brachte 
nachstehenden Artikel : 

„Der Stöcker soll nun doch gegangen werden. 
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Als Auswuchs, als Symptom verrotteter, fauler 
Zustände hat der Mann unstreitig seinen Platz in 
der Zeitgeschichte — wenn auch keinen beneidens- 
werten. Dass ein solcher Mensch, dessen ganze 
Tliätigkeit ein Hohn ist auf christliche Liebe und 
Wahrhaftigkeit, Jahrzehnte lang die Stellung eines 
Hofpredigers bekleiden konnte, das ist eine Ano- 
malie, die sich nur aus der Atmosphäre der Aera 
Bismarck erklären lässt. Da die Männer der 
neuesten Aera, wenn auch „der Kurs der alte“ 
bhibt, doch eine entschiedene Abneigung gegen 
kompromittierende Elemente verraten haben, so 
erscheint es ganz natürlich, dass sie auch das 
Bedürfnis empfinden , sich einen Stöcker vom 
Hals zu schaffen. In den weitesten Kreisen der 
sog. massgebenden Schichten wird der Antisemi- 
tismus gehätschelt, weil man in demselben einen 
Blitzableiter gegen die Sozialdemokratie erblickt, 
und weil man glaubt, durch Preisgeben der jüdi- 
schen Kapitalisten und Ausbeuter den Kapitalis- 
mus und die christlichen Kapitalisten und Aus- 
beuter zu retten. Diese Anschauung und Stimmung, 
welche Hand in Hand geht mit einer tiefen Ab- 
neigung gegen eine ernsthafte sozialreforniatorische 
Politik, wird aber schwerlich so rasch beseitigt 
werden — und darum sind wir der Ansicht, dass 
der Stöcker, wenn er wirklich als Hotprediger von 
der Bildfläche verschwindet,* als Hetzagitator eine 
um so grössere Tliätigkeit entfalten wird.“ 

Die Xational-Zeitung sagte: 

„Die Entlassung des Herrn Stöcker, dessen 
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Abschiedsgesuch durch die Uebergehung bei der 
provisorischen Besetzung des Schlosspfarraintes 
unmittelbar provoziert war, wird in den weitesten 
Kreisen als eine befreiende That empfunden werden. 
Denn überall wird man sie als unwidersprechlichen 
Beweis dafür betrachten, dass an den entschei- 
denden Stellen unserer Eeichs- und Staatsleitung 
die Bestrebungen des Herrn Stöcker abgewiesen 
werden. Er selbst wird ihnen ohne Zweifel weiter 
obliegen, vielleicht sogar vermöge der Müsse, die 
ihm die Entlassung aus dem geistlichen Amte ge- 
währen wird, mit verstärkter Kraft und hitzigerem 
Eifer. Aber darauf kommt es nicht an. Soweit 
diese Bestrebungen Boden im Volke haben, müssen 
sie durch die politische und kirchliche Thätigkeit 
ihrer Gegner überwunden werden, durch das Aus- 
scheiden eines einzelnen Mannes aus dem Kampfe 
könnte es unter keinen Umständen geschehen; 
mit der Meinung, dass dies möglich sei, würde 
man Herrn Stöcker trotz seiner Begabung, Skrupel- 
losigkeit und Leidenschaftlichkeit viel zu viel 
Ehre anthun. Also er wird weiter agitieren, und 
er mag es thun. Die Bedeutung seiner Entlassung 
aus dem Hofpredigeramte, der tiefe moralische 
Eindruck, welchen sie hervorbringen wird, ist in 
der Feststellung der Thatsache begründet, dass die 
Krone nichts mit den Zielen und nichts mit den 
Kampfmitteln zu thun haben will, die characte- 
ris tisch für Herrn Stöcker sind.“ 

Zur Vorgeschichte dieses Vorfalls glaubte die 
„Saale-Zeitung“ Folgendes mitteilen zu können: 
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„In eingeweihten Kreisen erzählte man sich 
schon längst, dass der Kaiser mit geringer Genug- 
thuung auf die Sturm- und Drangperiode zurück- 
blicke, während welcher man ihn hatte dem Anti- 
semitismus dienstbar machen wollen. Auch wurde 
versichert, dass die Kaiserin, früher eine eifrige 
Gönnerin der Hofpredigerpartei, durch die Verhält- 
nisse beeinflusst, darüber durchaus anderen Sinnes 
geworden wäre. Schon seit einem Jahre war es 
ein offenes Geheimnis, dass dieser Geistliche im 
Schloss unzweifelhaft zu den personae minus 
gratae zähle, und dass man dort sein Abtreten von 
der Domkanzel nichts weniger als ungern sehen 
würde. Als er im Sommer bemerkte, dass diese 
n,blehnende oder geradezu abweisende Haltung der 
höchsten Herrschaften sich eher verschärfte, als 
verminderte, da glaubte er durch die Umstände ge- 
zwungen, die erste beste Gelegenheit behufs Über- 
reichung seiner Demission schnell ergreifen zu 
müssen. Vielleicht hatte ihm auch ein wohl- 
wollender Gönner nahe gelegt, dass er gut thäte, 
freiwillig zu gehen, statt gegangen zu werden. 
Die unerwartete Ernennung seines Ei valen Dry an der 
von der Dreifaltigkeitskirche zum Schlossprediger, 
mit der ausdrücklichen Befugnis, alle die könig- 
liche Familie betreffenden Amtsverhandlungen vor- 
zunehmen, (also auch die Einsegnung der Ehe der 
Prinzessin Victoria und des Prinzen Schaumburg- 
Lippe) hatte dem Fass den Boden ausgestossen 
und ihm den an hoher Stelle längst gewünschten 
Eücktritt geradezu aufgezwungen. Schon im 

16 * 
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August hatte Dryauder, ein besonderer Schütz- 
ling der Kaiserin, zum Hofprediger ernannt wer- 
den sollen. Allein unter keinen Umständen wollte 
derselbe dem Eange nach unter Stöcker stehen,, 
und. um einen Ausweg zu schaffen, erfolgte seine 
Ernennung zum Schlossprediger, das betreffende 
Reskript datirt bereits vom 30. v. Monats.“ 

„Als bei der letzten Landtags -Einsendung“, 
schrieb das Blatt weiter, „Dr. Kögel sich noch in 
letzter Stunde unwohl meldete, hatte der Kaiser, 
anstatt Stöcker mit der Vertretung zu betrauen, 
dringlich an Kögel telegraphirt, und ihm darin sein 
Erscheinen quasi befohlen. Die Feier wurde denn 
auch von ihm vollzogen. Nicht minder schlimm 
war es Herrn Stöcker bei der Rummelsburger 
Kirchweih ergangen. Obwohl er die erste Anregung 
zu dem Bau der Kirche gegeben, und die Kirche 
fast als sein V'erk bezeichnen durfte, musste er, 
während zehn andere Geistliche die Kaiserin um- 
standen, auf Anordnung eines hohen Hof beamten 
der ganzen Feier Abseits beiwohnen und sich jed- 
weder Annäherung an die höchsten Herrschaften 
enthalten. Nunmehr ward übrigens vei schiedener- 
seits versichert, dass er keine Kränkung so bitter 
empfunden hätte, wie die absichtliche Fernhaltung 
von der bevorstehenden Trauung der Prinzessin 

Victoria und des Prinzen Schaumburg-Lippe. Wie 

« « 

verlautet, hatte die hohe Braut in Übereinstimmung 
mit der Kaiserin selbst den Wunsch geäussert, 
von Herrn Konsistorialrat Dryander und auf keinen 
Fall von Stöcker eingesegnet zu werden. Dem- 
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entsprechend erfolgte dann durch den Kaiser die 
Beauftragung Dryanders. Ob Stöcker von der 
Stadtmission ebenfalls ganz zurücktreten wird, 
darüber zirculieren die widersprechendsten Ge- 
rüchte. Diese Institution, welche als ein politisch- 
theologischer Machtfactor bezeichnet werden kann, 
darf er mit Recht als seine ureigenste Schöpfung 
in Anspruch nehmen. Vielfach wird jedoch ange- 
nommen, er werde unter Zusammenfassung aller 
antisemitischen Gruppen und Richtungen nunmehr 
eine kompakte Partei in’s Leben zu rufen trachten, 
und zu diesem Zwecke eine Verständigung mit 
Böckel und Lieberniann von Sonnenberg anbahnen. 
Auch hat er in letzter Zeit zahlreiche Konferenzen 
mit dem katholischen Freiherrn von Fechenbach 
gehabt, welcher sein Project, in centralistischem 
Sinne eine grosse deutsche, monarchische Partei 
zu organisieren, ausdrücklich gebilligt hatte.“ 

Zum Schluss mag aus dem entgegensetzten 
Lager, dem der Kreuzzeitung, ein Artikel folgen. 
Das Blatt schrieb : 

„Stöckers Entlassung ist nur unter dem po- 
litischen Gesichtspunkt richtig zu würdigen; es 
Messe für den, der die Geschichte der Kämpfe für 
und gegen Stöcker, und was sich dabei hinter 
den Coulissen abgespielt hat, kennt, die Augen ab- 
sichtlich vor den Thatsachen verschliessen, wollte 
man in Abrede stellen, dass sie so betrachtet, 
sich als ein politisches Ereignis ersten Ranges 
darstellt. Wenn ein Mann, der seit einer Reihe 
von Jahren mit ungewöhnlichem Mute, mit ausser- 
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ordentlicher Begabung und mit Daransetzung seiner 
ganzen Persönlichkeit für Christentum und Mo- 
narchie gekämpft hat, ein Mann, von dem noch 
vor wenigen Jahren selbst die „Nordd. Allg. Ztg.“ 
in ihrer hochoffiziösen Zeit anerkennen musste, 
dass seine Thätigkeit das „Herz der Massen warm^^ 
gemacht habe, durch das „Anklingeii des monar- 
chistischen Bewusstseins in der Volksseele“, das 
„Wachrufen des christlichen Geistes in den Massen 
und das „Verbinden beider Potenzen mit sozialen 
Keformideen“ — wenn ein solcher Mann unbequem 
und deshalb beiseite geschoben wird in der heu- 
tigen ernsten Zeit, wo man gerade eine erhöhte 
Würdigung dieser seiner von der „Nordd. Allg. 
Ztg.“ anerkannten christlich -monarchisch -sozialen 
Wirkungskraft erwarten sollte, so tritt die Frage 
in den Vordergrund: Hat dieser Mann, hat Stöcker 
sich seither in seinen Grundanschauungen geändert, 
ist seine Begabung, sein Mut, seine Arbeitskraft 
gemindert? Muss aber diese Frage, was auch 
die Gegner zuzugeben gezwungen sind, entschieden 
verneint werden, so bleibt nur die Annahme übrig, 
dass man andere Potenzen und Kräfte für stärker 
und für geeigneter zur Bekämpfung der Sozial- 
demokratie hält, als die christlich-sozial-konserva- 
tiven, mit denen Stöcker die Massen bisher ge- 
wann, Kräfte vielleicht, denen Stöcker und seine 
Freunde im Wege stehen — mit einem Worte, 
die Annahme, dass ein grundsätzlich politischer 
Systemwechsel bevorstehe.“ Auf liberaler Seite 
war man nach der Entlassung Stöckers von dem 
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Bevorstehen eines solchen Systemwechsels über^ 
zeugt. Nicht aber der kirchliche engeren 

Sinne, sondern der kirchenpolitische Standpunkt 
Stöckers war es, der ihn bei dem Monarchen un^ 
möglich machte, insofern dieser Standpunkt eine 
Machterweiterung für den evangelischen Klerus 
anstrebt, die nur auf Kosten des Landesherrn als 
Bischofs der Landeskirche erreichbar wäre. Uhl 
derartige Machtfragen aber aufzuwerfen und aus- 
zukämpfen, konnte der Augenblick kaum ungün-^ 
stiger gewählt werden, als eben jetzt. Es war 
immerhin bemerkenswert, dass in einer so zu- 
sammengesetzten Körperschaft, wie die branden- 
burgische Provinzialsynode (im Oktober 1890) die 
Führer der Mehrheit es geraten fanden, mit einiger 
Vorsicht aufzutreten. 

Es handelte sich wieder um die seit Jahrem 
vielfach erhobenen Forderungen, wonach den kirch- 
lichen Behörden, statt der jetzigen gutachtlichen 

• « 

Äusserung, eine entscheidende Einwirkung auf die 
Besetzung der evangelisch-theologischen Profes- 
suren an den staatlichen Universitäten gewährt 
und den Generalsuperintendenten gegenüber den 
einzelnen Geistlichen die Stellung von „Oberhir- 
ten“ gegeben werden soll. Die Anträge lauteten 
ursprünglich dahin, dass bei der Generalsynode 
beantragt werden sollte, eine Adresse an den 
König um Erfüllung solcher Wünsche zu richten.. 
Bemerkenswerter Weise änderte einer der Antrag- 
steller selbst während der Verhandlung den Wort- 
laut dahin ab, dass diese beiden Wünsche nur der* 
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„Erwägung“ der Generalsynode empfohlen werden 
sollten. Die Hoifnung, damit die Minderheits-Frak- 
tionen für die Anträge zu gewinnen, konnte un- 

•• 

möglich gehegt werden : in Übereinstimmung mit 
•deren früherer Stellungnahme bekämpften Mit- 
glieder der kirchlichen Mittelpartei sie so ener- 
gisch, dass der Linken nichts dagegen zu sagen 
übrig blieb. Propst v. d. Goltz wies die Forde- 
rung betreffs der Professuren als ein Attentat auf 
die theologische Wissenschaft ab; und Ober Präsi- 
dent von Achenbach deutete an, dass er den 
Austritt aus einer evangelischen Kirche erwägen 
würde, in welcher ein „Oberhirten“-Amt in dem 
Sinne, welcher dem x\ntrag zu Grunde liegt, er- 
richtet würde. Beide Anträge wurden trotzdem 
in der abgeschwächten Form selbstverständlich 
angenommen; aber diese beweist wohl, dass die 
Urheber ihr Vorgehen für aussichtslos halten. Die 
Andeutung eines Mannes von der Stellung und der 
in jedem Betracht gemässigten Auffassung des 
Herrn von Achenbach gilt als kennzeichnend dafür, 
wohin die Vorkämpfer der „grösseren Freiheit 
und Selbsständigkeit der evangelischen Kirche“ 
es in dieser treiben würden, wenn es nach ihren 
Bestrebungen ginge. Die Annahme des Entlassungs- 
gesuches Stöckers stand wohl mit diesem Vorgänge 
in Zusammenhang, denn die Forderung, dass er 
von seinen Beeilten als summus episcopus etwas 
an eine Zwischen behörde abtreten solle, machte 
einen sehr schlechten Eindruck auf den Kaiser. 
Derselbe sprach sich gleich darauf beim parlamen- 
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tarischen Essen bei Caprivi sehr scharf gegen die 
Verkümmerung seines landesherrlichen Episkopats 
aus. Auch der Konsistorialpräsident Hegel, eine 
der Hauptstützen der kirchlichen Hierarchie, merkte, 
dass seine Zeit vorüber war, und dass die strengere 
Kichtung an massgebender Stelle keine Stütze 
habe, daher er in den letzten Tagen des Dezember 
sein Entlassungsgesuch einreichte, dessen Annahme 
keinem Anstand unterworfen war. 

ln der Stellung des Obei kirchenrats-Präsiden- 
ten dürfte — nach einer Meldung der Kreuz- 
zeitung — gegen früher eine nicht* unwesentliche 
• • 

Änderung eintreten. Schon das ist bemerkenswert, 
dass der neue Präsident sofort bei seiner Er- 
nennung zum Wirklichen Geheimen Rat mit dem 
Prädikate Excellenz ernannt wurde. Derselbe 
wird, wie verlautete, den unmittelbaren Vortrag bei 
dem Könige erhalten, wie ihn ja auch der Kultus- 
minister als oberste Kircheninstanz der neuen 
Provinzen besitzt. Hieraus dürften sich manche 
bemerkenswerte Folgen entwickeln, welche für 
den Ober-Kirchenrat und die Kirche selbst von 
Bedeutung sein werden. 

Einstweilen ist nicht zu ersehen, wie die ver- 
änderte Stellung des Oberkirchenraths-Präsidenten 
mit der verfassungsmässigen Verantwortlichkeit 
des Ministers in Einklang gebracht werden soll. 
Indessen sind die Dinge wohl noch nicht so weit 
gediehen, da Graf Zedlitz erst seit kurzem die 
Geschäfte übernimmt. Aber die Auffassung der 
„Kreuzztg.“ hat die Wahrscheinlichkeit nicht gegen 
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sich. Schon aus dem Wortlaut, dessen sich das 
konservative Blatt bedient, geht hervor, dass der 
Oberkirchenrat-Präsident, den im Gegensätze zu 
dem früheren Brauche schon bei seiner Ernennung 
der Rang eines Wirklichen Geheimen Rates bei- 
gelegt worden ist, im Gebiete der Landeskirche 
eine ähnliche Bedeutung erhalten solle, wie sie der 
Kultusminister für Hannover beansprucht. Mit 
andern Worten — es scheint als solle der Kultus- 
minister, der dem Abgeordnetenhause verantwort- 
lich ist, eine wesentliche Minderung seiner Befug- 
nisse gegenüber der altpreussischen evangelischen 
Kirche erleiden. Diese Massregel entspräche offen- 
bar den Wünschen, welche die Orthodoxie seit 
geraumer Zeit ausgesprochen hat. Auf der äusser- 
sten Rechten machte man immer dem Kultusmini- 
sterium zum Vorwurf, dass es die Interessen des 
Staats vor den Interessen der Kirche bevorzuge. 
Der Kultusminister hat bei der Krone auch Vor- 
gängen innerhalb der Kirche gegenüber den Staat 
zu vertreten; er hat die Vorschläge für die Er- 
nennung zu Synnoden zu machen; er hat die Ge- 
nehmigung oder Verwerfung von Kirchengesetzen 

zu befürworten, von ihm gehen die Besetzungen 

• • 

der kirchenregim entliehen Ämter aus. Soll hinfort 
der König als oberster Landesbischof nur nach 
dem Vortrage des der Volksvertretung in keiner 
Weise verantwortlichen Präsidenten des Oberkir- 
chenraths handeln? Und soll etwa dieser Präsiden t^ 
der sich an Wünsche des gesammten Staatsmini- 
steriums nicht zu binden braucht, auch den mass- 
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gebenden Einfluss bei der Besetzung der theo- 
logischen Professuren und bei ähnlichen Verfügun- 
gen ausüben? Der Oberkirchenrath hat schon in 
den fünfziger Jahren eine mit der verfassungs- 
mässigen Verantwortlichkeit des Ministers w^enig 
verträgliche Stellung eingenommen. Ob eine Wie- 
derholung oder Steigerung jenes Systems beabsich- 
tigt werde, bleibt abzuwarten. (Voss^sche Z.) 


Hofstaat und Diplomatie. 

Als am 15. April 1890 der neueraannte Reichs- 
kanzler und preussische Ministerpräsident General 
V. Caprivi sich dem preussischen Abgeordneten- 
hause vorstellte, erklärte er feierlich: „Sie werden 
das Wort Seiner Majestät gelesen haben, dass 
der Kurs der alte bleiben soll, und schon der 
Umstand, dass meine Herren Kollegen unentwegt 
ihre Ämter fortführen, wird Ihnen beweisen, dass 

die Staatsregierung nicht die Absicht hat, eine 

• • 

neue Ara zu inaugurieren.“ 

Der Umstand, den Herr v. Caprivi als Be- 
weis für die Beibehaltung des Bismarck’schen 
Kurses vor Jahresfrist angeführt hat, trifft heute 
nicht mehr zu. Die alten Minister sind alle fort, 
die Herren v. Lucius, v. Scholz, v. Verdy, v. Gossler. 
Geblieben sind Herrfurth und Herr v. Bötticher, 
die von Freund und Feind nicht mehr für die 
alten angeselien werden. Der Kurs der preussi- 
schen und deutschen Politik muss doch wohl ein 
anderer geworden sein. So lange Bismarck noch 
am Ruder war, schien es, da? s der junge Monarch 
sich der konservativen Sache mehr zuwendete, 
wenn auch mit energischer Abweichung der ex- 
trem-konservativen Bestrebungen. Aber das Jahr 
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1890 brachte über die politische Richtung des 
Monarchen volle Klärung. Insbesondere ist es 
die deutsch-freisinnige Partei, der eine neue Ara 
eröffnet wurde. Was sie seit mehr als zehn Jahren 
immer von neuem, was sie oft stürmisch verlangt 
hatte: „Fort mit Bismarck!“ wurde ihr als die 
Morgengabe einer neuen Zeit dargebracht. Alte 
Forderungen wurden ihr mit vollen Händen in den 
Schooss geworfen. Wjs sie, und sie allein in der 
langen Reihe der Fractionen als ihr Schiboleth 
geführt: „Fort mit der Misswirtschaft Bismarcks, 
mit dem Sozialistengesetz, mit der Interessenwirt- 
schaft, mit dem Schutzzollsystem, mit den Kohlen- 
und Eisenbaronen, mit dem Agrariertum, mit 
Stöcker, mit der offiziösen Presse, mit Ostafrika 
u. dgl. m., ist teils schon vollständig gewährt, 
teils so angebahnt, dass ihm die Zukunft gesichert 
ist. Es ist die Schuld der Freisinnigen, wenn sie 
die Zeichen der Zeit nicht verstanden und, statt 
in die gouvernementale Stellung voll einzurücken, 
dem Agitationskitzel immer von neuem unterlagen, 
um schliesslich in die alte Oppositionsstellung zu- 
rückzufallen. 

Die „Freis. Ztg.“ des Herrn Eugen Richter 
stimmte anlässlich des 24. Juni, mit welchem Tage 
das erste Verwaltung sjahr des Finanzministers 
Herrn Miquel abschloss, ein Klagelied über die 
Wirksamkeit desselben an. „Als Herr IVIiquel 
das Finanzministerium erhielt,“ so hiess es am 
Schlüsse des Artikels, meinte die „Nat.-Ztg.“, 
Herr Miquel werde nicht nur Ressortminister sein,. 
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sondern ein Staatsminister im vollsten Sinne des 
Wortes. Andere Freunde, des Herrn ]\Iiquel 
munkelten, dass nunmelir von selbst der Kurs 
mehr und mehr nach links sich wenden würde. 
Heute aber ist die Kreuzzeitung mit keinem 
^Minister so zufrieden, wie gerade mit Herrn Miquel. 
Herr Mquel ist insbesondere auch der Vertrauens- 
mann des Herrenhauses. Das Ministerium in seiner 
Gesamtheit ist seit dem Eintritt des Herrn Miquel 
nicht um ein Haar breit liberaler geworden, als 
früher. Alle inzwischen eingetretenen Vakanzen 
sind mit streng konservativen Männern besetzt 
worden. Die konservative Richtung der neuen 
Oberpräsidenten wird voraussichtlich für keinen 
Junker etwas zu wünschen übrig lassen. Sogar 
Herr v. Puttkamer vdrd unter Miquels Ministerium 
meder zu Ehren kommen.“ Am unverhohlensten 
aber machte sich der Schmerz eines gequälten 
Herzens in dem letzten Passus Luft, welcher 
lautet: „Herr Miquel ist keine Sprengpatrone im 
konservativen Ministerium geworden, wie die Op- 
timisten meinten, sondern er erfüllte umgekehrt 
den Beruf, dem ]\Iinisterium neue Patronen zu 
liefern für die Fortführung einer konservativen 
Politik. Der politische Kurs ist durch Herrn 
l^Iiquel kein anderer geworden; er gestaltet sich 
jetzt nur kostspieliger für das Land, als vordem.“ 
Diese Klagen sind ungerecht. Es war 
doch von vorn herein nicht zu erwarten, dass 
Kaiser Wilhelm II. nach Bismarcks Rück- 
tritt mit vollen Segeln in das freisinnige 
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Fahrwasser einfahren würde. Es musste auch 
der immer noch kräftigen konservativen Partei 
Rechnung getragen werden. Was will die That- 
sache, dass Herr v. Puttkamer Olerpräsident 
wird, bedeuten gegenüber den sonstigen Koncessionen 
an den Freisinn? Was will es sagen, dass die 
Konservativen Herrn Miquel Komplimente machen, 
es geschah doch das, wie wir gesehen haben, nur 
um dagegen Herrn Herrfurth in den Schatten zu 
stellen? Herr Miquel soll ein Vertrauensmann 
des Herrenhauses sein. Das ist richtig. Aber 
was ist das Herrenhaus heute noch? Eine 
gouvermentale Gesellschaft. Das haben wir am 
18. Juni gesehen, wo es daselbst eine Bismarck- 
Debatte gab. 

Zwar das Wort Bismarck wurde nicht aus- 
gesprochen. Aber Herr von Caprivi wies mit weit 
vorgestrecktem Finger nach Friedrichsruh hin. 
Graf Hohenthal nahm, wie im Jahre zuvor, das 
Wort und zeigte sich abermals so royalistisch 
gesinnt, dass er — eine Warnung, die heute wie 
keine zweite angebracht ist — vor allem den 
Köhig nicht in die Debatte gezogen haben wollte 
— wie das jetzt üblich sei, in der Presse, wie 
am "Ministertisch. Graf Hohenthal mag sich in 
Bezug auf einige thatsächliche Vorgänge geirrt 
haben. Wenn der Glaube in weiten Kreisen hat 
entstehen können, dass der Minister des Innern 
auf eigene Faust Politik getrieben habe, so führen 
wir dafür ein so gut konservatives und gouver- 
nementales Blatt wie die „Post“ an, welches zu 
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der Debatte vom 18. Juni bemerkte, es sei die 
Erklärung des Ministerpräsidenten von weittragen- 
der Bedeutung, dass er es für seine besondere 
Aufgabe ansebe, die Einheit und Stetigkeit der 
politischen Richtung der Regierung zu wahren. 
Es sei dies in der That bei der kollegialen Orga- 
nisation des preussischen Staatsministeriums und 
der selbständigen Verantwortlichkeit der einzelnen 
Minister für ihr Ressort eine der Hauptaufgaben 
des Ministerpräsidenten, und, wenn auch in urteils- 
fähigen Kreisen kein Zweifel darüber bestand, 
dass Herr von Caprivi derselben sich voll be\vusst 
sei, so wäre zur Zeit im Anschluss an seine 
Antrittsordre im Abgeordnetenhause mehidach die 
Auffassung hervorgetreten, als ob er sich mit 
einer mehr formalen Leitung des Staatsministeriums 
begnüge und den einzelnen Ressortschefs eine mit 
der politischen Einheitlichkeit der Staatsregierung 
nicht wohl vereinbare Bewegungsfreiheit lassen 
w^olle.“ Hier wird also die Annahme, dass Herr 
von Caprivi sich mit der formalen Leitung des 
Staatsministeriums begnüge, als eine allgemeine 
bezeichnet, und Graf Hohenthal vollauf wegen 
seines Irrtums entschuldigt. Die „Post“ sagt 
ausdrücklich, dass bis in die letzten Tage in 
weiten Kreisen Anschauungen, wie sie Graf Hohen- 
thal aussprach, verbreitet waren. 

Graf Hohenthal hat aber ein grösx'eres Ver- 
gehen begangen. Er hat un preussischen Herren- 
hause es gewagt, von Stabilität der Gesetzgebung 
zu sprechen, und das hat ihm vom Ministertische 
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eine scharfe Replik zugezogen. Die schlimmste 
Abfertigung aber brachte ihm das schon erwähnte 
Eintreten für den Schutz der Krone gegen das 
persönliche Hineinzerren Seitens der Presse in die 
Debatte ein. Dem Graf Hohenthal, der echt roya- 
listisch den Justizminister auf die Gefahr solches 
Presstreibens aufmerksam machte, stellte der 
Ministerpräsident ironiscli die Beschäftigung mit 
einer Novelle zum Pressgesetz gegen die behaup- 
teten Ausschreitungen, welche der Staatsanwalt 
nicht fassen köime, anheim, wies aber dann seiner- 
seits darauf hin, dass in der Presse andere Dinge 
vorkämen, die besser unterblieben, in „einem Teile 
derjenigen Presse, die von weiter her inspiriert 
wird, von einer Gegend, zu der Herr Graf Hohen- 
thal vielleicht nähere Beziehungen habe,“ als der 
Ministerpräsident. Wie Graf Hohenthal diese Be- 
merkung aufgefasst, ergab sich aus seiner Er- 
widerung: „wenn er den Mut der Dankbarkeit 
und Verehrung auch äusserKch bekunde, so könne 
ihm dies nur zur Ehre gereichen.“ 

Graf Schulenburg-BoetzendorflF nahm sich der 
angeblich von Graf Hohenthal angegriffenen* Mi- 
nister mit den Worten an: „Graf Hohenthal hat 
davon gesprochen, dass man vielfach die Ehrfurcht 
gegen die Allerhöchste Person , gegen S. Maj. 
den Kaiser und König, ausser Acht setze, er sollte 
sich nur daran erinnern, dass die Ehrfurcht gegen 
den Thron auch darin besteht, dass man auch den 

höchsten Dienern, die sich Seine Majestät bestellt 
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hat, mit der gehörigen Ehrfurcht eiitgegenkommt,“ 
(Lebhafter Beifall.) 

Hätte doch Grafv. Schulenburg diese schöne Ge- 
sinnung auch jemals gegen den Fürsten Bismarck 
bekundet, der doch auch, so zu sagen, zu den 
„höchsten Dienern, die sich Se. Majestät bestellt 
hat,“ gehörte. Der Herr Graf hat sich nie ge- 
scheut, zumal in der Zeit des Kulturkampfes, die 
„gehörige Ehrfurcht“ gegen den Ministerpräsi- 
denten Fürst Bismarck in einem Grade zu ver- 
leugnen, dass im Vergleich damit die bescheidene 
Kritik, die Graf Hohenthal an einzelnen Ministern 
geübt, wie eine soziale, gouvernemental-konserva- 
tive Huldigung gegen den Minister erscheint. 

Fürwahr, der Kurs unserer Politik ist ein 
neuer zu nennen, und wäre es nur die Theorie 
des Graf v. Schulenburg, die man dafür als Beleg 
eitleren könnte. Wie wir gesehen, wurde Graf 
V. Hohenthal, der mehr Schutz für die Krone 
gegen das Hineinzerren in die parlamentarische 
und Press-Debatte verlangte, vom Ministertische 
her — im preussischen Herrenhause — mit einigen 
Spässen abgefertigt. 

Herr Richter und seine Partei hatten von 
ihrem Standpunkt aus Recht, als sie die Ausfälle 
des Grafen Hohenthal gegen die Pressfreiheit als 
denunciatorisch, als reaktions wütig bekämpften 
oder sich darüber lustig machten, wenn sie auch 
dabei ihren alten Grundsatz „der König gehört 
nicht in die Debatte,“ Preis gaben. Die Konser- 
vativen des Herrenhauses aber konnten allenfalls 
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das enfant terrible ihrer Partei des Hyperoyalismus, 
d. h. einer zu grossen Scrupulosität in Bezug 
auf den Schutz der Krone gegen Press-Treibereien 
bezichtigen. Aber diesen Schutz ironisch zu be- 
handeln, wie sie es thaten, das war eine Ver- 
leugnung und Preisgabe der konservativen Sache, 
wie sie im Herrenhause noch nicht hervorge- 
treten ist. 

Durch die Erklärung des Grafen v. Schulen- 
burg, die vom Monarchen als „klärend“ bezeichnet 
und ausgezeichnet worden ist, ist ein ganz neuer 
•Begriff in unser Verfassungsleben eingeführt worden. 
Die Minister haben als die ausgewählten Werk- 
zeuge des Kaisers und Königs denselben Anspruch 
auf Ehrfurcht, wie der Monarch. Sie sind gleich 
ihm unverletzlich, und ein Angriff auf sie ist ein 
Angriff auf die Krone. „Ehrfurcht“ wird in der 
Ethik definiert als der höchste Grad der Achtung, 
verbunden mit dem Gefühle der eigenen Kleinheit 
und Unwichtigkeit. Durch die neue konstitutio- 
nelle Doktrin des Grafen Schulenburg- Beetzen- 
dorf, die, wie die sofort im Herrenhause er- 
folgenden Zustimmungen und die feierlichen Los- 
sagungen vom Grafen v. Hohenthal beweisen, in 
den modernen Kanon des Staatsrechts aufgenommen 
worden ist, ist den Herren Parlamentariern ihre 
künftige Rolle in Preussen und Deutschland ein 
für alle Male vorgezeichnet, sie haben sich im 
Gefühle ihrer „Kleinheit und Unwichtigkeit“ den 
Mini stern gegenüber jeder Kritik zu begeben, wie 
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sie der Graf von Hohenthal, in alten Anschauungen 
befangen, sich erlauben zu dürfen glaubte. 

Das preussische Herrenhaus sieht allerdings, 
wie Herr Richter mit Recht sagt, einen Ver- 
trauensmann in Herrn Miquel so gut wie in Herrn 
Herrfurth und anderen. Es liegt in der Natur 
des Parlamentarismus, dass die Gesetze immer nur 
durch einen Kompromiss verschiedener parlamen- 
tarischer Parteien und der Regierung zu Stande 
kommen, und dass sie deshalb in der Regel an 
ihrer Einheitlichkeit Not leiden und eigentlich 
keine Partei ihre volle Freude daran haben kann^ 
weil jede Partei nur einen Teil dessen verwirk- 
licht sieht, was sie für gut und nötig erachtet 
und jedes Gesetz Bestimmungen enthält, die sie 
für minder gut und richtig hält, und denen sie nur 
zustimmte, um die anderen Punkte und das Ganze 
durchzubringen. Das trifft auch bei den neuen 
Gesetzen zu, und es hat insbesondere der Gemeinde- 
ordnung gegenüber zu heissen Kämpfen geführt. 
Viel bedenklicher erscheint nach mancher Seite 
hin das Einkommensteuergesetz, weil es die mitt- 
leren und insbesondere die unfundierten Arbeits- 
einkommen zu hoch trifft gegenüber den fundierten 
und grossen Einkommen. Jedenfalls wird es nötig 
sein, die in Aussicht gestellte Ausgleichung durch 
Sonderbesteuerung des fundierten Einkommens 
sowie durch die Reform der Kommunalbesteuerung 
baldigst nachzuholen — sonst werden manche mitt- 
leren Einkommen von den verschiedenen direkten 
Steuern fast aufgezehrt. Der Mensch ist doch nicht 


Digltized by Google 


261 


blos zum SteuerzaKLen da, jedenfalls ist nicbts 
weniger im Stande, dem Volke die Freude am 
Vaterlande und seinen Institutionen zu erhalten 
und zu stärken, als die zu hohe Belastung mit 
direkten Steuern. Das preussische Herrenhaus 
hat mehr gethan, als blos kompromittiert, es hat 
überall kapituliert. Ihm ist kein Minister mehr 
zu liberal, um nicht sich zu unterwerfen. Es hat 
und es verlangt von jedermann, nicht blos in den 
Höflichkeitsunterschriften von Briefen an Ministern, 
sondern auch in der parlamentarischen Arena 

„Ehrfurcht“ vor denselben. Wir haben grosse 

•• 

Personen- Wechsel in der neuen Ara erfahren, aber 
noch grössere Begriffswechsel. Das Wort „Stabi- 
lität der Gesetzgebung“ ist fortan verpönt im 
preussischen Herrenhause. 

Die grössten Umwälzungen im Personal hat 
seit drei Jahren die Armee erfahren. Bis zum 
Schlüsse des Jahres 1888 waren 65 Generäle und 
156 Stabsoffiziere aller Waffen aus derselben ge- 
schieden. Aber auch in den untersten Offiziers- 
graden ist der Verjüngungsprozess ein continuier- 
licher, so dass das Kriegsministerium darauf be- 
dacht sein muss, in Bezug auf die wissenschaft- 
liche Bildung der in die Armee eintretenden 
jungen Offiziere solche Forderungen zu stellen, 
welche dieselben befähigen, in dem Falle eines 
baldigen Wiederausscheidens aus der Armee einem 
Civilberufe sich zu widmen, so dass das Ministe- 
rium durch das kaiserliche Interdict wider die 
Pealgymnasien in ein schlimmes Gedränge ge- 
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kommen ist, indem nach seiner, des Ministeriums 
Ansicht, gerade diese Anstalten geeignet sind, 
den daraus hervorgegangenen jungen Offizier, im 
Falle er der Verjüngung zum Opfer fällt, für 
einen bürgerlichen Beruf noch lebensfähig zu er- 
halten, und so dem Offiziersproletariat zu steuern. 

Ein besonderes Verdienst des Generals Bronsart 
war die Ueberleitung der Armee aus den ruhigen 
letzten Begierungsjahren des alten Kaisers Wil- 
helm in die Reformperiode, die unmittelbar darauf 
folgte. Ihm, das heisst, seiner Initiative und 
Mitwirkung verdankt die Armee die neue Feld- 
dienstordnung von 1887, die Einsetzung und Zu- 
sammensetzung der Kommission für Neubearbeitung 
des Infanterie - Exercier - Reglements , sowie die 
schleunige und treffliche Erledigung dieser schwie- 
rigen Aufgabe. Jenem folgte das Reglement für 
die Feld -Artillerie und am letzten Tage seiner 
Amtsfiilirung als Kriegsminister, am 31. März 
1889, die von ihm gegengezeichnete Allerhöchste 
Kabinetsordre über den Gang der Ausbildung der 
Truppen, die das Praktische und Kriegsmässige 
in den Vordergrund rückte. Auch das Motiv für • 
den Rücktritt von seinem hohen Posten als Mi- 
nister ehrt ihn als überzeugungstreuen Charakter. 

Es handelte sich um eine bedeutende Vermehrung 
der Feld- Artillerie; er selbst war, entgegen den 
anderen massgebenden Stimmen in der Armee, 
diesem Schritte nicht geneigt, da er die starke 
Artillerie als Impedimentum für die Feld- Armee • 
fürchtete. Er verliess seine Stellung, da jene 
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Ansicht nicht die ausschlaggebende blieb ; sein 
Nachfolger, General von Verdy du Vernois, führte 
die geplanten Massregel in grossem Stile durch,, 
um hinterher seinerseits den divergenzen in den 
höchsten Kreisen der Armee zum Opfer zu fallen* 
Wie in den hohem Spähren des Staatslebens 
zwischen dem Monarchen und seiner Umgehung 
sich Verhältnisse gelöst haben, die unzerreissbar 
schienen, so auch im Hofstaate. Von der Auf- 
räumung unter den Hofpredigerii haben wir in' 
einem besondern Kapitel gesprochen. Der Sturz 
des Herrn v. Liebenau hat politisch nicht die- 
selbe Bedeutung, gehört aber ebenfalls in den 
Rahmen unserer Betrachtungen. Die Stellung 
eines Ober-Hof- und Hausmarschalls im Hofleben 
ist eine überaus wichtige. In dem Träger dieses'- 
Amtes vereinigen sich alle Zweige des Haushalts 
des deutschen Kaisers; er ist der dienstthuende- 
Chef des Hofstaates und vertritt den Monarchen, 
dem er fast täglich Vortrag hält, als Hausherr 
gegenüber seinen direkten Untergebenen. Eine 
ganz besondere Sorgfalt hat er der Aufstellung 
jenes Programms zu widmen, welches die kaiser- 
liche Thätigkeit für den kommenden Tag festsetzt* 
Alle Reisedispositionen werden von ihm bis ins- 
kleinste ausgearbeitet. Jede Stunde, jede Minute 
sind in solchem Programm behufs irgend welcher 
Verwendung und Verwertung vorgesehen. Alles 
muss klappen — keine Verspätung, keine Ueber- 
anstrengung, kein Zuviel und kein Zuwenig darf 
eintreten. Ein Hausmarschall, jetzt Major ä la 
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suite der Armee, Freiherr v. Lyncker, welcher 
dieses Amt schon unter Kaiser Friedrich beklei- 
dete, und ein Hofmarschall, jetzt Rittmeister z. 
D. Graf von Pückler, treten dem Ober-Hof- und 
Hausmarschall als unterstützende Kräfte bei Er- 
ledigung der umfangreichen Geschäfte zur Seite. 
Trotz dieser Hülfe hat aber der Chef eine Fülle 
von Arbeit zu erledigen. Herrn v. Liebenau ge- 
lang die Bewältigung derselben im vollsten Masse, 
denn er wird als eine Arbeitskraft ersten Ranges 
gerühmt. Aber was ihm schwerer gelungen ist, 
war, sich die Gunst der männlichen und weib- 
lichen Hofgesellschaft zu erwerben. In seinem 
Wesen lag etwas allzu Bestimmtes und er war 
gewohnt, seinen Anordnungen und seinen Ansich- 
ten in einem Lapidarstil Ausdruck zu geben, 
welcher zuweilen unangenehm berühren musste. 
Nichtsdestoweniger wird der Kaiser seinen Diener 
vermissen, denn Herr von Liebenau stand ihm 
schon seit seinen Jünglingsjahren nahe. Nachdem 
im Jahre 1877 der damalige Prinz Wilhelm das 
Gymnasium in Kassel verlassen hatte, trat an 
Stelle des Generallieutenants von Gottberg, wel- 
cher in der hessischen Hauptstadt dem kleinen 
prinzlichen Haushalte vorgestanden hatte , als 
militärischer Begleiter Major von Liebenau. Er 
war dem Prinzen Wilhelm zur Seite während 
der ersten aktiven Dienstzeit bei der 6. Kom- 
pagnie des 1. Garde-Regiments und während der 
Studienzeit in Bonn; er wurde am Tage der Ver- 
mähluDg des Prinzen mit dem Amte eines Hof- 
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marschalls in dem neuen Hofstaate des jungen 
Paares betraut; er hat dieses Amt bis zur Thron- 
besteigung des jetzigen Kaisers inne gehabt, um 
dasselbe alsdann mit dem hervorragenderen eines 
Ober -Hof- und Hausmarschalls, welches unter 
Kaiser Friedrich der Fürst Radolin-Kadolinski 
und unter Kaiser Wilhelm I. der ebenfalls sehr 
schneidige Graf Perponcher und vor demselben 
der zuletzt halb erblindete Graf Pückler inne 
gehabt hatte, zu vertauschen. So ist Herr von 
Liebenau etwa dreizehn Jahre der Person des 
Monarchen in engster Weise attachiert gewesen. 

Wer den Posten eines Oberhof marschalls be- 
kleidet, ist nicht eine so belanglose Frage, wie 
es Manchem scheinen mag. Der Posten des Ober- 
hofinarschalls ist derjenige unter den Oberhof- 
ämtern, welcher am nächsten sich mit der Politik im 
engeren und weiteren Sinne berührt. Die Funk- 
tionen des Oberhofmarschalls erschöpfen sich nicht 
in dem internen Treiben des Hofes. Beispiels- 
weise können die Vorschläge, welche dieser Be- 
amte für Einladungen zu Hoffestlichkeiten macht, 
unter Umständen eine ausgesprochen politische 
Färbung erhalten. Es können Personen eingeladen 
werden, welche diese Gunst nicht ausschliesslich, 
aber doch zum Teil der persönlichen Stellung- 
nahme des Oberhotmarschalls zu politischen Par- 
teien und Richtungen verdanken; es können aus 
demselben Grunde andere Personen übergangen wer- 
den. Ein ähnliches V erhältnis kann Platz greifen bei 
der Verteilung von Audienzen. Ein Monarch, 


Digltized by Google 


266 


und nun gar der deutsche Kaiser ist ausserordent- 
lich in seiner Zeit beschränkt, und nicht die letzte 
der Fähigkeiten, die einen Oherhofinarschall zu 
zieren vermögen, ist die Kunst, sehr vieles im 
Zeitraum eines einzigen Tages unterzubringen, 
ohne dass dieses Viele als eine Last empfunden 
wird. Auch hier wird es nicht selten vom Be- 
lieben des Beamten abhängen, was geschieht und 
was unterbleibt. 

Nach dem Ausscheiden des Oberhof- und 
Hausmarschalls von Liebenau ist der Ober-Cere- 
monienmeister Graf zu Eulenburg , unter Belassung 
in dieser Stellung zugleich zum Ober- Hof- und 
Hausmarschall ernannt worden. Graf zu Eulenburg, 
der den Titel Excellenz führt, ist ausserdem Oberst- 
lieutenant im 1. Garde-Landwehr-Regiment, Vorsit- 
zender des Heroldamtes, Ceremonienmeister des 
Schwarzen Adler-Ordens, Mitglied der General - Or- 
denscommission und Kammerherr. DieUebertragung 
der neuen Würde an den Grafen konnte nicht über- 
raschen, denn dieselbe war schon seit einigen W ochen 

erwartet worden. Wenn die Vereinigung der 

»« 

beiden Ämter eines Ober- Hof- und Hausmar- 
schalls und des Ober-Ceremonienmeisters in einer 
Person stattgefunden hat, so lag diesem Schritt 
wesentlich der Gedanke zu Grunde, den Geschäfts- 
gang zu vereinfachen und in Zukunft irgend welche 
Reibungen zwischen den besonderen Trägern jener 
beiden Würden unmöglich zu machen. Ob sich 
jene neue Einrichtung bewähren wird, muss aller- 
dings die Zukunft lehren. Ein ähnlicher Vorgang 
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hat ja bereits vor einer Reihe von Jahren statt- 
gefunden, als dem Grafen Otto zu Stoib erg- Werni- 
gerode, nachdem er im Mai des Jahres 1881 aus 
der Stellung als Vicekanzler des Deutschen Rei- 
ches ausgescliieden war, mit der Würde eines 
Oberst-Kämmerers zugleich das Amt des Haus- 
ministers , welches * vordem Graf Schleinitz Jahr- 
zehnte hindurch verwaltet hatte, übertragen wurde. 
Nur etwa sechs Jahre bestand diese Verbindung, 
bis Graf Stolberg die Stelle als Hausminister zu 
Anfang des Jahres 1888 an den damaligen Re- 
gierungs-Präsidenten und Präsidenten des Reichs- 
I tages von Wedell-Piesdorf abtrat und nur die 

Würde eines Oberst-Kämmerers beibehielt. Es ist 
möglich, dass auch die beiden Aemter, welche 
jetzt Graf zu Eulenburg in sich vereinigt, später 
wieder einmal getrennt und auf besondere Per- 
; sonen übertragen werden. 

I Am wenigsten Wechsel hat der diplomatische 

! Dienst im letzten Jahre aufzuweisen. Es wäre 

i verfehlt, deswegen einen Wechsel in unserer aus- 

• wärtigen Politik leugnen zu wollen. Unsere Ver- 
treter in London, Paris, Wien, Petersburg haben 
sich schnell in einen veränderten Kurs hineinfinden 
müssen. Graf Münster hat über die gescheiterte 
Mission der Kaiserin Friedrich Akten in das diplo- 
matische Archiv in Paris einzufügen gehabt, die 
früher nicht möglich gewesen wären. Fürst Hatz- 
feld in London arbeitet seit einem Jahre an der 
Herstellung eines Verhältnisses zwischen dem deut- 
schen Reich und England, das in dem Grade, als 

i 
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es immer intimer wird, den deutscli - russischen 
Strang durchschneidet, womit die alten, deutschen 
Aktenstücke in London sich ebenfalls wenig ver- 
tragen. Unser Vertreter in Wien bepackt das 
deutsch-österreichische Bündnis mit wirtschaftlichen 
Fragen. Und in Petersburg stehen wir so, dass 
Graf Waldersee seinen militäriöthen Posten in Kiel 
angeblich aufgeben soll, um als diplomatischer Agent 
das russische Misstrauen zu verscheuchen zu versu- 
chen, was er vermutlich als unmöglich ablehnen wird. 

Seit einiger Zeit sind über die Beziehungen 
Deutschlands zum Auslande, namentlich den Mit- 
gliedern des Dreibundes beunruhigende Nachrichten 
im Umlaufe. Schon im Juli 1890 sagte ein be- 
kanntes Hamburger Blatt: Wenn der Dreibund 
die Bestimmung habe, Russland von Angriffen auf 
Oesterreich abzuhalten, so sei es die Aufgabe 
Deutschlands, zwischen Destereich und Russland 
stets im Sinne des Friedens zu vermitteln. 

Zu diesem Zweck müsste Deutschland stets 
gute, und befreundete Beziehungen zu Russ- 
land unterhalten. In demselben Moment , wo 
Deutschland Oesterreich zu Liebe, mit Russland 
bräche, würde es in Abhängigkeit zu Oesterreich 
geraten. Weiter hiess es in dem Artikel: „Vor 
diesem Schicksal muss jeder wahre Patriot unser 
Vaterland bewahrt wissen wollen. Sobald Deutsch- 
land auch nur ein einziges Mal sich dazu herge- 
geben hätte, österreichische Dienste gegen Russ- 
land zu verrichten, würde die österreichische Diplo- 
matie dafür sorgen, dass wir ihr zu Willen sein 
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müssten. Wir wären mit Russland brouilliert und 
auf Oesterreich allein angewiesen, während wir 
jetzt abgesehen vom Bündnissfalle , völlige Ak- 
tionsfreiheit haben und deshalb, sowie wegen un- 
serer militärischen Stärke die fülirende Macht des 
Dreibundes sind.“ Was bedeutete diese Mahnung? 
Sollte damit die Besorgnis ausgedrückt werden, 
dass die heutige deutsche Politik nicht mehr die 
Führung des Bundes habe. Am Schlüsse des Ar- 
tikels wurde gesagt: „Das Schicksal des Prinzen 
Ferdinand von Koburg und Bulgariens ist uns 
keinen Schuss deutschen Pulver wert; es hat nur 
für Oesterreich Bedeutung, bezüglich dessen wir 
unser eigenes Interesse schädigen, wenn wir seine 
Politik Russland gegenüber vertreten wollten.^ 
Seitdem sind gelegentlich immer von neuem 
ähnliche und andere Mahnungen aus derselben 
Quelle gekommen, die uns eben wegen der Bedeut- 
samkeit derselben darauf schliessen lassen, dass 
die alte Magnetnadel der deutschen Politik Ab- 
weichungen zeigt. Im Monat Juni d. J. wandten 
sich die „H. Nachr.“ in zwei Kundgebungen wieder 
gegen Oesterreich. Zunächst Hess sich der Verfasser 
in Anknüpfung der Berichte über die czechisch- 
französische Verbrüderung in Prag folgendermassen 
aus: „Diese und ähnHche Vorgänge der Vergan- 
genheit lenken, aucli wenn man sie nicht über- 
schätzt, die Aufmerksamkeit auf die Gefaliren, die 
aus der Unsicherheit der österreichischen natio- 
nalen Verhältnisse drohen. Sie verstärkten den 
Eindruck, dass es unvorsichtig war, die beiden 
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Stränge, die Deutschland früher auf seinen Bogen 
hatte, nicht zu behalten, sondern den russischen 
kurzweg zu durchschneiden. Die nationalen Zwis- 
tigkeiten erstrecken sich in Oesterreich selbst bis 
in das Offiziercorps hinein, so dass es keine ausser- 
gewöhnliche Erscheinung ist, in Garnisonen die 
Offiziere nach ihren Nationalitäten in verschiede- 
nen Gasthäusern und an verschiedenen Tischen 
speisen zu sehen. Zweiffellos wirkt die Disziplin 
entschieden ausgleichend hierauf, aber im Hinblick 
auf die Möglichkeiten der Zukunft kann man sich 
docli eines beunruhigenden' Eindruckes kaum ent- 
schlagen. Dies um so weniger, je mehr in Deutsch- 
land bei Bemessung des Wertlies unseres Bünd- 
nisses mit Oesterreich von der falschen Voraus- 
setzung ausgegangen wird, dass uns dasselbe auch 
gegen Frankreich decke und Oesterreich uns sofort 
beistehen müsse, wenn uns Frankreich angriffe. 
Das ist nicht zutreffend. Nach Artikel II des Bünd- 
niss Vertrages tritt in diesem Falle der Casus foederis 
erst ein, wenn ausser Frankreich auch Russland uns 
angreiffc, oder Frankreich militärisch unterstützt.“ 
Ferner bezog sich der Verfasser auf die Ver- 
handlungen über den deutsch - österreichischen 
Handelsvertrag, indem er schrieb : „Der Eindruck, 
dass auf österreichischer Seite das doppelte Schach, 
in das wir durch den Bruch mit dem System der 
gleichzeitigen Anlehnung an Russland geraten 
sind, dazu benutzt wird, um wirtschaftliche Kon- 
zessionen zu erzwingen, besteht fort. Oesterreich 
glaubt, was nach allem Geschehenen als seine 
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AufFassuiig nicht überraschen kann, dass die leitende 
Stellung im Bunde, die früher Deutschland inne 
gehabt hat, jetzt in seine Hände übergegangen 
sei und sucht sich dies zu Nutze zu machen. 
Früher hielt man uns in Wien nicht nur für 
mächtiger, sondern auch für klüger als sich selbst, 
man suchte der thatsächlichen Lage ihre beste 
Seite abzugewinnen und begnügte sich mit dem, 
was man erlangen konnte. Jetzt fordert man, 
beordert die Unterhändler für Realisierung dieser 
Ansprüche nach Wien und führt die Angelegen- 
heiten so, dass sich diesseitige Minister auf die 
Angaben in österreichisch -offiziösen Blättern be- 
rufen müssen, um Auskunft über die wichtigsten 
materiellen Interessen des deutschen Volkes zu 
erteilen. In Österreich wissen die Organe der 
öffentlichen Meinung eben trotz aller Betonung 
der Notwendigkeit der (ieheimhaltung der Ab- 
machungen, um die es sich handelt, genau Bescheid 
über deren Tragweite ; dort werden die Interessenten 
befragt, während die deutsche öffentliche Meinung 
„mit Rücksicht auf Österreich und die noch 
schwebenden Verhandlungen mit anderen Staaten“ 
in Dunkel und Vormundschaft erhalten wdrd. — 
Nichts ist übrigens weniger geeignet, das jetzige 
Verfahren zu rechtfertigen, als die Behauptung, 
dass die gegenwärtig mit Österreich gepflogenen 
Verhandlungen auch unter der vorigen Regierung 

angestrebt worden seien. Thatsache ist , dass 

• • 

Österreich schon früher, und zwar 10 Jahre lang, 
unausgesetzt Versuche in gleicher Richtung wie 
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jetzt zu Gunsten der ungarisclien Kornhändler ge- 
maclit hat. Es lag in der Natur der gegenseitigen 
politischen Beziehungen, dass dieselben stets mit 
grösster Höflichkeit und im Tone des Einverständ- 
nisses behandelt , aber — doch eben abgelehnt wor- 
den sind. Darauf die Behauptung zu gründen, dass die 
frühere Regierung das Nämliche gethan oder gewollt 
habe, wie das, um was es sich jetzt handle, kann 
nur Leuten in den Sinn kommen, die nicht wissen, 
-wie diplomatische Geschäfte gemacht werden.“ 
Dass nach dem Ausscheiden des Fürsten 
Bismarck unsere diplomatische Weltstellung ge- 
schwächt worden, ist eine Behauptung, die auch 
auf den Seiten aufgestellt wird, wo sonst die 
„Hamb. Naclirichten“ wegen ihrer Russenfreund- 
lichkeit nicht eben glimpflich behandelt werden. 
Der in der Broschüre „Was für einen Kurs haben 
wir?“ geschilderte Kurs der auswärtigen deutschen 
Politik ist wahrlich nicht der alte; denn er zeigt, 
teils deutlich ausgesprochen, teils als bei Beharrung 
der deutschen Politik in ihren jetzigen Bahnen 
mit der grösseren Wahrscheinlichkeit bevorstehend, 
folgende Veränderungen: 

an Stelle einer festen, stolzen und würdevollen 
Zurückhaltung gegenüber Frankreich, ein über- 
eiltes, geflissentliches Werben um dessen Freund- 
lichkeit, das in einer für uns so unparierbaren 
Weise zurückgewiesen wurde, dass bei den 
republikanischen Einrichtungen dieses Nachbar- 
reiches unsere Beziehungen zu Frankreich auf 
lange Zeit hinaus kompromittiert sind; 
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an Stelle der früheren Freundschaft init England, 
die für uns ein verfügbares politisches Wert- 
objekt war, eine nach dem fast einmütigen Grlauben 
der europäischen Diplomatie festgelegte deutsch- 
englische Verbindung, die auf alle Fälle Grross- 
britannien die Unterstützung Deutschlands sichert, 
an Stelle eines Verhältnisses zu Russland, das 
uns für den Fall des Auseinandergehens der 
Tripelallianz die traditionelle Allianz mit dem 
Zarenreiche thunlichst gesichert hätte das er- 
neuerte Festhalten Russlands an Frankreich und 
die erfolgverheissende Anbahnung einer Separat- 
verständigung Russlands mit dem Habsburgi- 
schen Reiche; 

an Stelle der Führung im Dreibunde, wie über- 
haupt in Europa, ein Ausgleiten aus dieser 
Stellung, worauf (isterreich die Führung an sich 
nahm, und Deutschland in die Position unter 
doppeltes Schach geriet, in welches bis dahin 
Österreich sich uns gegenüber befand; 
an Stelle der Bürgschaft, dass die Erneuerung 
des Dreibundes zur gegebenen Zeit vom Belieben 
. Deutschlands abhange,. die Wahrscheinlichkeit, 
dass der Dreibund sich auflösen und einer 
russisch - österreichischen Verständigung Platz 
machen werde; 

an Stelle der Sicherung des Friedens für den Fall 
der Auflösung der Tripelallianz die höchste Wahr- 
scheinlichkeit einesKiieges, bei welchem Deutsch- 
land nur auf die englische Freundschaft mit 
einiger Sicherheit würde zu rechnen haben, 
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während ihm Russland, Österreich und Frank- 
reich geschlossen gegenüberständen. Auch in 
diesem Falle würde am letzten Ende — aus 
Gründen, die hier nicht erörtert werden können 
— Deutschland walu'scheinlich das Feld behalten. 
Dann aber wäre Europa verwüstet und ent- 
völkert; die Monarchie wahrscheinlich in den 
meisten europäischen Staaten vernichtet. 


i 


Druck vuii G. Zahn ät H. tiaendel, Kirchhain N.-L. 
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